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I. AUSGANGSLAGE UND GUTACHTENSAUFTRAG 

1 Am 12. Juni 2014 reichten die Mitglieder des Grossen Rates Philippe Nantermod 

und Stéphanie Favre die Motion Nr. 1.0085 «Aufhebung der Beschwerde beim 

Staatsrat gegen kommunale Entscheide» ein. Die Motion verlangt, dass dem 

Grossen Rat eine Abänderung des kantonalen Verfahrensrechts zu unterbreiten 

sei, wonach die Verwaltungsbeschwerde beim Staatsrat, zumindest die Be-

schwerde gegen kommunale Entscheide, abgeschafft werde. Stattdessen sollen 

solche Entscheide direkt beim Kantonsgericht anfechtbar sein. Begründet wird 

die Motion damit, dass die Kantonsgerichtsbeschwerde effizienter und gerechter 

sei. Der doppelte Instanzenzug sei für die Bürger zeitraubend und kostspielig. 

Die Verwaltungsbeschwerde an den Staatsrat sei auch überholt. 

2 Mit Beschluss des Grossen Rates vom 13. November 2014 wurde die Motion mit 

60 gegen 53 Stimmen bei 4 Enthaltungen in ein Postulat umgewandelt
1
. Der 

Staatsrat beantwortete das Postulat am 23. Januar 2015 und empfahl es zur Ab-

lehnung. In seiner Antwort weist der Staatsrat darauf hin, dass der Grosse Rat 

am 12. September 2013 eine frühere Motion, welche die Aufhebung einer Be-

schwerdeinstanz im Baurecht gefordert hat, mit 90 zu 31 Stimmen abgelehnt ha-

be. Die Aufhebung der Verwaltungsbeschwerde an den Staatsrat sei «möglich» 

im Falle kantonaler Vorinstanzen; in diesem Fall müsse dem Kantonsgericht 

«volle Entscheidungsbefugnis» zukommen und eine entsprechende Änderung 

des kantonalen Verfahrensrechts müsse sehr sorgfältig geprüft werden. Abzu-

lehnen sei die Aufhebung der Verwaltungsbeschwerde im Falle kommunaler Vo-

rinstanzen. Hier komme dem Staatsrat eine wichtige Filterfunktion zu; 95 % der 

Entscheide des Staatsrates erwüchsen in Rechtskraft. Vor Kantonsgericht wür-

den nur rund 20 % der Beschwerden gutgeheissen. Das Postulat kritisiere nicht 

die Qualität der Entscheide des Staatsrates. Für Entscheide der Gemeinden sei 

es wichtig, dass die instruierende Behörde ohne übertriebenen Formalismus das 

Dossier komplettieren könne, so dass ein Entscheid in der Sache gefällt werden 

könne; bei einer direkten Zuständigkeit des Kantonsgerichts sei vermehrt mit 

Rückweisungsentscheiden zu rechnen. Die Verwaltungsbeschwerde an den 

Staatsrat diene auch der Aufsicht über die Gemeinden. Überdies sei insgesamt 

mit Mehrkosten für den Kanton zu rechnen, da die Verwaltungsrechtspflege kos-

tengünstiger als die Kantonsgerichtspflege sei. 

____________________ 
1 Memorial des Grossen Rates des Kantons Wallis, 58. Legislaturperiode 2013–2017, Ordentliche Novem-
bersession 2014, Band 126, S. 157. 
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3 Das Postulat wurde am 30. April 2015 vom Grossen Rat mit 60 zu 43 Stimmen 

bei 4 Enthaltungen angenommen
2
. Nach eigenen Abklärungen hat der Staatsrat 

am 24. Oktober 2018 entschieden, die Frage seiner Kompetenzen im Beschwer-

deverfahren durch ein Rechtsgutachten abzuklären. Konkret unterbreitete der 

Staatsrat den Experten folgende Fragen: 

1. Wie sehen die in der Schweiz vorhandenen Organisationsstrukturen für die Behand-
lung von Verwaltungsbeschwerden auf kantonaler Ebene und deren Aufteilung aus?  

2. Warum haben die Kantone die jeweiligen Modelle gewählt? 
3. Warum haben einige Kantone mehrere unterschiedliche rechtliche Organisations-

strukturen?  
4. Gibt es interkantonale Vergleichsstudien über die Qualität und Effizienz der rechtli-

chen Organisationsstrukturen auf kantonaler Ebene und wenn ja, was sind deren 
Ergebnisse?  

5. Gibt es Studien über die Betriebskosten der rechtlichen Organisationsstrukturen auf 
kantonaler und interkantonaler Ebene und wenn ja, was sind deren Ergebnisse?  

6. Was sind die Vor- und Nachteile des Walliser Systems mit dem Staatsrat als erste 
Beschwerdeinstanz?  

7. Was sind die Alternativen zum Walliser System und warum sind diese besser oder 
schlechter?  

8. Was kann dem Walliser Gesetzgeber empfohlen werden?  

4 Die Experten trafen sich am 11. Januar 2019 zu einem Instruktionsgespräch mit 

der Staatskanzlei. Dabei wurden Zeitplan und Verfahrensfragen erörtert. Am 

23. Mai 2019 und am 12. Juni 2019 fanden Anhörungen mit den betroffenen Be-

hörden, Mitgliedern des Gemeindeverbandes sowie des kantonalen Anwaltsver-

bandes statt (vgl. unten Ziff. 62 ff.). Weitere Angaben erfolgten per E-Mail (vgl. 

unten Ziff. 64). Dies gilt namentlich für die statistischen Grundlagen (vgl. dazu un-

ten Ziff. 47 ff.). 

5 Am 21. Januar 2020 wurde der Staatskanzlei ein erster Entwurf des vorliegenden 

Gutachtens übermittelt. Ziel dieser Zustellung war die Klärung, ob damit die Fra-

gen des Staatsrates beantwortet würden und ob es bei der Ausfertigung des Be-

richts zu Missverständnissen gekommen ist. Die Experten legen Wert auf die 

Feststellung, dass Staatsrat und Staatskanzlei keinerlei Einfluss auf den Inhalt 

dieses Berichts genommen haben und die Experten ihre Arbeit in völliger Unab-

hängigkeit verrichtet haben. Die Staatskanzlei ist zum Schluss gekommen, dass 

der Bericht dem Mandat entsprach und liess diesen vollständig auf Deutsch und 

Französisch übersetzen. Beide Sprachversionen wurden sodann den Experten 

unterbreitet. Die Experten haben diese Fassungen überprüft und finalisiert.  

6 Es ist den Experten ein grosses Anliegen, allen Beteiligten für die offene Kom-

munikation und die Unterstützung zu danken. 

____________________ 
2
 Grosser Rat, Die Sitzung in Kürze, Donnerstagnachmittag, 30. April 2015, S. 1. 
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II. GELTENDES RECHT 

7 Die Beschwerdemöglichkeit an den Staatsrat ist in allgemeiner Weise im Gesetz 

über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege (VVRG, 

SGS/VS 172.6) vom 6. Oktober 1976 geregelt. Art. 43 Abs. 1 VVRG sieht als 

Rechtsmittel gegen Verfügungen der Behörden die Verwaltungsbeschwerde vor, 

«sofern kein anderer Rechtsmittelweg an das kantonale Versicherungsgericht 

oder an den Grossen Rat oder kein anderer Rechtsweg offensteht». Die Verwal-

tungsbeschwerde ist grundsätzlich an den Staatsrat zu richten: «Fehlt eine aus-

drückliche gesetzliche Bestimmung, ist der Staatsrat Beschwerdeinstanz» 

(Art. 43 Abs. 2 VVRG). 

8 Trotz der Generalklausel in Art. 43 Abs. 2 VVRG enthalten zahlreiche Spezialge-

setze Bestimmungen, die ausdrücklich die Beschwerde an den Staatsrat vorse-

hen (z. B. Art. 13 Abs. 1 des Weiterbildungsgesetzes vom 2. Februar 2001, 

SGS/VS 417.4; Art. 52 Abs. 3 des Gesetzes über den Zivilschutz vom 10. Sep-

tember 2010, SGS/VS 520.1; Art. 14 Abs. 3 des Gesetzes über die Besteuerung 

der Motorfahrzeuge vom 16. September 2004, SGS/VS 641.5; Art. 37 Abs. 1 des 

Ausführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Raumplanung von 23. Januar 

1987, kRPG, SGS/VS 701.1; Art. 52 Abs. 2 des Baugesetzes vom 8. Februar 

1996, BauG, SGS/VS 705.1). Aus legistischer Sicht ist diese Vorgehensweise 

eher unglücklich. Sie bietet zwar den Vorteil, dass das Rechtsmittel direkt im 

Spezialgesetz zu finden ist und nicht nach einer Generalklausel in einem anderen 

Gesetz gesucht werden muss. Sie kann aber auch den falschen Eindruck erwe-

cken, dass die Beschwerde an den Staatsrat nur aufgrund spezialgesetzlicher 

Bestimmungen zulässig ist. Dabei hätte eine Aufhebung dieser Bestimmungen 

ohne Änderung der Generalklausel keinerlei Auswirkungen. Bei einer Änderung 

der Generalklausel müssten hingegen sämtliche spezialgesetzlichen Bestim-

mungen überprüft werden, damit der Gesetzgeber im Einzelfall über Beibehal-

tung oder Abschaffung der Beschwerde an den Staatsrat entscheiden kann. 

9 Zu den Ausnahmen von der Zuständigkeit des Staatsrates gehören beispielswei-

se Entscheide über Einbürgerungen (vgl. Art. 18 Abs. 1 Gesetz über das Walliser 

Bürgerrecht vom 18. November 1994, SGS/VS 141.1), Verfügungen über die 

Anwaltszulassung (vgl. Art. 10 Gesetz über den Anwaltsberuf zur Vertretung von 

Parteien vor den Gerichtsbehörden vom 6. Februar 2001, SGS/VS 177.1) und 

Verfügungen im Bereich des öffentlichen Beschaffungswesens (Art. 16 Abs. 1 

Gesetz betreffend den Beitritt des Kantons Wallis zur Interkantonalen Vereinba-

rung über das öffentliche Beschaffungswesen vom 8. Mai 2003, SGS/VS 726.1). 

In diesen Fällen ist das Kantonsgericht zuständig. 
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10 Möglich ist eine direkte Beschwerde (Sprungrekurs) ans Kantonsgericht auch, 

«wenn der Staatsrat der Vorinstanz ausserhalb eines Beschwerdeverfahrens 

wegen Rechtsverweigerung oder ausserhalb eines Rückweisungsverfahrens eine 

Weisung erteilt, dass oder wie sie verfügen soll» (Art. 73a Abs. 1 VVRG). Der 

Staatsrat kann auch mit Zustimmung des Beschwerdeführers die Streitsache zur 

direkten Behandlung dem Kantonsgericht überweisen, wenn lediglich Rechtsfra-

gen streitig sind oder wenn die Fragen der Angemessenheit ausnahmsweise 

durch das Kantonsgericht zu beurteilen sind (Art. 73a Abs. 2 VVRG). In der Pra-

xis kommt der Sprungrekurs jedoch praktisch nie zur Anwendung (vgl. unten 

Ziff. 55). 

11 Vorinstanzen des Staatsrates sind Verwaltungsbehörden im Sinne von Art. 3 

VVRG. Darunter fallen gemäss Art. 3 Abs. 1 VVRG die kantonalen Dienststellen 

(«Organe der Verwaltung des Kantons»), aber auch Organe der Bezirke, Ge-

meinden und der öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Anstalten. Private gel-

ten als Verwaltungsträger, wenn sie mit der «Erfüllung öffentlich-rechtlicher Auf-

gaben betraut sind» (Art. 3 Abs. 2 VVRG). Rein praktisch ist der Staatsrat weit 

überwiegend mit Verwaltungsbeschwerden gegen Entscheide der kantonalen 

Dienststellen sowie der Gemeinden befasst (vgl. unten Ziff. 56). Die nachfolgen-

den Ausführungen konzentrieren sich auf diese Vorinstanzen. 

12 Beschwerdeobjekt im Verfahren vor dem Staatsrat sind Verfügungen im Sinne 

von Art. 5 VVRG. Diese sind auf Streitigkeiten gerichtet, die «in Anwendung öf-

fentlichen Rechts des Bundes, des Kantons oder der Gemeinde» erledigt werden 

(Art. 4 VVRG). Streitigkeiten im öffentlich-rechtlichen Klageverfahren (vgl. Art. 83 

VVRG), aus Staatshaftung (vgl. Art. 84 lit. a VVRG) und aus privatrechtlichen 

Verträgen (vgl. Art. 84 lit. c VVRG) werden nicht weiter untersucht. 

13 Zur Beschwerde an den Staatsrat ist legitimiert, «wer durch die angefochtene 

Verfügung berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an deren Aufhebung oder 

Änderung hat» (Art. 44 Abs. 1 lit. a VVRG). Dies entspricht soweit ersichtlich den 

üblichen Beschwerdevoraussetzungen im Verfahrensrecht von Bund und Kanto-

nen. Die gleiche Formulierung verwendet Art. 156 Abs. 1 Gemeindegesetz vom 

5. Februar 2004 (GemG, SGS/VS 175.1) für die Beschwerdelegitimation der 

Gemeinden vor Kantonsgericht (die im Verfahren vor dem Regierungsrat nicht 

enger sein kann). Die Beschwerdelegitimation der Gemeinde kann sich daraus 

ergeben, dass der angefochtene Entscheid die hoheitlichen Befugnisse und Auf-
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gaben der Gemeinde berührt; dies ist beispielsweise im Bereich der Ortsplanung 

und des Bauwesens der Fall
3
.  

14 Die Staatskanzlei instruiert die Fälle aus der kantonalen Verwaltung. Ist eine 

Gemeinde Vorinstanz, so erfolgt die Instruktion durch die Dienststelle für innere 

und kommunale Angelegenheiten, es sei denn, es gehe um Fälle im Bildungs-

recht (Noten, Anstellung von Lehrpersonen), um Kurtaxen oder um Infrastruktur-

recht. In diesen Fällen ist die Staatskanzlei zuständig (mündliche Angaben der 

Staatskanzlei und der Dienststelle für innere und kommunale Angelegenheiten). 

Alle Staatsräte erhalten alle Unterlagen des Verfahrens. Beantragt die instruie-

rende Stelle eine Gutheissung der Beschwerde, muss zwingend eine Diskussion 

im Staatsrat stattfinden (mündliche Angaben der Staatskanzlei). 

15 Der Staatsrat entscheidet die Fälle mit freier Kognition, d. h. er beurteilt Rechts- 

und Sachverhaltsfragen unter Einschluss der Prüfung der Angemessenheit bzw. 

Zweckmässigkeit der vorinstanzlichen Entscheidung (Art. 47 Abs. 1 u. 2 VVRG). 

Von der Angemessenheitsüberprüfung ausgenommen sind Entscheidungen, die 

in den autonomen Bereich der Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes fallen 

(Art. 47 Abs. 3 VVRG). Wesentliche Ermessensfehler (Art. 47 Abs. 2 VVRG) und 

die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe (für ein Bsp. vgl. KGer, Urteil 

A1 11 153 u. A1 11 172 vom 10. Mai 2012, E. 12.3) sind Rechtsfragen und fallen 

nicht unter diese Ausnahme, d. h. sie werden vom Staatsrat mit freier Kognition 

beurteilt. 

16 Der Staatsrat entscheidet in der Regel reformatorisch, kann den Fall aber auch 

zurückweisen, wenn die Angelegenheit etwa wegen fehlender Sachverhaltsab-

klärungen nicht spruchreif ist (mündliche Angaben der Staatskanzlei, vgl. offener 

Art. 60 Abs. 1 VVRG). Neue Begehren, Tatsachenbehauptungen und Beweisan-

träge sind im Verfahren vor dem Staatsrat zulässig (Art. 47 Abs. 4 VVRG). Eige-

ne Beweismassnahmen des Staatsrates werden selten durchgeführt (mündliche 

Angaben der Staatskanzlei). Die Kosten für den Entscheid vor dem Staatsrat be-

tragen ca. CHF 400.-- pro ausgefertigte Seite, so dass ein durchschnittlicher Ent-

scheid etwa Verfahrenskosten von ca. CHF 2'000.-- bis CHF 2'500.-- verursacht 

(mündliche Angaben der Staatskanzlei). 

17 Die Entscheide des Staatsrates unterliegen der Beschwerde ans Kantonsgericht 

(Art. 72 VVRG). Gemäss Art. 65 Abs. 1 VVRG bildet das «Verwaltungsgericht» 

eine Abteilung des Kantonsgerichts (die öffentlich-rechtliche Abteilung). Im Ge-

gensatz zum Staatsrat entscheidet das Kantonsgericht grundsätzlich nur über 

____________________ 
3
 Vgl. KGer., Urteil A1 11 153 u. A1 11 172 vom 10. Mai 2012, E. 2.2 betreffend Bewilligungserteilung für 

einen Gewerbebetrieb. 
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Sachverhalts- und Rechtsfragen (Art. 78 Abs. 1 lit. a VVRG). Eine Ermessens-

prüfung findet nur ausnahmsweise statt, so im Falle von Verfügungen über die 

Zulassung zu öffentlichen Anstalten (Art. 78 Abs. 1 lit. b Ziff. 1 VVRG), von Ver-

fügungen über den Schutz der Minderjährigen (Art. 78 Abs. 1 lit. b Ziff. 2 VVRG), 

von Verfügungen über die administrative Versorgung (Art. 78 Abs. 1 lit. b Ziff. 3 

VVRG
4
) und von Verfügungen, die an eine Bundesbehörde mit unbeschränkter 

Kognitionsbefugnis weitergezogen werden können (vgl. Art. 78 Abs. 1 lit. b Ziff. 4 

VVRG). Eine Ermessensprüfung durch das Kantonsgericht kann auch spezialge-

setzlich vorgesehen sein (Art. 78 Abs. 1 lit. b Ziff. 5 VVRG) und kommt im (sehr 

seltenen) Fall eines Sprungrekurses nach Art. 73a Abs. 2 lit. b VVRG zur An-

wendung. 

18 Im Gegensatz zum Waadtländer oder Neuenburger Recht (unten Ziff. 127 und 

116) enthält die Walliser Gesetzgebung keine Bestimmung, welche die Be-

schwerde ans Kantonsgericht gegen Entscheide des Staatsrates ausschliesst 

oder diese von einer spezialgesetzlichen Bestimmung abhängig macht. Die all-

gemeine Kompetenznorm in Art. 72 VVRG gilt also sowohl für Entscheide des 

Staatsrates, egal ob erstinstanzlich oder auf Beschwerde hin, als auch für Ent-

scheide anderer Walliser Verwaltungsbehörden. 

19 Im Bereich der Raumplanung unterliegen die kommunalen Nutzungspläne der 

Beschwerde an den Staatsrat (Art. 37 Abs. 1 kRPG), der mit freier Kognition ge-

mäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG entscheidet (Art. 37 Abs. 4 erster Satz kRPG; vgl. 

unten Ziff. 32 ff.). Der Beschwerdeentscheid des Staatsrates kann ans Kantons-

gericht weitergezogen werden, das sich auf die Prüfung der Rechtmässigkeit be-

schränkt (Art. 37 Abs. 4 zweiter Satz kRPG).  

20 In Steuersachen ist ein besonderes Rechtsmittel vorgesehen. In diesem Bereich 

wird die Beschwerde weder an den Staatsrat noch ans Kantonsgericht, sondern 

an die kantonale Steuerrekurskommission (KRK) gerichtet, die als einzige kanto-

nale Beschwerdeinstanz entscheidet (Art. 150 und 219a des Steuergesetzes vom 

10. März 1976, StG, SGS/VS 642.1). Das Bundesgericht hat allerdings entschie-

den, dass diese Kommission nicht über die für eine richterliche Behörde nötige 

Unabhängigkeit verfügt, da ihr Schreiber gleichzeitig Chef des Rechtsdienstes 

des Finanzdepartements war
5
. Infolge dieses Bundesgerichtsentscheids und 

auch angesichts gewisser Funktionsprobleme wurde die KRK in verschiedenen 

____________________ 
4
 In der französischen Fassung des VVRG. Die deutsche Fassung wiederholt Ziff. 1 von Art. 78 Abs. 1 lit. b 

VVRG. 
5
 BGE 140 I 271, 275 f. 
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parlamentarischen Vorstössen grundsätzlich infrage gestellt
6
. Eine ausserparla-

mentarische Expertenkommission empfahl, die KRK aufzulösen und die Steuer-

streitigkeiten an eine spezialisierte Abteilung des Kantonsgerichts zu übertragen
7
. 

Die Frage der Steuerstreitigkeiten ist folglich nicht Teil des vorliegenden Gutach-

tens, da in diesem Bereich keine Beschwerde an den Staatsrat vorgesehen ist. 

Die Art und Weise, wie das Schicksal der KRK durch den Gesetzgeber geregelt 

wird, ist im Rahmen des vorliegenden Gutachtens dennoch von Bedeutung, weil 

dies  zu einer Zunahme der Arbeitsbelastung des Kantonsgerichts führen dürfte. 

Sollten dem Kantonsgericht neue Aufgaben übertragen werden, sei dies im Zu-

sammenhang mit der allfälligen Auflösung der KRK oder einer allfälligen Abschaf-

fung der Beschwerde an den Staatsrat, so müsste dies natürlich koordiniert ge-

schehen. 

____________________ 
6
 Bericht der ausserparlamentarischen Kommission zur Prüfung der Problematik betreffend die kantonale 

Steuerrekurskommission vom 10. Dezember 2018, S. 2 f.; Kanton Wallis - Bericht der Gerichte für das 
Jahr 2018, S. 20 f.  
7
 Erwähnter Bericht FN 6 S. 18 f. 
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III. ÜBERGEORDNETE RECHTLICHE VORGABEN 

1. Art. 6 EMRK, Art. 29a  BV und BGG  

21 Wie der Bund müssen auch die Kantone bei der Organisation ihrer Verwaltungs-

rechtspflege den Anforderungen der EMRK gerecht werden. Von wesentlicher 

Bedeutung ist in diesem Zusammenhang Art. 6 Abs. 1 EMRK , der besagt, dass 

jede Person ein Recht darauf hat, dass über Streitigkeiten in Bezug auf ihre zivil-

rechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene 

strafrechtliche Anklage von einem unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz 

beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb ange-

messener Frist verhandelt wird. Anders als der Wortlaut  vermuten lässt, ist die 

Tragweite dieser Bestimmung im Verwaltungsrecht sehr gross. Die Rechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte, gefolgt von jener 

des Bundesgerichts, hat den Begriff der Streitigkeit über zivilrechtliche Ansprüche 

und Verpflichtungen denn auch auf verschiedene verwaltungsrechtliche Streitig-

keiten erweitert
8
. 

22 Unter den durch Art. 6 Abs. 1 EMRK garantierten Rechten ist vor allem der Zu-

gang zu einem unabhängigen und unparteiischen Gericht für dieses Gutachten 

relevant. Als Gericht im Sinne von Art. 6 Abs. 1 EMRK gilt ein auf Gesetz beru-

hender, unabhängiger Spruchkörper, der auf der Grundlage des Rechts in einem 

gesetzlich vorgesehenen Verfahren über Rechtsansprüche bindend entscheidet. 

Es muss nicht zwingend in die ordentliche Gerichtsstruktur eines Gemeinwesens 

eingegliedert sein; es muss jedoch organisatorisch und personell, nach der Art 

seiner Ernennung, der Amtsdauer, dem Schutz vor äusseren Beeinflussungen 

und nach seinem Erscheinungsbild sowohl gegenüber anderen Behörden als 

auch gegenüber den Parteien unabhängig und unparteiisch sein
9
. Das Bundes-

gericht hat zudem präzisiert, dass Unabhängigkeit allein nicht genügt, um eine 

Behörde als Gericht zu bezeichnen. Entscheidend sind auch deren Funktionen 

(Rechtsprechungsfunktion für ein Gericht, Aufsichtsfunktion für eine einfache un-

abhängige Behörde)
10

. 

____________________ 
8
 Für detaillierte Beispiele, vgl. THIERRY TANQUEREL, Manuel de droit administratif, 2. Auflage, 

Genf/Zürich/Basel, 2018, Ziff.. 1255 f.  
9
 BGE 126 I 228, 232; 123 I 87, 91. 

10
 BGE 138 I 154, 158-159. 
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23 Art. 6 EMRK garantiert allerdings nicht das Recht auf eine zweite richterliche 

Instanz
11

. 

24 Art. 6 EMRK verlangt auch nicht, dass sich die richterliche Prüfung auf die An-

gemessenheit der Entscheide erstreckt, da eine freie Kognition in tatsächlicher 

und rechtlicher Hinsicht ausreichend ist
12

. 

25 Seit 2007 und dem Inkrafttreten der Verfassungsbestimmungen betreffend die 

Justizreform und insbesondere von Art. 29a BV ist der Anspruch auf Beurteilung 

durch eine richterliche Behörde ausdrücklich und allgemein verankert. Art. 29a 

BV besagt Folgendes: «Jede Person hat bei Rechtsstreitigkeiten Anspruch auf 

Beurteilung durch eine richterliche Behörde.» Das Recht auf Zugang zu einem 

Gericht – das unabhängig und nur dem Recht verpflichtet sein muss (Art. 30 

Abs. 1 und Art. 191c BV) – wurde also auf sämtliche Streitigkeiten erweitert, ins-

besondere verwaltungsrechtliche. Diesbezüglich geht Art. 29a BV weiter als 

Art. 6 Abs. 1 EMRK. Hingegen enthält er eine Klausel, die es Bund und Kantonen 

ermöglicht, «die richterliche Beurteilung in Ausnahmefällen auszuschliessen». 

Zweifellos besteht eine Konvergenz zwischen dem Begriff des «Ausnahmefalls» 

gemäss Art. 29a BV und jenem der «Entscheide mit vorwiegend politischem Cha-

rakter» gemäss Art. 86 Abs. 3 des Bundesgerichtsgesetzes vom 27. Juni 2005 

(BGG, SR 172.110), wobei die für letzteren entstandene restriktive Rechtspre-

chung (unten Ziff. 29) analog auf ersteren Anwendung finden.  

26 Art. 29a BV wurde durch Art. 86 Abs. 2 und 3 und Art. 114 BGG konkretisiert. 

Daraus folgt, dass die Kantone systematisch und allgemein für alle kantonalen 

Entscheide, die Gegenstand einer Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angele-

genheiten oder einer subsidiären Verfassungsbeschwerde sein können, ein 

Rechtsmittel an ein oberes Gericht vorsehen müssen. Art. 86 Abs. 3 BGG erlaubt 

es den Kantonen allerdings, für Entscheide mit vorwiegend politischem Charakter 

anstelle eines Gerichts eine andere Behörde einzusetzen. Die Kantone können 

also nur in seltenen Fällen, in denen es um vorwiegend politische Entscheide 

geht, auf ein Rechtsmittel an ein kantonales Gericht verzichten.  

____________________ 
11

 RENÉ RHINOW, HEINRICH KOLLER, CHRISTINA KISS, DANIELA THURNHERR, DENISE BRÜHL-MOSER, Öffentliches 
Prozessrecht, 3. Auflage, Basel, 2014, Ziff.. 116. 
12

 BGE 139 I 72, 82 f. Vgl. jedoch VINCENT MARTENET, MATTHIEU CORBAZ, «L’influence des garanties fon-
damentales de procédure sur le contentieux administratif», in BELLANGER/TANQUEREL, Le contentieux ad-
ministratif, Genf/Zürich/Basel, 2013, S. 9 ff., S. 38 ff., die der Ansicht sind, dass unter dem Gesichtspunkt 
der «strafrechtlichen Anklagen» gemäss Art. 6 EMRK eine auf Ermessensmissbrauch oder  Ermessens-
überschreitung beschränkte rechtliche Überprüfung hinsichtlich der Höhe der Geldstrafen nicht ausreicht. 
Unserer Meinung nach sollte man sich hier an die Rechtsprechung des Bundesgerichts halten, vgl. 
TANQUEREL (FN 8) Ziff.. 521 und «Le contrôle de l’opportunité», in BELLANGER/TANQUEREL, Le contentieux 
administratif, Genf/Zürich/Basel, 2013, S. 209 ff., S. 227. 
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27 Im Gegensatz zu den Artikeln 75 Abs. 2 und 80 Abs. 2 BGG, die in Zivil- und 

Strafsachen Anwendung finden, schreibt Art. 86 Abs. 2 BGG keinen doppelten 

Instanzenzug vor: eine einzige kantonale richterliche Instanz genügt. In diesem 

Punkt gehen diese Bestimmungen also nicht weiter als Art. 6 EMRK (oben Ziff. 

23). 

28 Art. 86 Abs. 2 BGG verlangt, dass es sich beim zuständigen Gericht um ein 

«oberes» Gericht handelt, was jene richterlichen Behörden ausschliesst, deren 

Entscheide vor einer anderen kantonalen Instanz angefochten werden können. 

Gemäss Bundesgericht darf ein oberes Gericht keiner anderen kantonalen rich-

terlichen Instanz unterstellt sein und muss für den gesamten Kanton zuständig 

sein
13

. Sind diese Anforderungen erfüllt, kann eine Rekurskommission als «obe-

res» Gericht im Sinne von Art. 86 Abs. 2 BGG betrachtet werden
14

. In der Praxis 

ist es also in spezifischen Bereichen möglich, letztinstanzliche richterliche Behör-

den einzusetzen, die vom Kantonsgericht getrennt sind, das in den meisten Kan-

tonen als einziges oder zumindest hauptsächliches «oberes Gericht» fungiert. 

29 Die in Art. 86 Abs. 3 BGG vorgesehene Ausnahme wurde vom Bundesgericht 

restriktiv ausgelegt
15

.  

30 Was die möglichen Rügen anbelangt, sieht Art. 110 BGG vor, dass, soweit die 

Kantone als letzte kantonale Instanz ein Gericht einzusetzen haben, dieses 

selbst oder eine vorgängig zuständige andere richterliche Behörde den Sachver-

halt frei prüft und das massgebende Recht von Amtes wegen anwendet. Gemäss 

Art. 111 Abs. 3 BGG muss die unmittelbare Vorinstanz des Bundesgerichts min-

destens die Rügen nach den Artikeln 95–98 BGG prüfen können. Aus der Kom-

bination dieser Bestimmungen ergibt sich, dass zumindest eine richterliche In-

stanz den Sachverhalt sowie die Anwendung des massgebenden kantonalen o-

der übergeordneten Rechts frei prüfen muss. Überdies muss die letzte (oder ein-

zige) richterliche Instanz zumindest prüfen können, ob das Bundesrecht, einschl. 

Verfassungsrecht, sowie die kantonalen verfassungsmässigen Rechte verletzt 

wurden und ob die Sachverhaltsfeststellung offensichtlich unrichtig ist oder auf 

einer Rechtsverletzung im Sinne von Art. 95 BGG beruht.  

31 Hingegen verlangen weder Art. 29a BV noch das BGG eine richterliche Prüfung 

der Angemessenheit der Entscheide. 

____________________ 
13

 BGE 136 II 233, 234; 135 II 94, 97 ff.; 134 I 125, 135. 
14

 BGE 140 I 271, 272 f.; 136 II 233, 234 f.; BGE/pn 1C_110/2011 vom 6.6.2011 E. 1. 
15

 BGE 136 I 42, 45 ff. Vgl. auch die Beispiele in Tanquerel (FN 8), Ziff.. 1326. 
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2. Art.  33 Abs. 3 l it.  b RPG  

32 Gemäss Art. 33 Abs. 2 RPG sieht das kantonale Recht wenigstens ein Rechts-

mittel gegen Verfügungen und Nutzungspläne vor, die sich auf das besagte Ge-

setz und seine kantonalen und eidgenössischen Ausführungsbestimmungen 

stützen. In Abs. 3 lit. b dieses Artikels wird präzisiert, dass die volle Überprüfung 

durch wenigstens eine Beschwerdebehörde gewährleistet sein muss, dies unter 

Einschluss der Angemessenheit, die weiter unten detailliert beleuchtet wird (un-

ten Ziff. 37 ff.). 

33 Es ist nicht einfach zu bestimmen, welche Entscheide den Anforderungen von 

Art. 33 Abs. 2 unterliegen. Geht es um Nutzungspläne
16

 oder Entscheide, die sich 

direkt auf das RPG oder seine eidgenössischen Ausführungsbestimmungen
17

 

stützen, ist die Rechtslage grundsätzlich klar.. Dies gilt allerdings nicht für die 

Frage, ob sich ein Entscheid, insbesondere eine Baubewilligung, auf eine kanto-

nale Ausführungsbestimmung des RPG stützt. Dabei muss zwischen Bestim-

mungen, die das Zonenreglement konkretisieren, und solchen, die nichts mit die-

ser Regelung zu tun haben, wie rein sicherheitstechnische oder ästhetische 

Normen
18

, unterschieden werden. 

34 Die Beschwerdebehörde mit freier Kognition gemäss Art. 33 RPG muss nicht 

zwingend eine richterliche Behörde sein
19

. Es kann sich um eine Verwaltungsbe-

hörde, die Kantonsregierung oder das Kantonsparlament handeln
20

. Gemäss 

Bundesgericht ist nicht einmal eine Beschwerde im üblichen Sinne
21

 erforderlich, 

also ein Rechtmittel, mit dem ein Rechtsuchender eine andere Behörde als die 

erstinstanzlich entscheidende Behörde auffordert, diesen Entscheid aufzuheben, 

zu ändern oder dessen Nichtigkeit festzustellen 
22

. Beim Rechtsmittel gemäss 

Art. 33 RPG kann es sich um ein Einspracheverfahren handeln, in dessen Rah-

men  der Planentwurf von den dazu legitimierten Personen bei der für die Fest-

setzung oder die Genehmigung zuständigen Behörde angefochten wird,  wobei 

diese Behörde gleichzeitig über die Festsetzung oder die Genehmigung des 

____________________ 
16

 Vgl. hingegen BGE 135 II 328, 332 f., über die Gleichsetzung einer Verordnung der Freiburger Regie-
rung mit einem Nutzungsplan, und BGE 143 II 276, 280 ff., über die Nichtgleichsetzung eines Genfer 
Quartierplans mit einem Nutzungsplan. 
17

 BERNHARD WALDMANN, PETER HÄNNI, Raumplanungsgesetz, Bern, 2006, N. 18 zu Art. 33. 
18

 Id. N. 19. 
19

 BGE 127 II 238, 242 (mit Hinweisen). 
20

 Pierre MOOR, ETIENNE POLTIER, Droit administratif, Band II: Les actes administratifs et leur contrôle, 3. 
Auflage, Bern, 2011, S. 531. 
21

 BGE 132 II 188, 196. 
22

 TANQUEREL (FN 8), Ziff. 1282. 
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Plans und über die Einsprachen statuiert
23

. Das Bundesgericht hat dieses System 

insbesondere für den Kanton Waadt zugunsten des Staatsrates
24

 und für den 

Kanton Genf zugunsten des Grossen Rates oder des Staatsrates je nach allge-

meinem oder besonderem Charakter des Plans
25

 für zulässig erklärt.  

35 Während das Bundesgericht dieses System der Einsprache auf Kantonsebene 

für zulässig erklärt hat, ist es für den Fall einer Einsprache vor der für die Fest-

setzung eines Nutzungsplans zuständigen Gemeindebehörde zu einem anderen 

Schluss gekommen: Ein solches Verfahren erfüllt die Anforderungen von Art. 33 

RPG nur dann, wenn der Entscheid an eine Behörde mit freier Kognition weiter-

gezogen werden kann
26

. 

36 Zu beachten gilt auch, dass die Nutzungspläne und ihre Anpassungen gemäss 

Art. 26 Abs. 1 RPG von einer kantonalen Behörde genehmigt werden. Liegt die 

Zuständigkeit zur Planfestsetzung bei den Gemeinden, wie dies in der Schweiz 

üblich ist, hindert die Kantone nichts daran, die Beschwerde- und Genehmi-

gungsverfahren zusammenzulegen, womit die kantonale Genehmigungsbehörde 

gleichzeitig über die Beschwerden und die Plangenehmigung entscheidet
27

. 

37 Gemäss der von der Lehre
28

 gestützten Rechtsprechung
29

 besteht die in Art. 33 

Abs. 3 lit. b RPG erwähnte «volle» Überprüfung in einer Sachverhalts-, Rechts- 

und Angemessenheitsüberprüfung. Die Schlussfolgerung war nicht selbstver-

ständlich. Im Gegensatz zu Art. 49 lit. c des Bundesgesetzes über das Verwal-

tungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (VwVG, SR 172.021) erwähnt Art. 33 

Abs. 3 lit. b RPG die Rüge der Unangemessenheit nicht ausdrücklich. Und der 

Begriff der freien oder vollen Kognition wurde manchmal verwendet, um eine 

Kognition in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht unter Ausschluss der Ange-

messenheit zu bezeichnen
30

. Wie dem auch sei, die Rechtsprechung betreffend 

die Tragweite von Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG ist in Bezug auf die Kognition der Be-

schwerdeinstanz grundsätzlich gefestigt. 

____________________ 
23

 BGE 119 Ia 88, 97; 114 Ia 233, 236; 109 Ia 1, 2; 108 Ia 33, 35. 
24

 BGE 112 Ib 164, 169 f. 
25

 BGE 108 Ib 479, 482 ff.; 111 Ib 9, 11 f. 
26

 BGE 109 Ib 121, 123 f. 
27

 BGE 119 Ia 321, 328; 108 Ia 33, 34 f. 
28

 Insbesondere statt vieler MOOR/POLTIER (FN 20), S. 532. 
29

 Urteile BGer 1C_528/2016 vom 20. Dezember 2017, E. 6.1; 1C_574/2015 vom 9. Juni 2016, E. 4.1; 
1C_424/2014 vom 26. Mai 2015, E. 4.1.1; 1C_365/2010 vom 18. Januar 2011, E. 2.3, nicht veröffentlicht 
in BGE 137 II 23; 1C_82/2008 vom 28. Mai 2008, E. 6.1, nicht veröffentlicht in BGE 134 II 117; 127 II 238, 
242, E. 3/b/aa (mit Hinweisen). 
30

 Z. B. BGE 139 I 72, 82 f. betreffend die Kognition des unabhängigen Gerichts gemäss Art. 6 Abs. 1 
EMRK. 



142225/X7128415.DOCX 16 

38 Gemäss Rechtsprechung, die auch hier von der Lehre
31

 gestützt wird, hat die  

Beschwerdeinstanz, welche die – meist kommunalen – Nutzungspläne überprüft, 

nicht nur die Möglichkeit, sondern sogar die Pflicht, eine gewisse Zurückhaltung 

bei der Ausübung ihrer «freien» Kognition an den Tag zu legen. Das Bundesge-

richt hat die unterschiedlichen Rollen der Beschwerdebehörde und des für die 

Planfestsetzung zuständigen Organs betont
32

. Es hat darauf hingewiesen, dass 

erstere gemäss Art. 2 Abs. 3 RPG letzterem den zur Erfüllung seiner Aufgaben 

nötigen Ermessenspielraum belassen muss. Dieser Ermessensspielraum impli-

ziert, dass eine angemessene Planungsmassnahme bestätigt werden muss; die 

Beschwerdebehörde ist nicht befugt, sie durch eine andere ebenfalls geeignete 

Lösung zu ersetzen. Er setzt auch voraus, dass die Angemessenheitsüberprü-

fung in Punkten, die hauptsächlich lokale Interessen tangieren, mit Zurückhaltung 

durchzuführen ist, während die angemessene Berücksichtigung höherer Interes-

sen, deren Wahrung Sache des Kantons ist, durch eine strenge Kontrolle durch-

gesetzt werden muss
33

. Unter dem Gesichtspunkt der Gemeindeautonomie hat 

das Bundesgericht präzisiert, dass eine Gemeinde im Zusammenhang mit einem 

Quartierplan über einen besonderen Ermessensspielraum verfügt, den die Be-

schwerdebehörde nur zurückhaltend prüfen darf: Trotz ihrer freien Kognition darf 

letztere nur dann eingreifen und gegebenenfalls ihre eigene Beurteilung an die 

Stelle derjenigen der Gemeindebehörden setzen, wenn diese objektiv nicht halt-

bar ist oder gegen übergeordnetes Recht verstösst
34

. 

39 Aus obigen Ausführungen lässt sich ableiten, dass eine kantonale Beschwerde-

behörde bei der Prüfung eines kommunalen Nutzungsplans mehr Zurückhaltung 

üben muss als bei der Prüfung eines kantonalen Nutzungsplans. Eine richterliche 

Beschwerdebehörde hat aufgrund der Zurückhaltung, die sie sich auferlegen 

muss, de facto eine eingeschränktere Kognition als eine administrative oder poli-

tische Beschwerdebehörde. 

3. Relevanz und Auswirkungen für das vorliegende Gutachten  

40 Die genannten Einschränkungen aufgrund des übergeordneten Rechts haben 

nicht allesamt die gleiche Tragweite für dieses Gutachten, das sich mit der allfäl-

ligen Abschaffung der vorgängigen Verwaltungsbeschwerde an den Staatsrat im 

Kanton Wallis befasst. Es ist daher sinnvoll zu präzisieren, in welchen Punkten 

____________________ 
31

 Für eine vertiefte Diskussion vgl. MARC-OLIVIER BESSE, Le régime des plans d’affectation, 
Genf/Basel/Zürich 2010, S. 224 ff. 
32

 BGE 127 II 238, 242. 
33

 Vgl. alle unter FN 29 oben genannten Urteile. 
34

 Urteile BGer 1C_574/2015 vom 9. Juni 2016, E. 4.1; 1C_424/2014 vom 26. Mai 2015, E. 4.1.1. 
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diese Einschränkungen Auswirkungen auf die Empfehlungen haben, die in dieser 

Frage abgegeben werden können. 

41 Zunächst gilt zu präzisieren, dass natürlich nicht versucht werden kann, die 

Dauer der Streitverfahren zu verkürzen, indem man die Beschwerde ans Kan-

tonsgericht gegen Entscheide des Staatsrates abschafft, die somit rechtskräftig 

würden. Unter Vorbehalt der sehr seltenen Fälle, in denen ein Entscheid vorwie-

gend politischen Charakter hat, wäre eine solche Lösung nicht mit dem Anspruch 

auf richterliche Beurteilung gemäss Art. 6 EMRK und 29a BV sowie dem BGG 

vereinbar. Eine solche Lösung wurde denn auch zu Recht von keinem der betei-

ligten Akteure in Auge gefasst. Die Überlegungen beschränken sich also auf die 

Abschaffung der vorgängigen Beschwerde an den Staatsrat. 

42 Überdies gilt darauf hinzuweisen, dass weder Art. 6 EMRK, Art. 29a BV noch das 

BGG einen doppelten Instanzenzug auf kantonaler Ebene gegen Entscheide der 

Kantonsbehörden vorschreiben. In dieser Hinsicht müsste die allfällige Abschaf-

fung der Beschwerde an den Staatsrat also nicht durch die Einführung eines an-

deren Rechtsmittels kompensiert werden. Aus rechtlicher Sicht steht es dem Ge-

setzgeber frei, das vorgängige Rechtsmittel an den Staatsrat zugunsten eines 

einzigen Rechtsmittels ans Kantonsgericht abzuschaffen. Die Frage, ob die Be-

schwerde an den Staatsrat gegebenenfalls durch die Beschwerde an eine andere 

Verwaltungsinstanz oder durch ein Einspracheverfahren ersetzt werden soll, ist 

ausschliesslich politischer Natur, insbesondere im Hinblick auf das Anliegen, das 

Kantonsgericht nicht zu überlasten. 

43 Darüber hinaus verlangen die oben genannten Bestimmungen weder eine auf die 

Angemessenheit der Entscheide erweiterte Kognition der richterlichen Behörde 

noch das Vorhandensein einer kantonalen Rechtsmittelinstanz, egal ob richterlich 

oder nicht, deren Kognition die Überprüfung der Angemessenheit umfasst.  

44 Wie für eine politische Behörde üblich kann der Walliser Staatsrat die Angemes-

senheit der Entscheide überprüfen, die ihm im Beschwerdeverfahren unterbreitet 

werden, soweit das Gesetz nichts anderes vorsieht (oben Ziff. 15). Wie für eine 

richterliche Instanz üblich überprüft das Kantonsgericht seinerseits nicht die An-

gemessenheit der ihm unterbreiteten Entscheide, soweit das Gesetz nichts ande-

res vorsieht (oben Ziff. 17). Mit einer allfälligen Abschaffung der Beschwerde an 

den Staatsrat würde also auch die Möglichkeit zur Überprüfung der Angemes-

senheit der angefochtenen Entscheide wegfallen, falls nicht gleichzeitig die Kog-

nition des Kantonsgerichts erweitert wird. Angesichts der obigen Ausführungen 

verstösst eine solche Abschaffung nicht gegen übergeordnetes Recht. Die Frage, 

ob die Entscheidbehörde über einen grossen Ermessensspielraum verfügt oder 
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nicht und folglich eine Angemessenheitsprüfung vornehmen kann oder nicht, ist 

in rechtlicher Hinsicht also kein Grund für die Beibehaltung oder Abschaffung der 

Beschwerde an den Staatsrat. Hingegen könnte der politische Charakter von 

Entscheiden, ohne dass dieser «vorwiegend» im Sinne von Art. 86 Abs. 3 BGG 

ist, für den politischen Entschluss zur Beibehaltung der Beschwerde an den 

Staatsrat für solche Entscheide ausschlaggebend sein. 

45 Diese allgemeine Aussage gilt allerdings nicht für Verfügungen und Nutzungs-

pläne gemäss Art. 33 Abs. 2 RPG. Wie bereits gesagt (oben Ziff. 37) verlangt das 

Bundesrecht in diesem Fall eine Angemessenheitsüberprüfung, auch wenn diese 

mit Zurückhaltung ausgeübt wird (oben Ziff. 38 f.).  

46 Unter diesen Bedingungen scheint die Abschaffung sämtlicher vorgängiger 

Rechtsmittel bei einer administrativen oder politischen Behörde gegen Entschei-

de, die der Anforderung gemäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG unterliegen, problema-

tisch. Im Einklang mit der Gewaltentrennung ist die Angemessenheitsüberprü-

fung, die politischer Natur ist
35

, denn auch Sache der politischen Behörden. Eine 

solche Überprüfung ist mit der Hauptaufgabe der Gerichte
36

 grundsätzlich nicht 

vereinbar. Dies erklärt die offensichtliche Zurückhaltung der Gerichte, wenn sie 

ausnahmsweise befugt sind, die Angemessenheit der ihnen unterbreiteten Ent-

scheide und Verfügungen zu überprüfen. Das Kantonsgericht direkt und aus-

schliesslich mit der Überprüfung der Angemessenheit von Nutzungsplänen und 

Verfügungen gemäss RPG zu betrauen, würde zweierlei Risiken bergen: Das 

Kantonsgericht würde in eine unangenehme Lage gebracht und die Kontrolle der 

korrekten Anwendung des RPG im Kanton würde geschwächt. Zwar hat sich der 

Kanton Waadt für diese Lösung entschieden (unten Ziff. 130), doch es ist alles 

andere als sicher, dass dieses Beispiel probat ist und im Wallis Schule machen 

sollte. 

 

____________________ 
35

 Vgl. TANQUEREL (FN 12) S. 214 f. 
36

 Id. S. 225 ff. 
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IV. STATISTISCHE ANGABEN 

1. Allgemeine Bemerkungen 

47 Im Idealfall hätte sich das vorliegende Gutachten auf eine detaillierte statistische 

Analyse stützen können, die es ermöglicht, für jeden von der Beschwerde an den 

Staatsrat betroffenen Bereich das Ausmass der Filterwirkung dieser Beschwerde 

vor der Beschwerde ans Kantonsgericht, die Erfolgsquote der Beschwerden, die 

Anfechtungsquote der Entscheide der ersten Instanz bzw. des Staatsrates sowie 

die Bereiche mit den meisten Streitigkeiten zu bestimmen. 

48 Wenig überraschend war nur ein Teil dieser idealerweise nützlichen Daten be-

reits verfügbar. Für einen Grossteil der restlichen Daten wäre der Arbeitsaufwand 

zur Erstellung aussagekräftiger Statistiken unverhältnismässig gewesen. 

49 Die vorhandenen Statistiken kombiniert mit ergänzenden Informationen seitens 

der Dienststellen ermöglichen jedoch eine Reihe von Beobachtungen, die für die 

gestellten Fragen relevant sind. 

2. Filterwirkung der Beschwerde an den Staatsrat 

50 Die von der Staatskanzlei gelieferten Statistiken zeigen folgende Entwicklung der 

vom Staatsrat in den letzten fünf Jahren behandelten Beschwerden: 

2014: 1126 

2015: 853 

2016: 876 

2017: 965 

2018: 878 

51 Es ist nicht möglich, für jedes der fraglichen Jahre zu eruieren, wie viele Be-

schwerdeentscheide des Staatsrates vor dem Kantonsgericht angefochten wur-

den. Eine Schätzung der Filterwirkung ist jedoch anhand der Zahl der vom 

Staatsrat behandelten Beschwerden möglich, die jedes Jahr vom Kantonsgericht 

entschieden werden. Unter Filterwirkung versteht man den Rückgang der Anzahl 

Beschwerden zwischen der ersten Beschwerdeinstanz (Staatsrat) und der zwei-

ten (Kantonsgericht). 

2014: 286 

2015: 230 

2016: 191 
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2017: 204 

2018: 200 

52 Hier gilt es zwei Elemente hervorzuheben: Erstens umfasst die Zahl der Be-

schwerden, die jedes Jahr vom Kantonsgericht behandelt werden, auch solche, 

die vor dem entsprechenden Jahr eingereicht wurden. Man kann also nicht ein-

fach für jedes Jahr die Anzahl der vom Staatsrat behandelten Beschwerden mit 

der Anzahl der vom Kantonsgericht behandelten Beschwerden vergleichen, um 

die Filterwirkung zu messen. Diese Filterwirkung muss vielmehr über mehrere 

Jahre gemessen werden, was allerdings lediglich eine grobe Schätzung zulässt. 

Zweitens kann der Statistik des Kantonsgerichts nicht entnommen werden, ob es 

sich um Beschwerden gegen Beschwerdeentscheide des Staatsrates oder aber 

um Beschwerden gegen Entscheide, die der Staatsrat als erste Entscheidinstanz 

gefällt hat, handelt. Um das Ausmass der Filterwirkung genauer bestimmen zu 

können, müssten letztere von der Zahl gemäss Statistik des Kantonsgerichts ab-

gezogen werden.  

53 Es kann jedoch festgehalten werden, dass der Staatsrat im Fünfjahresdurch-

schnitt 940 Beschwerden pro Jahr behandelt hat. Das Kantonsgericht hat seiner-

seits pro Jahr durchschnittlich 222 Beschwerden gegen Entscheide des Staatsra-

tes behandelt. Gestützt auf diese Zahlen liegt die Filterwirkung bei über 75 %. 

Die effektive Wirkung ist sicherlich noch höher, da man von den vom Kantonsge-

reicht behandelten Beschwerden jene gegen Entscheide des Staatsrates, die 

nicht auf Beschwerde hin ergangen sind, hätte abziehen müssen. 

54 Aus den gelieferten Statistiken können nur schwerlich Bereiche entnommen 

werden, in denen die Filterwirkung von der durchschnittlichen Wirkung signifikant 

abweicht. Anhand der verfügbaren Statistiken ist es insbesondere nicht möglich, 

zu belegen oder auszuschliessen, dass diese Wirkung je nach Herkunft der ur-

sprünglichen Entscheide (Gemeinden oder kantonale Verwaltungsbehörden) un-

terschiedlich ist. Für gewisse Kategorien von Entscheiden kantonaler Behörden 

ist diese Wirkung jedenfalls offensichtlich: Im Bereich des Strassenverkehrs hat 

der Staatsrat zwischen 2015 und 2018 zwischen 95 und 122 Beschwerden be-

handelt. Im gleichen Zeitraum hat das Kantonsgericht zwischen 4 und 9 Be-

schwerden in diesem Bereich behandelt. Im Bereich der Fremdenpolizei ist diese 

Filterwirkung zwar deutlich weniger ausgeprägt, aber dennoch vorhanden: Der 

Staatsrat hat zwischen 71 und 95 Beschwerden gegen Entscheide der Dienst-

stelle für Bevölkerung und Migration behandelt, während das Kantonsgericht zwi-

schen 19 und 49 Beschwerden im Bereich der Fremdenpolizei behandelt hat.  



142225/X7128415.DOCX 21 

55 Zu beachten gilt, dass die direkte Beschwerde im Sinne von Art. 73a VVRG 

(oben Ziff. 10) äusserst selten zur Anwendung kommt. In den vergangenen zwölf 

Jahren hat das Kantonsgericht nur gerade vier Fälle verzeichnet. In drei dieser 

Fälle wurde auf die Beschwerde nicht eingetreten und die Sache wurde an den 

Staatsrat zurückgewiesen, da das Kantonsgericht, das die Bedingungen von 

Art. 73a VVRG strikt anwendet, diese als nicht erfüllt erachtete
37

. In einem Fall ist 

das Kantonsgericht auf die Beschwerde eingetreten. 

3. Aufteilung der Streitigkeiten nach Bereichen 

56 2018 betrafen etwas mehr als ein Drittel der Beschwerden an den Staatsrat 

kommunale Entscheide, hauptsächlich im Raumplanungs- und Baubereich. Die 

restlichen Beschwerden betrafen insbesondere folgende Bereiche: Kurtaxe (mit 

einer vorübergehenden Zunahme infolge der Gesetzesrevision), kantonale Ent-

scheide in den Bereichen Strassenverkehr (Führerausweisentzüge), Fremdenpo-

lizei, Sozialhilfe sowie Baubewilligungen ausserhalb der Bauzone. In all diesen 

Bereichen sind Dutzende von Einsprachen pro Jahr zu verzeichnen, wobei die 

beiden Spitzenreiter der Strassenverkehr (122) und die Fremdenpolizei (95) sind. 

In allen anderen Bereichen blieb die Zahl der Beschwerden tief. 

4. Erfolgsquote 

57 Die Erfolgsquote der Beschwerden an den Staatsrat ist im Allgemeinen tief bis 

sehr tief. Bei den von der Staatskanzlei behandelten Beschwerden lag sie 2018 

bei weniger als 5 %, mit einer leicht höheren Quote in den Bereichen Fremden-

polizei und Sozialhilfe (rund 10 %). Bei kommunalen Entscheiden schwankt sie 

gemäss Schätzungen der Staatskanzlei je nach Jahr zwischen knapp unter und 

knapp über 20 %. 

58 Bei der Beurteilung der Erfolgsquote ist grosse Vorsicht geboten, da sich die 

diesbezüglichen Informationen nur zum Teil auf Statistiken und im Übrigen auf 

Schätzungen der zuständigen Dienststellen stützen. 

59 Überdies gibt die Erfolgsquote nur teilweise Aufschluss über die Auswirkungen 

der Beschwerden auf die Entscheide. Einige Entscheide werden infolge der Be-

schwerden abgeändert, was deren Rückzug zur Folge hat. Ein Rückzug oder ein 

Verzicht auf den Weiterzug kann auch das Ergebnis von genaueren Erläuterun-

gen sein, die der Beschwerdeführer infolge seiner Beschwerde erhalten hat. Die-

se Elemente konnten im Rahmen dieses Gutachtens nicht quantifiziert werden. 

____________________ 
37

 Vgl. insbesondere das Urteil vom 10. März 2006, veröffentlicht in ZWR 2007, S. 87 ff. 
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5. Schlussfolgerungen 

60 Die den Unterzeichnern gelieferten statistischen Informationen bestätigen eine 

unbestreitbare Filterwirkung der Beschwerden an den Staatsrat vor einer allfälli-

gen Anrufung des Kantonsgerichts. Die vollständige Abschaffung der Beschwer-

de an den Staatsrat ohne jegliche Kompensationsmassnahme, wie die Einfüh-

rung eines Einspracheverfahrens in bestimmten Bereichen oder die Schaffung 

einer dem Kantonsgericht vorgeschalteten richterlichen Instanz, würde also un-

weigerlich zu einer Zunahme der Arbeitsbelastung des Kantonsgerichts führen. 

Natürlich kann nicht davon ausgegangen werden, dass sämtliche Beschwerden, 

die gegenwärtig an den Staatsrat gerichtet werden, vom Kantonsgericht zu be-

handeln wären. Insbesondere die Höhe der Verfahrenskosten könnte auf einige 

Bürgerinnen und Bürger abschreckend wirken. Trotzdem müsste mit einer deutli-

chen Zunahme der Anzahl Beschwerden ans Kantonsgericht gerechnet werden, 

auch wenn diese unmöglich beziffert werden kann. 

61 Eine reparatorische (im Laufe des Verfahrens) oder korrigierende (durch voll-

ständige oder teilweise Gutheissung) Wirkung der Beschwerde an den Staatsrat 

ist weniger leicht auszumachen. Für die kantonalen Entscheide scheint die Er-

folgsquote tief zu sein, während sie für die kommunalen Entscheide höher sein 

dürfte. Diese Abweichung könnte eine unterschiedliche Behandlung im Rahmen 

einer allfälligen Reform rechtfertigen. Sollten diese statistischen Grundlagen zu 

approximativ erscheinen, könnte zu diesem Punkt – intern oder als Mandat – ei-

ne empirische Studie durchgeführt werden. 
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V. ZUSAMMENFASSUNG DER ANHÖRUNGEN  

62 Am 23. Mai 2019 und am 12. Juni 2019 fanden in Sitten Anhörungen mit Ange-

stellten der kantonalen Verwaltung, Richtern der öffentlichen Abteilung des Kan-

tonsgerichts sowie mit Vertretern der Gemeinden und des kantonalen Anwalts-

verbandes statt.  

63 Konkret wurden eingeladen bzw. haben teilgenommen: 

 Staatskanzlei  

 Philipp Spoerri, Staatskanzler  

 Urheber des Postulats  

 (Stéphanie Favre, Abgeordnete im Grossen Rat, entschuldigt) 

 Philippe Nantermod, Nationalrat, ehemaliger Grossrat  

 Öffentlich-rechtliche Abteilung des Kantonsgerichtes  

 Thomas Brunner, Kantonsrichter, Präsident der öffentlich-rechtlichen 

Abteilung des Kantonsgerichtes  

 Christophe Joris, Kantonsrichter, Vizepräsident der öffentlich-

rechtlichen Abteilung des Kantonsgerichtes 

 Rechtsdienst für Wirtschaftsangelegenheiten  

 Martin Zurwerra, Dienstchef 

 Dienststelle für Sozialwesen  

 Eloïse Dorsaz, Juristin  

 Dienststelle für Strassenverkehr und Schifffahrt 

 Vincent Biselx, Adjunkt des Dienstchefs 

 Rachel Spahr-Beytrison, Chefin der Sektion Administrative Massnah-

men und Sanktionen 

 Dienststelle für Bevölkerung und Migration 

 Jacques de Lavallaz, Dienstchef  

 Verband Walliser Gemeinden (VWG)  

 (Stéphane Coppey, Präsident von Monthey, Präsident des VWG, ent-

schuldigt)  
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 Daniel Fournier, Präsident von Dorénaz, Vorstandsmitglied des VWG  

 Christine Clausen, Präsidentin von Ernen, Vorstandsmitglied des VWG  

 (Stève Lattion, Präsident von Liddes, Vorstandsmitglied des VWG, ent-

schuldigt)  

ergänzt durch Stellungnahme per E-Mail vom 4. September 2019 

 Dienststelle für innere und kommunale Angelegenheiten  

 Maurice Chevrier, Dienstchef  

 Walliser Anwaltsverband 

 (RA Olivier Derivaz, Präsident des Walliser Anwaltsverbands, entschul-

digt) 

Stellungnahme per E-Mail vom 5. September 2019 

 Departement für Mobilität, Raumentwicklung und Umwelt (DMRU) 

 Jacques Melly, Staatsrat, Vorsteher des DMRU  

 Adrian Zumstein, Chef des Verwaltungs- und Rechtsdienstes des 

DMRU  

 Rachel Duroux, Adjunktin des Chefs des Verwaltungs- und Rechts-

dienstes, DMRU  

 

64 Von den Anhörungen wurden Protokolle erstellt. Diese stehen nur den Experten 

zur Verfügung. Alle Beteiligten hatten die Möglichkeit, sich auch noch schriftlich 

zu äussern.  

65 Von allen Beteiligten wurden die vorliegenden Abklärungen als positiv beurteilt. 

Es finden sich Kritikpunkte am geltenden System, doch wird von niemandem gel-

tend gemacht, dass das geltende System gänzlich untauglich sei. Vielfach wer-

den Vor- und Nachteile gegeneinander abgewogen, oft bezogen auf den eigenen 

Teilbereich. In diesem Sinne gibt die nachfolgende Zusammenfassung nur Ten-

denzen wieder. 

66 Verschiedene Beteiligte betonen den Vorteil eines direkten Rekurses ans Kan-

tonsgericht, weil dadurch eine Verkürzung der Verfahrensdauer erreicht wird. Be-

tont wird auch die Unabhängigkeit des Gerichts. Beide Punkte werden als klare 

Vorteile erachtet. Mit einem direkten Rekurs verbindet sich aber ein Abbau des 

Rechtsschutzes, da das Verfahren vor dem Staatsrat kostengünstiger ist und das 

Kantonsgericht im Gegensatz zum Staatsrat in der Regel keine Ermessensprü-

fung vornimmt; Letzteres wird allerdings nur vereinzelt geäussert. Ein Vorteil des 
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Verfahrens vor dem Staatsrat bildet die Möglichkeit, bei Bedarf relativ informell 

die Verfahrensakten zu komplettieren und allenfalls zu einem Vergleich zu kom-

men. Von vielen Beteiligten wurde die Befürchtung geäussert, es könne bei der 

Abschaffung des Rekurses vor dem Staatsrat zu einer Belastung, ja Überlastung 

des Kantonsgerichts kommen. Die «Filterfunktion» des Staatsrates wurde von 

verschiedener Seite als Vorteil des geltenden Systems genannt. 

67 Tendenziell wird der Rekurs an den Staatsrat für Entscheide der Gemeinden als 

wichtiger erachtet bzw. werden die vorgenannten Vorteile des geltenden Systems 

stärker betont. Die Gemeinden selbst sprechen sich für eine Beibehaltung des 

geltenden Rechtsmittelweges aus. Kritisiert wird zum Teil am heutigen System, 

dass der Kanton in eine problematische Doppelrolle geraten kann. Die kantonale 

Verwaltung berät einerseits die Gemeinden, muss dann aber allenfalls das Ver-

fahren über einen Rekurs gegen einen Gemeindeentscheid instruieren, der durch 

die kantonale Beratung massgeblich beeinflusst wurde. Zudem besteht auch bei 

Gemeindeangelegenheiten ein Bedarf nach raschen Entscheidungen. 

68 Beim Rekurs gegen Entscheidungen der kantonalen Verwaltungsbehörden sind 

die Meinungen ausgeglichener. Verschiedene Beteiligte äussern die Auffassung, 

dass die Abschaffung des Rekurses an den Staatsrat keine grossen Auswirkun-

gen hätte. Ausgenommen davon sind Bereiche, in denen eine grosse Zahl von 

Rekursen bestehen; hier müsste eine Einsprache eine gewisse Filterfunktion 

übernehmen. 
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VI. RECHTSVERGLEICH 

1. Gegenstand der Untersuchung 

69 Nachfolgend und im Anhang 1 wird der ordentliche Rechtsmittelweg in den ein-

zelnen Kantonen dargestellt. Nicht berücksichtigt werden ausserordentliche 

Rechtsmittel wie die Revision, die Aufsichtsbeschwerde oder die Rechtsverwei-

gerungs- und Rechtsverzögerungsbeschwerde. Ebenfalls ausgeklammert wird 

die an sich in allen Kantonen existierende verwaltungsrechtliche Klage, die in der 

Regel direkt beim Kantons- bzw. Verwaltungsgericht erhoben werden kann.  

70 Ebenfalls weitgehend ausgeklammert werden die Bereiche des Sozialversiche-

rungs- und Steuerrechts, weil der Instanzenzug grundsätzlich durch das Bundes-

recht vorgegeben ist. So ist im Sozialversicherungsrecht von Bundesrechts we-

gen die Einsprache (Art. 52 ATSG [SR 830.1]) sowie die Verpflichtung der Kan-

tone vorgesehen, als einzige Instanzen kantonale Versicherungsgerichte vorzu-

sehen (Art. 57 ATSG). Auch im Bereich des Steuerrechts ist zunächst die Mög-

lichkeit der Einsprache vorgesehen (Art. 48 StHG [SR 642.14]). Gegen die Ein-

spracheentscheide muss sodann eine Rekursmöglichkeit an eine unabhängige 

Justizbehörde bestehen (Art. 50 StHG).  

2. Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse 

71 In den meisten Deutschschweizer Kantonen folgt der Rechtsmittelweg dem 

hierarchischen Staatsaufbau. Erste Rechtsmittelinstanz ist in der Regel eine 

übergeordnete Verwaltungsbehörde. Dies ist auf Gemeindeebene eine Gemein-

debehörde und auf kantonaler Ebene eine Direktion oder ein Departement. In ei-

nigen Kantonen ist der Regierungsrat oberste verwaltungsinterne Rechtsmitte-

linstanz (vgl. insb. AG, BL, NW, SH, SZ, UR, ZG). Auch andere Kantone kennen 

noch die Zuständigkeit des Regierungsrats als letzte kantonale Beschwer-

deinstanz, doch sind dessen Kompetenzen durch die Gesetzgebung stark einge-

schränkt (vgl. z. B. BE, LU oder GR). Gegen kommunale Entscheide besteht in 

einzelnen Kantonen eine «Zwischeninstanz», so namentlich in Bern (Regie-

rungsstatthalter), Freiburg (Oberamt) und Zürich (Bezirksrat und Statthalter).  

72 In der Regel ist ein zweistufiges Verfahren vorgesehen, mit einer ersten verwal-

tungsinternen Beschwerdeinstanz und dem Kantonsgericht bzw. dem Verwal-

tungsgericht als zweite und letzte kantonale Instanz. Ein grundsätzlicher An-

spruch auf Überprüfung durch eine (verwaltungsinterne) Rekursinstanz und an-

schliessend durch das Verwaltungsgericht besteht von Verfassungs wegen im 

Kanton Zürich. Andere Kantone sehen zwar nach wie vor den zweistufigen In-
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stanzenzug vor, doch wird dieser durch die Möglichkeit des direkten Weiterzugs 

an das Verwaltungsgericht oder eine andere richterliche Behörde punktuell 

durchbrochen (vgl. GR [Möglichkeit des direkten Weiterzugs an das Verwal-

tungsgericht ist im Gesetz in grundsätzlicher Weise vorgesehen], LU [namentlich 

im Bereich des Baurechts] oder ZG [direkte Anfechtung bestimmter Entscheide 

des Gemeinderats im Bereich des Baurechts]). Keine Beschwerdemöglichkeit an 

eine verwaltungsinterne Behörde besteht auch in jenen Fällen, in welchen eine 

erstinstanzliche richterliche Behörde als Vorinstanz des Verwaltungsgerichts ent-

scheidet. Dies trifft namentlich auf die Spezialgerichte zu (vgl. die Baurekurs-

kommission bzw. das Baurekursgericht in den Kantonen ZH und BS, die Verwal-

tungsrekurskommission als erstinstanzliches Verwaltungsgericht im Kanton SG 

oder die Rekurskommission über Massnahmen gegen Fahrzeugführer im Kanton 

BE; auch Steuerrekursgerichte oder -kommissionen zählen dazu). Als einziger 

Deutschschweizer Kanton hat AI die verwaltungsinterne Beschwerde weitgehend 

abgeschafft. 

73 Ferner besteht in einigen Kantonen die Möglichkeit des «Sprungrekurses» , mit 

welchem eine Instanz übersprungen werden kann (vgl. AG, AI, BL, BS, FR, GL, 

SG, SZ, ZH, ZG; vgl. auch für den Bund Art. 47 Abs. 2 VwVG; VS – aber mit ver-

schwindender praktischer Bedeutung, oben Ziff. 55). Dadurch kann teilweise eine 

direkte Anfechtung an das Verwaltungsgericht erwirkt werden. Der Sprungrekurs 

dient zunächst der Verfahrensökonomie; er soll unnötige Prozessschritte vermei-

den bzw. eine Verfahrensbeschleunigung herbeiführen. Darüber hinaus kann 

dadurch der Anschein der Befangenheit der Rechtsmittelinstanz vermieden wer-

den. Der Sprungrekurs eignet sich daher besonders für Fälle, in welchen eine un-

tere Instanz nach Weisung der oberen Instanz, die zugleich ordentliche Rechts-

mittelinstanz wäre, verfügt hat (so die Regelung im Kanton ZH) oder, in welchen 

sich die ordentliche Rechtsmittelinstanz aus irgendwelchen Gründen nicht voll-

ständig unabhängig fühlt. Die Voraussetzungen, unter denen ein Sprungrekurs 

möglich ist und wie dieser konkret auszugestalten ist (welche Instanzen über-

sprungen werden, welche Partei ihn auslöst etc.), sind aber je nach Kanton, der 

diese Möglichkeit kennt, unterschiedlich. Es ist jedoch festzuhalten, dass keine 

Vorgaben des übergeordneten Rechts zur Ausgestaltung des Sprungrekurses zu 

beachten wären. 

74 Anders sieht es in den Westschweizer Kantonen GE und JU sowie teilweise NE 

aus, in denen der verwaltungsinterne Beschwerdeweg praktisch abgeschafft 

wurde und die meisten (kommunalen und kantonalen) Verfügungen direkt bei ei-

ner richterlichen Instanz angefochten werden können. In den Kantonen JU und 

GE bestehen erstinstanzliche Verwaltungsgerichte mit allgemeinen Zuständigkei-
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ten. Insofern unterscheidet sich die Rechtslage von jener in den Deutschschwei-

zer Kantonen, die ebenfalls über Spezialverwaltungsgerichte verfügen: Letztere 

haben nur spezifische, auf bestimmte Bereiche oder Sachgebiete beschränkte 

Zuständigkeiten. 

75 Verschiedene Deutsch- und Westschweizer Kantone kennen das Institut der 

Einsprache (vgl. AG, BL, FR, GE, GR, JU, LU, NW, SZ, UR, VD, ZG). Diese bil-

det in der Regel Voraussetzung, damit ein ordentliches Rechtsmittel ergriffen 

werden kann. Sie muss in einem Spezialgesetz vorgesehen sein. Das Ein-

spracheverfahren kommt vor allem dort zum Zuge, wo das rechtliche Gehör nicht 

wie üblich vor Erlass einer Verfügung, sondern erst nachträglich, auf Einsprache 

hin, gewährt wird (d. h. insbesondere bei Massenverfügungen, wie z. B. im Steu-

errecht).  

76 Als letzte kantonale Instanz haben sämtliche Kantone ein oberes Gericht einge-

setzt, wobei es sich um das Kantonsgericht bzw. Obergericht oder um ein Ver-

waltungsgericht handeln kann. 

77 In allen Kantonen ist die Kognition der verwaltungsinternen Beschwerdeinstanz 

umfassend. Dies bedeutet, dass die Beschwerdeinstanz sämtliche formellen und 

materiellen Mängel der angefochtenen Verfügung prüft, einschliesslich deren An-

gemessenheit. Im Verwaltungsjustizverfahren sind die möglichen Rügen grund-

sätzlich auf Rechtsverletzungen sowie auf die unrichtige oder unvollständige Er-

mittlung des Sachverhalts beschränkt. Ausnahmsweise ist die Rüge der Unan-

gemessenheit zulässig. Einzelne Kantone, die den Sprungrekurs kennen, haben 

die Kognition des Verwaltungsgerichts für diese Fälle auf die Unangemessenheit 

erweitert (z. B. FR und SZ). 

3. Einige Bemerkungen zur Abschaffung der verwaltungsinternen 

Rechtspflege 

78 Vorbemerkung: Unter verwaltungsinterner Rechtspflege wird die Möglichkeit der 

Anfechtung erstinstanzlicher Verfügungen vor einer übergeordneten Verwal-

tungsbehörde verstanden. Dabei muss es sich nicht zwingend um den Regie-

rungsrat / Staatsrat handeln; Beschwerdeinstanz kann beispielsweise auch eine 

Direktion bzw. ein Departement sein. 

79 Derzeit sind in der Deutschschweiz – soweit ersichtlich – keine Bestrebungen in 

Richtung einer flächendeckenden Abschaffung der verwaltungsinternen Rechts-

pflege zugunsten der Einführung einer direkten Beschwerde an ein Gericht im 

Gange. Verschiedene Kantone haben sich in den letzten 10 Jahren (insbesonde-

re anlässlich des Inkrafttretens der Justizreform) auch mit dieser Frage ausei-
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nandergesetzt und sich für die Beibehaltung zumindest einer verwaltungsinternen 

Beschwerdemöglichkeit entschieden, wobei die Beschwerdeinstanz nicht zwin-

gend der Regierungsrat / Staatsrat sein muss (vgl. dazu die verschiedenen Be-

merkungen in der nachfolgenden tabellarischen Übersicht). Die Frage der direk-

ten Anfechtung von Verfügungen an ein Gericht wurde immer wieder namentlich 

im Bereich des Raumplanungs- und Baurechts aufgeworfen, wo der Ruf nach 

Beschleunigung der Verfahren besonders laut ist (vgl. SZ, ZG und BL). Die Ab-

schaffung der verwaltungsinternen Beschwerdemöglichkeit wurde in diesen Kan-

tonen auch unter Hinweis auf die Erfahrungen im Kanton Luzern (vgl. die Bemer-

kungen zum Kanton LU in der Tabelle) abgelehnt.  

4. Für die Beibehaltung einer verwaltungsinternen Beschwer-

deinstanz werden insbesondere folgende Gründe geltend ge-

macht: 

80 Für den Rechtsuchenden hat die verwaltungsinterne Rechtspflege den Vorteil, 

dass einvernehmliche Lösungen mit vorinstanzlichen Verwaltungsbehörden ge-

funden werden können; dadurch können Kosten und Ressourcen für aufwändige 

Beschwerdeverfahren gespart werden. 

81 Das verwaltungsinterne Verfahren ist grundsätzlich kostengünstiger als ein Ge-

richtsverfahren. 

82 Im verwaltungsinternen Verfahren ist die Kognition der Beschwerdeinstanz um-

fassend. Eine Erweiterung der Kognition der Gerichte kann keine Ersatzlösung 

sein, wie es die Erfahrungen aus dem Kanton Luzern zeigen. So ist anzuneh-

men, dass sich die Gerichte – aufgrund fehlender Fachkenntnisse – Zurückhal-

tung auferlegen werden.  

83 Es braucht eine fachkundige Behörde, die in der Lage ist, technische Fragen 

umfassend zu prüfen. 

84 Ein Verzicht auf die verwaltungsinterne Rechtspflege führt zu Mehrkosten, indem 

die verwaltungsexternen Behörden mehr belastet werden. 

85 Es ist nicht klar, ob durch die Abschaffung der verwaltungsinternen Rechtspflege 

in jedem Fall das Ziel der Verfahrensbeschleunigung erreicht werden kann; dies 

einerseits, weil die Gerichte selbst zeitintensive Abklärungen vornehmen müs-

sen; andererseits stellt sich – namentlich in den Gemeinden – das Problem der 

Qualität erstinstanzlicher Verfügungen. Werden namentlich Verfügungen unter 

Verletzung des rechtlichen Gehörs erlassen, so kann dies i. d. R. durch ein Ge-

richt nicht geheilt, sondern die Sache muss an die verfügende Behörde zurück-

gewiesen werden. Folglich müsste zunächst die Qualität der erstinstanzlichen 
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Verfahren und Entscheide erhöht werden bzw. eine Professionalisierung der erst-

instanzlich verfügenden Behörden erreicht werden, bevor über eine allfällige Ab-

schaffung der internen Verwaltungsrechtspflege nachgedacht wird. 

86 Die verwaltungsinterne Rechtspflege, insbesondere die Beschwerde an den 

Regierungsrat / Staatsrat, ist ein wichtiges Informations-, Aufsichts- und Steue-

rungsmittel der Regierungen und der Departemente bzw. Direktionen. Die Füh-

rungsorgane der Verwaltung erhalten bei der Beurteilung von Rekursen oder Be-

schwerden u. U. Kenntnis von Erlassen, deren Anwendung zu unbefriedigenden 

Ergebnissen führt, und können deren Änderung in die Wege leiten. 

87 Spezifisch zu erwähnen ist eine vertiefte Abklärung aus dem Kanton Schwyz 

(2005), in der sich der Regierungsrat für die Beibehaltung eines Rechts-

schutzsystems, das im Wesentlichen demjenigen des Kantons Wallis entspricht, 

aussprach. Argumentiert wurde wie folgt: Die verwaltungsinterne Rechtspflege 

ermögliche den Rechtssuchenden eine relativ einfache, kostengünstige Möglich-

keit zur Überprüfung von Verfügungen; Gerichte übten bei der Beurteilung von 

Sachfragen auch bei voller Kognition eine gewisse Zurückhaltung; das Be-

schwerdeverfahren an den Regierungsrat sei überdies ein wichtiges Informa-

tions-, Aufsichts- und Steuerungsmittel der Regierung; ein zweistufiges Verfahren 

erscheine aus Gründen des Rechtsschutzes als gerechtfertigt. Schliesslich wies 

der Regierungsrat darauf hin, dass er sich nicht scheue, rechtswidrige Verfügun-

gen aufzuheben (2004: 63 Gutheissungen auf 303 Verfahren, davon 

21 Gutheissungen auf 73 Verfahren im Baurecht). 

5. Die Rechtslage in den Westschweizer Kantonen im Besonderen 

a) Einführung 

88 Wie in der Tabelle dargelegt (oben Ziff. 71 ff.) ist insbesondere in den West-

schweizer Kantonen eine direkte Beschwerde bei einer – häufig einzigen – rich-

terlichen Instanz üblich. Dennoch bestehen zwischen diesen Kantonen bedeu-

tende Unterschiede, die detaillierter ausgeführt werden müssen, um nicht die Illu-

sion aufkommen zu lassen, dass es ein «Westschweizer Modell» gibt, das sich 

im Wallis quasi aufdrängt. Abgesehen vom allgemeinen Rahmen der Verwal-

tungsstreitigkeiten in den untersuchten Kantonen geht es aufgrund der besonde-

ren Anforderungen von Art. 33 des Raumplanungsgesetzes (RPG) auch um die 

Frage nach den Rechtsmitteln in Sachen Raumplanung.  

b) Freiburg 

89 Im Kanton Freiburg gilt für die meisten Verwaltungsentscheide ein doppelter 

Instanzenzug. Die Direktionen (in anderen Kantonen Departemente genannt) be-
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urteilen Beschwerden gegen Entscheide der ihnen unterstehenden Dienststellen 

(Art. 116 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 

23. Mai 1991, VRG/FR, SGF/FR 150.1) und die Oberamtmänner beurteilen Be-

schwerden gegen Entscheide der Gemeindebehörden (Art. 116 Abs. 2 VRG/FR). 

Die Beschwerdeentscheide der Direktionen und Oberamtmänner können wiede-

rum vor dem Kantonsgericht angefochten werden (Art. 114 Abs. 1 lit. a und c 

VRG), das heisst, vor einem der drei Verwaltungsgerichtshöfe oder dem Steuer-

gerichtshof des genannten Gerichts (Art. 14 Abs. 1 lit. f und g, 23, 24, 25 und 26 

des Reglements des Kantonsgerichts betreffend seine Organisation und seine 

Arbeitsweise vom 22. November 2012, RKG/FR, SGF/FR 131.11). 

90 Die Beschwerde gegen erstinstanzliche Entscheide – also solche, die keine 

Beschwerdeentscheide sind – des Staatsrates, der Direktionen, der Staatskanz-

lei, des Generalsekretärs und des Büros des Grossen Rates in Sachen Personal, 

der Oberamtmänner, der Enteignungskommission sowie der Behörden der de-

zentralisierten Verwaltung erfolgt direkt beim Kantonsgericht (Art. 114 Abs. 1 

VRG/FR). 

91 Drei Rekurskommissionen entscheiden als einzige auf ihren jeweiligen Kompe-

tenzbereich spezialisierte richterliche Instanz: die Rekurskommission der Univer-

sität, die Rekurskommission für Bodenverbesserungen und die Rekurskommissi-

on für die Ersterhebung (Art. 117 VRG/FR). 

92 Ein Einspracheverfahren wird nur eröffnet, wenn dies in der Spezialgesetzge-

bung vorgesehen ist (Art. 103 Abs. 1 VRG/FR). Dies gilt insbesondere für Steuer-

fragen, was sowieso durch das Bundesrecht vorgeschrieben ist (oben Ziff. 70).  

93 In Sachen Raumplanung werden Einspracheentscheide der Gemeinde betreffend 

kommunale Zonennutzungspläne mit Beschwerde an die für Raumplanung und 

Bauwesen zuständige Direktion (nachfolgend: Direktion) angefochten, der 

Entscheid der Direktion kann mit Beschwerde ans Kantonsgericht angefochten 

werden (Art. 88 des Raumplanungs- und Baugesetzes vom 2. Dezember 2008, 

RPBG, SGF/FR 710.1). Die Einspracheverfahren betreffend kantonale 

Nutzungspläne werden von der Direktion entschieden, wogegen wiederum 

Beschwerde beim Kantonsgericht eingereicht werden kann (Art. 22 Abs. 2 

RPBG/FR).  

94 Da die Beschwerde respektive Einsprache bei der Direktion es theoretisch er-

laubt, die Anforderungen von Art. 33 Abs. 3 RPG zu erfüllen (oben Ziff. 34), könn-

te man meinen, dass das Kantonsgericht im Umkehrschluss gemäss Art. 78 

Abs. 2 VRG/FR die Angemessenheit der ihm vorgelegten Nutzungspläne nicht 

kontrolliert. Das stimmt nur teilweise. Das Kantonsgericht betrachtet die Einspra-
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che nicht als Beschwerde im Sinne des RPG, wenn es um die kantonalen Pläne 

geht, von denen es in der Praxis nur einen einzigen gibt. Es überprüft also die 

Angemessenheit dieses Planes
38

. Bei den kommunalen Plänen überprüft das 

Kantonsgericht die Angemessenheit, wenn der Plan durch die Direktion geändert 

wurde und zwar nicht als Reaktion auf eine Beschwerde, sondern im Rahmen 

des Genehmigungsentscheids
39

. 

95 Wie im Kanton Wallis gibt es im Kanton Freiburg einen doppelten Instanzenzug 

für Gemeindebeschlüsse und die Entscheide der kantonalen Behörden, die den 

Direktionen/Departementen untergeordnet sind. Es müssen aber zwei Unter-

schiede hervorgehoben werden: Einerseits ist die erste Beschwerdeinstanz zwar 

wie im Wallis administrativ, aber es handelt sich um die Direktionen oder die 

Oberamtmänner und nicht um den Staatsrat; andererseits gibt es keine vorgän-

gige Verwaltungsbeschwerde für die Entscheide der Direktionen/Departemente. 

96 Im Kanton Freiburg werden Beschwerden gegen Entscheide des Staatsrates 

ausserdem nicht grundsätzlich ausgeschlossen (vgl. Art. 114 Abs. 1 lit. a 

VRG/FR), aber da der Staatsrat nur ausnahmsweise Beschwerdeinstanz ist – 

nur, wenn ein Gesetz dies vorsieht (Art. 115 VPR/FR), was der Gesetzgeber in 

Sachen Raumplanung sorgfältig vermieden hat –, betrifft die Überprüfung seiner 

Entscheide durch das Kantonsgericht hauptsächlich seine Tätigkeiten als Verwal-

tungsbehörde und nicht seine Rechtsprechung. 

c) Genf 

97 Bei der Schaffung des Verwaltungsgerichts in Genf im Jahr 1971 hat der Gesetz-

geber diesem nur eine sachliche Zuständigkeit verliehen. Die bereits bestehen-

den Rekurskommissionen wurden beibehalten. Diese waren dem Verwaltungsge-

richt vorgeschaltet oder entscheiden an dessen Stelle. Weiterhin gab es auch ei-

ne gewohnheitsrechtliche Beschwerde an den Staatsrat
40

, wenn die Beschwerde 

nicht bei einer Instanz der Verwaltungsrechtspflege eröffnet wurde. Mit der im 

Jahr 2000 eingeführten Reform wurde eine allgemeine Kompetenznorm zuguns-

ten des Verwaltungsgerichts eingeführt. Bei dieser Gelegenheit wurde die ge-

wohnheitsrechtliche Beschwerde an den Staatsrat gestrichen. Die Beschwerde 

an den Staatsrat gibt es nur noch in den Fällen, in denen es das Gesetz oder ein 

Reglement im Rahmen einer gesetzlichen Ausnahme von der Zuständigkeit des 

Verwaltungsgerichts vorsieht (im Umkehrschluss zu Art. 6 Abs. 1 lit. e Loi sur la 

____________________ 
38

 Entscheid KGer FR 2A 2003 94 vom 4. Dezember 2003, E. 1/c. 
39

 Entscheid KGer FR 602 2011 46 vom 9. November 2012, E. 3/b. 
40

 BGE 99 Ia 586, 591. 
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procédure administrative vom 12. September 1985, LPA/GE, RS/GE E 5 10). Die 

Rekurskommissionen wurden beibehalten. 

98 Um den neuen Anforderungen des Bundesrechts zu entsprechen, wurden die 

meisten Ausnahmen von der Beschwerde ans Verwaltungsgericht 2009 gestri-

chen. Bei der gleichen Gelegenheit wurden die Rekurskommissionen, die als 

einzige Instanz entschieden, aufgehoben und ihre Zuständigkeiten ans Verwal-

tungsgericht übertragen. Die Rekurskommissionen, die erstinstanzlich entschie-

den, wurden in einer kantonalen Rekurskommission in Verwaltungsangelegen-

heiten (Commission cantonale de recours en matière administrative) zusammen-

gefasst.  

99 2011 wurde aus der kantonalen Rekurskommission in Verwaltungsangelegenhei-

ten  das erstinstanzliche Verwaltungsgericht (Tribunal administratif de première 

instance). Das Verwaltungsgericht wurde als verwaltungsrechtliche Kammer der 

öffentlich-rechtlichen Abteilung in den Gerichtshof (Cour de justice, Bezeichnung 

für das Kantonsgericht in Genf) aufgenommen (Art. 131 und 132 Loi sur 

l’organisation judiciaire vom 26. September 2010, LOJ/GE, RS/GE E 2 05). 

100 Beschwerden gegen die Entscheide aller Genfer Verwaltungsbehörden – einge-

schlossen des Staatsrates und gegebenenfalls des Grossen Rates –, ausser in 

vom Gesetz vorgesehenen Ausnahmen, müssen vor die verwaltungsrechtliche 

Kammer des Gerichtshofs gebracht werden, die in letzter Instanz auf Kantons-

ebene entscheidet (Art. 132 Abs. 2 LOJ/GE). 

101 Die wichtigsten Ausnahmen sind die Fälle, in denen eine Beschwerde vorgängig 

beim erstinstanzlichen Verwaltungsgericht eingereicht werden kann (Art. 114 ff. 

LOJ/GE). Dies gilt gemäss entsprechender Spezialgesetzgebung für die Berei-

che Bau, Steuern, Fremdenpolizei und Strassenverkehr. Die Entscheide des erst-

instanzlichen Verwaltungsgerichts können mit Beschwerde bei der verwaltungs-

rechtlichen Kammer des Gerichtshofs angefochten werden (Art. 132 Abs. 2 

LOJ/GE). In den Zuständigkeitsbereichen dieses Gerichts besteht in Genf also 

ein doppelter Instanzenzug. 

102 Beschwerden in Sachen politische Rechte müssen vor die verfassungsrechtliche 

Kammer gebracht werden (Chambre constitutionnelle de la Cour de justice, 

Art. 130B Abs. 1 LOJ/GE). 

103 Einige wenige Aufsichtsbeschwerden an den Staatsrat sind infolge einer Geset-

zesdelegation vorgängig zur Beschwerde an die verwaltungsrechtliche Kammer 

in Spezialgesetzen oder Reglementen vorgesehen, beispielsweise im Schulbe-

reich. 
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104 Ein Einspracheverfahren wird nur eröffnet, wenn eine gesetzliche Grundlage dies 

vorsieht (Art. 50 Abs. 3 LPA/GE). Dies gilt insbesondere in Steuerangelegenhei-

ten, in Sachen Zusatzabgabe für Sozialunterkünfte oder als vorgängige Be-

schwerde in Sachen Nutzungspläne. 

105 In Sachen Raumplanung unterliegen fast alle Nutzungspläne der kantonalen 

Zuständigkeit. Ein Einspracheverfahren vor der für die Verabschiedung des Plans 

zuständigen Behörde – je nachdem kann das der Grosse Rat oder der Staatsrat 

sein – ermöglicht eine Überprüfung der Angemessenheit und erfüllt die Anforde-

rungen von Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG (oben Ziff. 34, FN 25). Der Entscheid über 

die Genehmigung des Plans, mit dem die Behörde auch über die Einsprachen 

entscheidet, kann mit Beschwerde bei der verwaltungsrechtlichen Kammer ange-

fochten werden (Art. 35 Abs. 1 Loi d’application de la loi fédérale sur 

l’aménagement du territoire vom 4. Juni 1987, LaLAT/GE, RS/GE 1 30). Gemäss 

Art. 61 Abs. 2 LPA/GE prüft die verwaltungsrechtliche Kammer die Angemessen-

heit der ihr vorgelegten Pläne nicht
41

. Einzige Ausnahme davon sind die Boden-

nutzungspläne, die eine in nur sehr wenigen Gemeinden genutzte Art von Spezi-

alplänen darstellen, darunter in der Stadt Genf: Diese Pläne fallen in die kommu-

nale Zuständigkeit und das Genehmigungsverfahren sieht keine Einsprache vor, 

weshalb deren Angemessenheit ebenfalls von der verwaltungsrechtlichen Kam-

mer gemäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG geprüft werden muss. 

106 Das Genfer System in Bezug auf Verwaltungsstreitigkeiten ist ein System mit 

zwei Geschwindigkeiten. In Bereichen, die zu relativ umfangreichen Streitfällen 

führen können, gibt es den doppelten Instanzenzug. Das erstinstanzliche Verwal-

tungsgericht hat eine wichtige Filterfunktion, bevor allenfalls die verwaltungs-

rechtliche Kammer angerufen wird. In den anderen Bereichen ist nur eine Be-

schwerde bei der verwaltungsrechtlichen Kammer vorgesehen. Dies gilt insbe-

sondere für die Entscheide der Gemeinden. Es muss jedoch betont werden, dass 

Genf den Gemeinden im Gegensatz zu fast allen anderen Schweizer Kantonen 

nur sehr wenig Entscheidbefugnisse überlässt. So können sie in Sachen Nut-

zungspläne (unter Vorbehalt der in der vorgängigen Ziffer erwähnten Ausnahme) 

und Baubewilligungen nur eine Stellungnahme abgeben. 

d) Jura 

107 Im Kanton Jura sind die ordentlichen Instanzen der Verwaltungsrechtspflege der 

Verwaltungsrichter (Juge administratif) und das Verwaltungsgericht (Cour admi-

nistrative, Art. 4 Loi de procédure et de juridiction administrative et constituti-

____________________ 
41

 Entscheid CJCA/GE ATA/1439/2019 vom 1. Oktober 2019, E. 3/a. 
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onnelle vom 30. November 1978, Code de procédure administrative, CPA/JU, 

RS/JU 175.1).  

108 Der Verwaltungsrichter verfügt über eine grundsätzliche Zuständigkeit für Be-

schwerden gegen Entscheide der Gemeinden, Gemeindesektionen, Gemeinde-

verbände, Organe der dezentralen kommunalen Verwaltung sowie der Bezirke 

(Art. 158 CPA/JU). Er verfügt für einige Kategorien der kantonalen Entscheide 

über eine sachliche Zuständigkeit, insbesondere in den Bereichen Strassenver-

kehr, Enteignung, Bodenverbesserungen, Bauwesen und Milchkontrolle 

(Art. 159 CPA/JU). Der oder die Verwaltungsrichter sind Mitglieder des erstin-

stanzlichen Gerichts (Art. 32 Loi d’organisation judiciaire vom 23. Februar 2000, 

LOJ/JU, RS/JU 181.1). 

109 Das Verwaltungsgericht, das eine Abteilung des Kantonsgerichts ist (Art. 20 

lit. a LOJ/JU), beurteilt in zweiter Instanz Beschwerden gegen Entscheide des 

Verwaltungsrichters, unter Vorbehalt der Zuständigkeiten des Verfassungsge-

richtshofs (Cour constitutionnelle) in Sachen Wahlen und Abstimmungen in den 

Bezirken und Gemeinden (Art. 160 lit. c CPA/JU) sowie Beschwerden gegen 

Entscheide der kantonalen Steuerrekurskommission (Art. 160 lit. d CPA/JU). Es 

beurteilt als einzige Gerichtsinstanz Beschwerden gegen die Entscheide der kan-

tonalen Behörden (einschliesslich der Regierung) sowie der Organe der dezent-

ralen kantonalen Verwaltung (Art. 160 lit. a, b und c bis h CPA/JU). 

110 Die kantonale Steuerrekurskommission entscheidet gemäss Steuergesetzgebung 

(Art. 174 CPA/JU) als erste Beschwerdeinstanz in Steuersachen. 

111 Die Regierung wiederum entscheidet über Verwaltungsbeschwerden in Fällen, in 

denen eine Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Verwaltungsrichter oder beim 

Verwaltungsgericht nicht zulässig ist (Art. 172 CPA/JU). Per Definition sind Ent-

scheide auf Verwaltungsbeschwerden der Regierung auf kantonaler Ebene end-

gültig, da sie nur Fälle betreffen, in denen eine Beschwerde bei richterlichen Be-

schwerdeinstanzen ausgeschlossen ist. In Anbetracht der Anforderungen des 

Bundesrechts sind Beschwerden bei der Regierung nur sehr eingeschränkt mög-

lich. Es handelt sich im Wesentlichen um Entscheide vorwiegend politischer Na-

tur, die in Art. 162 CPA/JU aufgelistet sind, sowie insbesondere Entscheide, die 

infolge einer Anzeige getroffen werden (Art. 164 lit. a CPA/JU). Die Frage, ob all 

diese Ausnahmen den Anforderungen von Art. 86 Abs. 2 und 3 BGG entspre-

chen, muss hier nicht untersucht werden
42

. 

____________________ 
42

 Siehe dazu BENOÎT BOVAY, «L’évolution de voies de droit cantonales», in BELLANGER/TANQUEREL, Le 
contentieux administratif, Genf/Zürich/Basel, 2013, S. 45 ff., S. 63.  
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112 In Sachen Raumplanung kann die Genehmigung der kommunalen Nutzungsplä-

ne Gegenstand einer Beschwerde beim Verwaltungsgericht sein, das über eine 

freie Kognition gemäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG verfügt (Art. 73 Abs. 3 Loi sur les 

constructions und l’aménagement du territoire vom 25. Juni 1987, LCAT/JU, 

RS/JU 701.1). Dasselbe gilt für die kantonalen Sondernutzungspläne (Art. 78 

Abs. 2 LCAT/JU). Die Fälle, in denen eine Gerichtsbehörde die Angemessenheit 

eines Entscheids überprüfen kann, sind umfassender als in den meisten Kanto-

nen (vgl. Art. 122 lit. c CPA/JU). 

113 Es muss dabei hervorgehoben werden, dass ein Einspracheverfahren grundsätz-

lich gegen alle von einer Verwaltungsbehörde erstinstanzlich getroffenen Ent-

scheide (Art. 94 CPA/JU) offen steht, unter Vorbehalt der gesetzlich vorgesehe-

nen Ausnahmen (Art. 95 CPA/JU). Der im Kanton Jura angewandte Grundsatz 

unterscheidet sich also vom in der Schweiz üblichen System, gemäss dem eine 

Einsprache nur zur Verfügung steht, wenn dies in einem Spezialgesetz vorgese-

hen ist. 

114 Die Behandlung von Verwaltungsstreitigkeiten im Kanton Jura gleicht dem Gen-

fer System insofern, als dass der Kantonsregierung als Beschwerdeinstanz nur 

eine sehr eingeschränkte Zuständigkeit zukommt und vorgesehen ist, dass in 

erster Beschwerdeinstanz eine Gerichtsbehörde entscheidet. Die Kriterien, mit 

denen die Zuständigkeit dieser Beschwerdeinstanz definiert wird, sind jedoch 

nicht nur vom betroffenen Rechtsbereich abhängig wie in Genf, sondern auch 

von der Entscheidbehörde, da der Verwaltungsrichter im Jura ordentlicher erstin-

stanzlicher Richter für Gemeindebeschlüsse ist. Im Gegensatz zum freiburgi-

schen oder neuenburgischen Recht ist im jurassischen Recht fast keine Art von 

Aufsichtsbeschwerde an eine Verwaltungsbehörde vorgesehen, als Standard gilt 

jedoch der Grundsatz der Einsprache. Schliesslich ist die richterliche Überprü-

fung der Angemessenheit üblicher als anderswo, insbesondere in Bezug auf die 

Nutzungspläne.  

e) Neuenburg 

115 Im Kanton Neuenburg ist das Kantonsgericht die oberste ordentliche Beschwer-

deinstanz (Art. 30 Abs. 1 Loi sur la procédure et sur la juridiction administratives 

vom 27. Juni 1979, LPJA/NE, RS/NE 152.130), das heisst in der Praxis die öf-

fentlich-rechtliche Abteilung (Art. 34 lit. e und Art. 47 Abs. 1 Loi d’organisation ju-

diciaire neuchâteloise vom 27. Januar 2010, OJN, RS/NE 161.1). Der Staatsrat 

ist nur Beschwerdeinstanz, wenn dies im Gesetz LPJA/NE vorgesehen ist 

(Art. 30 Abs. 2 LPJA/NE). Dies betrifft die Genehmigung der Tarife (Art. 31 lit. b 

LPJA/NE), dazu kommen noch Beschwerden gegen die kommunalen Nutzungs-
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pläne (unten Ziff. 121). Für alle anderen Entscheide ist das Kantonsgericht die 

letzte Beschwerdeinstanz (Art. 49 LPJA/NE). Das LPJA/NE ist der Fall vorbehal-

ten, in dem untergeordnete Kantons- oder Gemeindebehörden im Bundes- oder 

Kantonsrecht als Beschwerdeinstanz vorgesehen sind (Art. 30 Abs. 3 LPJA/NE). 

Diese vorgängigen Rechtsmittel müssen ausgeschöpft werden, bevor das Kan-

tonsgericht angerufen wird (Art. 50 LPJA/NE). 

116 Beschwerden gegen die Entscheide des Staatsrates sind nur in den gesetzlich 

vorgesehenen Fällen möglich (Art. 28 Abs. 1 LPJA/NE). 

117 Ebenfalls nur wenn ein Spezialgesetz dies vorsieht, kann das Kantonsgericht die 

Angemessenheit eines Entscheids prüfen (Art. 33 lit. d LPJA/NE). 

118 Vorgängige Rechtsmittel sind relativ selten. Dazu zählen die Beschwerde an das 

zuständige Departement bei von der untergeordneten Behörde oder dem Dienst-

chef getroffenen Entscheiden, wenn es um öffentliche Amtsträger geht (Art. 82 

Abs. 1 Loi sur le statut de la fonction publique vom 28. Juni 1995, LSt, RS/NE 

152.510), sowie die Beschwerde an das zuständige Departement gegen Ent-

scheide in Sachen Führerausweis der Verwaltungskommission des kantonalen 

Strassen- und Schifffahrtamtes (Art. 8 Arrêté concernant la commission administ-

rative du service cantonal des automobiles et de la navigation vom 

10. Dezember 2014, RS/NE 761.41). 

119 Da es keine allgemeine Bestimmung wie Art. 94 CPA/JU gibt, steht ein Ein-

spracheverfahren nur zur Verfügung, wenn dies in einem Spezialgesetz vorgese-

hen ist, wie dies beispielsweise in Steuersachen der Fall ist. 

120 Seit das Steuergericht im Jahr 2011 aufgelöst wurde, entscheidet das Kantons-

gericht als einzige richterliche Instanz in Steuersachen über Einspracheentschei-

de der Steuerverwaltung.  

121 In Sachen Raumplanung ist der Staatsrat dafür zuständig, die kantonalen Nut-

zungspläne zu genehmigen und über entsprechende Einsprachen zu entschei-

den (Art. 28 Abs. 1 Loi cantonale sur l’aménagement du territoire vom 

2. Oktober 1991, LCAT/NE, RS/NE 701.0). Im Zusammenhang mit kommunalen 

Nutzungsplänen ist der Staatsrat gleichzeitig Genehmigungsbehörde und Be-

schwerdeinstanz gegen Entscheide der Gemeindebehörden (Art. 96 und 125 

Abs. 1 LCAT/NE). Die Entscheide des Staatsrates, ob diese die Genehmigung 

betreffen oder Beschwerdeentscheide darstellen, können vor dem Kantonsge-

richt angefochten werden (Art. 125 Abs. 1 und 2 LCAT/NE).  

122 Wie bereits im ähnlichen Fall des Kantons Freiburg erwähnt, könnte man auf den 

ersten Blick denken, dass das Kantonsgericht seine Kognition nicht auf die An-
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gemessenheit ausweitet, wenn die Vorinstanz (hier der Staatsrat) über die Be-

schwerde oder die Einsprache entschieden hat, da diese Behörde die Angemes-

senheit des angefochtenen Entscheids geprüft hat. Das Kantonsgericht ist jedoch 

der Ansicht, dass es in Sachen Nutzungspläne über die gleiche Kognition verfügt 

wie der Staatsrat, das heisst, über eine Kognition, welche die Überprüfung der 

Angemessenheit einschliesst
43

. 

123 In Streitfällen spielt der Staatsrat in Neuenburg als Beschwerdeinstanz eine 

extrem eingeschränkte Rolle und die meisten Beschwerden fallen in die Zustän-

digkeit des Kantonsgerichts, ohne dass es eine erstinstanzliche Gerichtsbehörde 

geben würde. Diese marginale Rolle des Staatsrates als Beschwerdeinstanz 

kann damit erklärt werden, dass es der Neuenburger Staatsrat in der Vergan-

genheit vermeiden wollte, dass seine Entscheide vor dem Kantonsgericht ange-

fochten werden, was der Fall gewesen wäre, wenn er erstinstanzliche Beschwer-

deinstanz wäre. In zwei wichtigen Bereichen, der Raumplanung und dem Stras-

senverkehr, ist jedoch ein vorgängiges Rechtsmittel vorgesehen – entweder auf 

Ebene des Staatsrates oder des zuständigen Departements. Wie in den Kanto-

nen Waadt und Jura ist die richterliche Prüfung der Angemessenheit der Nut-

zungspläne die Regel. 

f) Waadt 

124 Der Kanton Waadt hat die Verwaltungsstreitigkeiten zweifellos am konsequentes-

ten und erfolgreichsten bei einer einzigen richterlichen Instanz zusammenge-

fasst, zuerst beim Verwaltungsgericht, dann bei der verwaltungs- und öffentlich-

rechtlichen Abteilung des Kantonsgerichts (Cour de droit administratif et public du 

Tribunal cantonal). Gemäss Art. 5 des Gesetzes Loi sur la procédure administra-

tive vom 28. Oktober 2008 (LPA/VD, RS/VD 173.36) fungiert das Kantonsgericht, 

genauer gesagt dessen verwaltungs- und öffentlich-rechtliche Abteilung, als Ver-

waltungsgerichtsbarkeit (CDAP, Art. 67 Abs. 1 lit. a und 83 ff. Loi d’organisation 

judiciaire vom 12. Dezember 1979, LOJV, RS/VD 173.01). Das Kantonsgericht ist 

Beschwerdeinstanz für Entscheide und Beschwerdeentscheide der Verwaltungs-

behörden, wenn das Gesetz dafür keine andere Behörde vorsieht (Art. 92 Abs. 1 

LPA/VD). 

125 Die CDAP setzt sich, ausser in besonderen Fällen, aus drei Magistraten zusam-

men und zwar neben mindestens einem Richter am Kantonsgericht aus einem 

oder zwei Beisitzern, die nicht Berufsmagistraten sind, sondern Spezialisten in 

den entsprechenden Bereichen (im Umkehrschluss zu Art. 17 Abs. 1, 23 Abs. 1, 

____________________ 
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 Entscheid KGer NE CDP.214.65 vom 11. November 2014, E. 2/b. 
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23a Abs.1 LOJV, Art. 33 Règlement organique du Tribunal cantonal vom 

13. November 2007, ROTC/VD, RS/VD 173.31.1). 

126 Vor der CDAP ist eine Rüge der Unangemessenheit grundsätzlich ausgeschlos-

sen (im Umkehrschluss zu Art. 98 Abs. 1 LPA/VD). Eine wichtige Ausnahme von 

diesem Grundsatz gilt für die Nutzungspläne (unten Ziff. 130). 

127 Der Staatsrat hat keine Zuständigkeit für Beschwerden vorgängig zu Beschwer-

den ans Kantonsgericht. Der Kanton Waadt ist im Übrigen derjenige, der Be-

schwerden gegen Entscheide des Staatsrates und des Grossen Rates am deut-

lichsten ausschliesst. Art. 92 Abs. 2 LPA/VD sieht vor, dass die erstinstanzlichen 

Entscheide oder Beschwerdeentscheide des Staatsrates und des Grossen Rates 

nicht vor dem Kantonsgericht angefochten werden können, ohne gegenteilige 

gesetzliche Bestimmungen vorzubehalten («les décisions du Grand Conseil et du 

Conseil d'Etat, en première instance ou sur recours, ne sont pas susceptibles de 

recours au Tribunal cantonal»). Der Waadtländer Gesetzgeber ist davon ausge-

gangen, dass eine Beschwerde an den Staatsrat nur für Verfügungen mit vorwie-

gend politischem Charakter gemäss Art. 86 Abs. 3 LTF möglich ist. Auch als erst-

instanzliche Verwaltungsbehörde soll der Staatsrat nur Entscheide mit vorwie-

gend politischem Charakter fällen
44

. 

128 Eine Verwaltungsbeschwerde vor einer Verwaltungsbehörde steht zur Verfügung, 

wenn dies vom Gesetz vorgesehen ist (Art. 73 LPA/VD). Diese Möglichkeit 

scheint aber in der Praxis kaum genutzt zu werden. 

129 Ein Einspracheverfahren, das ebenfalls offen steht, wenn ein Gesetz dies vor-

sieht (Art. 66 Abs. 1 LPA/VD), ist verbreiteter. Zusätzlich zum Steuerbereich ist 

das Einspracheverfahren beispielsweise für Administrativmassnahmen in Sachen 

Führerausweis vorgesehen (Art. 21 Abs. 2 Loi sur la circulation routière vom 

25. November 1974, LVCR, RS/VD 741.01). Die Filterfunktion dieser Vorge-

hensweise scheint besonders effizient. 

130 In Sachen Raumplanung ist die CDAP die einzige Beschwerdeinstanz. Diese 

beurteilt Beschwerden gegen Einsprache- und Genehmigungsentscheide des 

Departements für Raumentwicklung und Umwelt (Département du territoire et de 

l’environnement, DTE) in Sachen kantonale Nutzungspläne (Art. 15 Loi sur 

l’aménagement du territoire et les constructions vom 4. Dezember 1985, 

LATC/VD; RS/VD 700.11) sowie Einspracheentscheide von Gemeinden und Ge-

nehmigungsentscheide vom DTE zu kommunalen Plänen (Art. 43 Abs. 2 

LATC/VD). Das Departement muss seine Überprüfung dabei auf die Rechtmäs-

____________________ 
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sigkeit und die Übereinstimmung mit dem kantonalen Richtplan (Art. 43 Abs. 1 

LATC/VD) beschränken. Bis zur letzten Reform, die im September 2018 in Kraft 

getreten ist, verfügte die CDAP über volle Kognition, einschliesslich der Ange-

messenheit von kommunalen Nutzungsplänen (Art. 43 Abs. 2 in fine LATC/VD), 

aber über eine auf die Rechtmässigkeit der kantonalen Nutzungspläne be-

schränkte Kognition. Das Rechtsmittel mit freier Kognition in Bezug auf letztere 

war das Einspracheverfahren vor dem DTE45. Mit der letzten Reform wurde die 

Kognition der CDAP auch auf die Angemessenheit der kantonalen Nutzungsplä-

ne ausgeweitet (Art. 15 Abs. 2 in fine LATC/VD). 

131 Typisch für das Waadtländer System ist also, dass die Beschwerden bei einer 

übergeordneten richterlichen Instanz zusammenlaufen, die sich teilweise aus 

spezialisierten Beisitzern zusammensetzt, dass der Staatsrat keine rechtspre-

chende Funktion hat, dass vorgängige Verwaltungsbeschwerden äusserst selten 

sind und dass das Einspracheverfahren effizient eingesetzt wird. Ausserdem ist 

die richterliche Prüfung der Angemessenheit der Nutzungspläne vollständig zu-

gelassen. 

g) Zusammenfassung 

132 Die Übersicht über das System der Verwaltungsrechtspflege in den Westschwei-

zer Kantonen zeigt, dass die Kantonsregierungen als Rechtsprechungsinstanzen 

eine deutlich untergeordnete Rolle spielen. Das geltende Walliser System ist in 

keinem anderen Westschweizer Kanton zu finden. Einzig der Kanton Neuenburg 

sieht den Staatsrat als wesentliche Rechtsmittelinstanz vor, jedoch lediglich im 

Bereich der kommunalen Nutzungspläne. 

133 Das Modell der Konzentration der Streitsachen bei einer übergeordneten richter-

lichen Instanz wird lediglich im Kanton Waadt relativ strikt angewendet. Der Kan-

ton Neuenburg geht ähnlich vor, kennt jedoch in spezifischen wichtigen Berei-

chen vorgängige Rechtsmittel. Im Kanton Freiburg sind vorgängige Rechtsmittel 

im Zusammenhang mit Verwaltungsbeschwerden recht verbreitet. In den Kanto-

nen Jura und Genf gelten grundsätzlich und für ein breites Spektrum an Rechts-

gebieten doppelte verwaltungsinterne Instanzenzüge. 

134 Die richterliche Prüfung der Angemessenheit ist nirgends als Grundsatz vorgese-

hen. Im Zusammenhang mit Nutzungsplänen ist sie aber in den Kantonen Waadt, 

Neuenburg und Jura weitgehend zugelassen. Eingeschränkt zugelassen ist diese 

Prüfung im Kanton Freiburg und in Ausnahmefällen im Kanton Genf. 

____________________ 
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 Entscheid CDAP/VD AC.2016.0420 vom 6. Juni 2017, E. 4 (zus. in Revue de droit Administratif et de 
droit Fiscal 2018 I 113 f.).  
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6. Mögliche Modelle 

135 Der Rechtsvergleich zeigt, dass sich in den Schweizer Kantonen kein einzelnes 

Modell der Verwaltungsrechtspflege durchgesetzt hat. Dies gilt sowohl für die 

Anzahl Instanzen im Kanton als auch für die Frage, welche Instanzen angerufen 

werden können. Eine Vereinheitlichung ergibt sich lediglich hinsichtlich des Ab-

schlusses. Aufgrund von Art. 86 Abs. 2 BGG sind als Vorinstanzen des Bundes-

gerichts «obere Gerichte» einzusetzen. Für die vorliegend interessierenden Strei-

tigkeiten sind dies Verwaltungsgerichte – wobei kantonal wiederum unterschied-

lich geregelt ist, ob das Verwaltungsgericht organisatorisch selbständig oder in 

das kantonale Obergericht eingegliedert ist. 

136 Mit Blick auf die Vorinstanzen des Verwaltungsgerichts lassen sich fünf verschie-

dene Modelle skizzieren. Die erstinstanzliche Verfügung kann zunächst von einer 

verwaltungsinternen Beschwerdeinstanz und anschliessend vom Regierungsrat 

geprüft werden (Modell 1). Möglich ist nur eine verwaltungsinterne Beschwer-

deinstanz (Modell 2) oder nur der Regierungsrat (Modell 3), dann jeweils das 

Verwaltungsgericht. Möglich ist auch die direkte Anfechtung der Verfügung beim 

Verwaltungsgericht ohne vorgängige verwaltungsinterne Beschwerdemöglichkeit 

(Modell 4). Denkbar ist auch ein Modell, in dem ein erstinstanzliches Verwal-

tungsgericht (oder eine Rekurskommission) die Aufgabe des Regierungsrates 

übernimmt (Modell 5). 

137 Bei den Modellen wurde nach den Behörden differenziert, welche die erstinstanz-

liche Verfügung erlassen. Es sind dies einerseits die kantonalen (unteren) Ver-

waltungsbehörden, andererseits die Gemeinden. Nicht berücksichtigt wurden 

Einspracheverfahren und Spezialrekurskommissionen, welche sich oft im Bau- 

und im Steuerrecht finden. Eine Steuerrekurskommission besteht auch im Kanton 

Wallis. In den Rückmeldungen wurde nicht vertreten, dieses Modell auf andere 

Bereiche zu übertragen 

138 Wichtig ist der Hinweis, dass diese Modelle blosse Annäherungen sind. Kein 

Kanton hat ein solches Modell vollumfänglich verwirklicht. Vielmehr bestehen 

Mischformen. Dies gilt auch für den Kanton Wallis. Dessen Struktur entspricht 

zwar dem Modell 3, doch bestehen auch hier Ausnahmen, etwa bei der direkten 

Anrufung des Verwaltungsgerichts bei Submissions- und Einbürgerungsent-

scheiden (vgl. oben Ziff. 9).  

139 Mit diesen Einschränkungen ist aus dem Rechtsvergleich ersichtlich, dass alle 

Modelle vorkommen und sich kein bestimmtes Modell durchgesetzt hat. Die gilt 

insbesondere für den Regierungsrat im Instanzenzug. Dieser kommt sowohl als 

direkte Beschwerdeinstanz als auch als Beschwerdeinstanz für Beschwerdeent-
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scheide der kantonalen Verwaltung vor. In ungefähr der Hälfte der Kantone ist 

der Regierungsrat nicht involviert. 

140 Interessant ist, dass der Regierungsrat häufiger in den kantonalen Prozessweg 

eingebunden ist, soweit es um Entscheide der Gemeinden geht. Hier ist das Mo-

dell 3, d. h. die direkte Anfechtung von Entscheiden der Gemeinden beim Regie-

rungsrat, am stärksten verbreitet und findet sich in ungefähr der Hälfte der Kan-

tone. Das Postulat Nr. 1.0085 Nantermod/Favre fordert aber gerade hier am 

deutlichsten die Abschaffung des Staatsrates im Instanzenzug. Eine solche An-

ordnung wäre atypisch, aber natürlich nicht ausgeschlossen und grundsätzlich 

begründbar. Die Kantone haben den Regierungsrat eher für die Kontrolle kom-

munaler Entscheide eingesetzt als für die Beurteilung von Entscheiden der kan-

tonalen Verwaltung. 

141 Aus den Übersichten ist auch eine leichte Tendenz hin zu Modell 4 festzustellen. 

Die direkte Anrufung des Verwaltungsgerichts findet sich schwergewichtig in den 

lateinischen Kantonen; allerdings gibt es wie dargelegt auch dort kein einheitli-

ches Modell. Im Bund können erstinstanzliche Verfügungen der Bundesverwal-

tung in der Regel nur noch direkt vor Bundesverwaltungsgericht angefochten 

werden (Art. 31 Bundesgesetz über das Bundesverwaltungsgericht vom 17. Juni 

2005, Verwaltungsgerichtsgesetz, VGG, SR 173.32). Auch der praktisch bedeut-

same verwaltungsinterne Instanzenzug im Bundespersonalrecht wurde mit der 

Revision vom 14. Dezember 2012 abgeschafft (vgl. BBl 2011, 6724 f.). 
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VII. BEURTEILUNG  

1. Allgemeine Einschätzung 

142 Die Untersuchung der geltenden Rechtsgrundlagen, der Blick auf die statisti-

schen Grundlagen sowie die Gespräche mit Vertreterinnen und Vertretern aus 

der Praxis zeigen, dass das geltende Rechtsmittelsystem grundsätzlich tauglich 

und auch rechtsvergleichend keineswegs ungewöhnlich ist. Geäussert werden 

zwar verschiedene Kritikpunkte am geltenden System, auf die sogleich näher 

einzugehen ist. Es wird aber von niemandem zum Ausdruck gebracht, das gel-

tende System sei gänzlich untauglich bzw. es bestehe dringender Handlungsbe-

darf. 

2. Rolle des Regierungsrates 

a) Kontrolle der Verwaltung 

143 Die zentrale Frage betrifft die Stellung des Regierungsrates im Instanzenzug. 

Dies legt nahe, zunächst auf die Vor- und Nachteile einzugehen, die sich aus 

dessen Beteiligung ergeben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass gewisse Vor- und 

Nachteile davon abhängen, welches Modell als Alternative zum bestehenden 

Recht gewählt wird. Der Wegfall einer Ermessensprüfung ergibt sich beispiels-

weise nur, wenn die Anfechtung der erstinstanzlichen Verfügung direkt ans Kan-

tonsgericht führt, nicht aber, wenn anstelle des Regierungsrates eine kantonale 

Verwaltungsstelle (Modell 2, allerdings nicht vorgeschlagen) oder eine Rekurs-

kommission mit umfassender Kognition (Modell 5) tritt. 

144 Aus institutioneller Sicht ist zunächst festzuhalten, dass die Mitwirkung des Re-

gierungsrates im Rechtsmittelverfahren dessen Kenntnisse über die Vorgänge in 

der kantonalen Verwaltung und in den Gemeinden verbessert. Gegenüber der 

kantonalen Verwaltung ist die Kontrolle von Verfügungen Ausfluss des Hierar-

chieprinzips. Die Korrektur im Rechtsmittelverfahren ist Teil der Leitungsverant-

wortung der Regierung. Regelmässige Beschwerden weisen auf Missstände hin 

oder zeigen mindestens Verbesserungspotenzial. 

b) Legitimation 

145 Gegenüber den Gemeinden ist die Aufgabe des Regierungsrates eine andere. Er 

hat bei seinen Entscheiden die Autonomie der Gemeinde zu wahren (vgl. 

Ziff. 13). Der Vorteil des Regierungsrates in diesem Verfahren – gegenüber einer 

Verwaltungsstelle des Kantons – ist seine demokratische Legitimation. Für die 

Gemeinden ist eine Korrektur eher hinzunehmen, wenn sie von der Spitze der 
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kantonalen Verwaltung, also vom Regierungsrat, kommt. Die gleiche Legitimation 

besitzt natürlich das Kantonsgericht. Soweit man von Modell 3 zu Modell 4 wech-

seln würde, ergeben sich aus dem Einbezug des Regierungsrates kaum Vorteile 

unter dem Gesichtspunkt der Legitimation des Entscheides. 

c) Filterfunktion 

146 Bei einem allfälligen Wechsel zu Modell 4 steht eine andere Funktion des Regie-

rungsrates im Vordergrund, nämlich die des Filters für das Verwaltungsgericht 

und – mindestens teilweise – die der Möglichkeit einer einvernehmlichen Beile-

gung des Streits. Aus qualitativer Sicht kommen diese Funktionen vor allem bei 

Entscheiden der Gemeinden zur Geltung. Soweit es um Entscheide der kantona-

len Verwaltung geht, hängt die Notwendigkeit eines solches Filters vom jeweili-

gen Bereich ab, und es kommt nur selten zu Verhandlungen im Hinblick auf eine 

einvernehmliche Lösung. 

147 Der Bedarf eines Filters wird damit begründet, dass die korrekte Aufarbeitung 

eines Falles für ein Rechtsmittelverfahren die Gemeinden vor grosse Herausfor-

derungen stellt. Formelle Fehler können im Verfahren vor dem Regierungsrat im 

Rahmen der Instruktion durch das Fachamt leichter beseitigt werden als im Ver-

fahren vor dem Kantonsgericht. Diese Auffassung wurde von verschiedener Seite 

geäussert, ist allerdings nicht nachgewiesen. Immerhin ist darauf hinzuweisen, 

dass es natürlich nicht primäre Aufgabe eines kantonalen Rechtsmittelverfahrens 

sein kann, die Qualität vorinstanzlicher Entscheidungen zu verbessern. Sollte in 

gewissen Bereichen tatsächlich die Gefahr einer Überforderung der Gemeinden 

bestehen, ist diesbezüglich auf kommunaler, eventuell auch auf interkommunaler 

Ebene, Abhilfe zu schaffen. Der Kanton kann solche Bestrebungen unterstützen. 

148 In quantitativer Hinsicht bewirkt der Filter schlicht und einfach, dass ein grosser 

Anteil der Streitigkeiten nur erstinstanzlich behandelt und nicht an eine überge-

ordnete Instanz weitergezogen wird. In diesem Sinne wird mit dem Filter nicht ei-

ne Verbesserung der vorinstanzlichen Entscheide, sondern die Entlastung der 

übergeordneten richterlichen Instanz bezweckt. Die oben aufgeführten statisti-

schen Angaben belegen, dass die Beschwerde an den Staatsrat insgesamt mit 

Blick auf die Beschwerde ans Kantonsgericht eine spürbare Filterfunktion ausübt. 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, erlauben es die vorhandenen Statistiken 

nicht, zwischen kommunalen Entscheiden und Entscheiden kantonaler Behörden 

zu unterscheiden (oben Ziff. 54).  

149 Einigkeit besteht darüber, dass bei einem Wechsel zu Modell 4 die Ressourcen 

des Kantonsgerichts ausgebaut werden müssten, während Stellen innerhalb der 

Verwaltung und der Standeskanzlei frei würden. 
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d) Verfahrenskosten 

150 Als weiterer Vorteil des Verfahrens vor dem Regierungsrat werden die Kosten 

genannt. Dies gilt einerseits für die ordentlichen Kosten, d. h. die Kosten des Ver-

fahrens (oben Ziff. 16). Dieser Vorteil kommt dann nicht zum Tragen, wenn an-

stelle des Regierungsrates eine kantonale Dienststelle tritt (Modell 2). Allerdings 

sind auch bei einer direkten Anrufung des Kantonsgerichts die Kostenfolgen nicht 

eindeutig. Soweit das Verfahren vor dem Regierungsrat endet, sind die Kosten 

geringer. Wird das Verfahren weitergezogen, sind die Gesamtkosten höher.  

151 Ähnliches gilt für die anwaltliche Vertretung: Auf diese kann zwar vor dem Regie-

rungsrat eher verzichtet werden, doch sind die Anwaltskosten insgesamt höher, 

wenn man unterstellt, dass der Entscheid des Regierungsrates ans Kantonsge-

richt weitergezogen wird. In den Anhörungen wurde Unterschiedliches geäussert. 

Die Einführung von Modell 2 (Ersetzen des Regierungsrates durch eine Verwal-

tungsstelle) dürfte keinen massgeblichen Einfluss auf die Anwaltskosten haben. 

152 Es sei jedoch daran erinnert, dass statistisch belegt ist, dass die grosse Mehrheit 

der Angelegenheiten, die gegenwärtig an den Staatsrat gerichtet werden, später 

nicht ans Kantonsgericht weitergezogen werden (oben Ziff. 53). Wird davon aus-

gegangen, dass in einem einstufigen System mit einer direkten Anrufung des 

Kantonsgerichts (Modell 4) die heute an den Staatsrat gerichteten Beschwerden 

ans Kantonsgericht gelangen würden, hätte dies einen Kostenanstieg zulasten 

der Rechtsuchenden zur Folge. Natürlich wäre eine direkte Beschwerde ans 

Kantonsgericht für den heute geringen Anteil der Rechtsuchenden, die das Ver-

fahren in jedem Fall an dieses weiterziehen möchten oder müssen, mit Einspa-

rungen verbunden. Dies gilt auch für Rechtsuchende, die im geltenden System 

darauf verzichten, ans Kantonsgericht zu gelangen, da die finanziellen Ressour-

cen mit dem Verfahren vor dem Staatsrat bereits erschöpft sind. 

153 Die möglicherweise abschreckende Wirkung der Kosten einer Beschwerde ans 

Kantonsgericht wurde manchmal genannt, um zu argumentieren, dass sich das 

Kantonsgericht im Falle einer Abschaffung des Staatsrates als Beschwer-

deinstanz nicht mit sämtlichen zurzeit von diesem behandelten Streitsachen kon-

frontiert sähe. Aus diesem Blickwinkel betrachtet, wird die abschreckende Wir-

kung der Verfahrenskosten als positiv erachtet. Aus Sicht des Zugangs zur Justiz 

und des Rechtsschutzes der Bürgerinnen und Bürger ist dieses Argument jedoch 

mehr als fragwürdig. Im Falle eines Übergangs zur direkten Beschwerde ans 

Kantonsgericht müssten andere Massnahmen ergriffen werden, damit dieses die 

zusätzliche Belastung bewältigen kann. 
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e) Ermessensprüfung 

154 Ein allfälliger Wechsel zu Modell 4 hätte zur Folge, dass, zumindest im Regelfall, 

die Überprüfung des Ermessens eines angefochtenen Entscheides wegfällt. Kan-

tonale Verwaltungsgerichte korrigieren in der Regel Sachverhaltsfehler und 

Rechtsverletzungen, nicht aber einfache Ermessensfehler. Qualifizierte Ermes-

sensfehler, d. h. Ermessensmissbrauch, Ermessensüberschreitung und Ermes-

sensunterschreitung gelten als Rechtsfehler. In den Befragungen wurde diesbe-

züglich Unterschiedliches geäussert; tendenziell wurde der Verlust einer Ermes-

sensprüfung als hinnehmbar bezeichnet. Zu beachten ist, dass sich die Frage 

des Ermessens schwergewichtig für die Beurteilung von Entscheiden der kanto-

nalen Verwaltung stellt. Bei Entscheiden der Gemeinden ist die Ermessensprü-

fung aufgrund der Gemeindeautonomie eingeschränkt (oben Ziff. 15). 

155 Der Regierungsrat ist eine politische Behörde, was Auswirkungen auf die Ermes-

sensausübung hat. In den Anhörungen wurde die Berücksichtigung politischer 

Gesichtspunkte bei der Ermessensausübung sehr unterschiedlich beurteilt. Der 

(politische) Entscheid durch den Regierungsrat erhöht die Legitimität des Ent-

scheides (im Vergleich zu einem Entscheid einer kantonalen Verwaltungsbehör-

de). Gewisse Entscheide erfordern (auch) ein politisches Ermessen, welches 

vom Regierungsrat wahrgenommen werden kann. Der Regierungsrat kann auf 

einen Entscheid auch politisch angesprochen werden, was für das Kantonsge-

richt (und wohl auch eine untergeordnete Verwaltungsbehörde) offensichtlich 

problematisch wäre.  

156 Die politische Komponente eines Entscheides des Regierungsrates ist aber auch 

Gegenstand von Kritik. Das Vertrauen der Rechtssuchenden in einen Entscheid 

ist geschwächt, wenn diese annehmen, er sei nicht ausschliesslich nach rechts-

staatlichen Gesichtspunkten gefällt worden, sondern sei – mindestens auch – po-

litisch beeinflusst. Diese Gefahr besteht in politisch sensiblen Bereichen offen-

sichtlich mehr als in eher technischen Materien. Überdies wird mindestens teil-

weise kritisiert, dass sich der Regierungsrat zum Teil vorschnell die Entscheide 

«seiner» Verwaltung zu eigen mache und diese nur mit grosser Zurückhaltung 

aufhebe.  

157 Ein Wechsel zu Modell 4 (direkte Anrufung des Verwaltungsgerichts) würde 

dieser Kritik Rechnung tragen, allerdings auch die Vorteile beseitigen, die sich 

aus der Beteiligung des Regierungsrates im Instanzenzug ergeben. 

158 Speziell ist die Situation, wenn eine übergeordnete Rechtsnorm verlangt, dass 

mindestens eine Beschwerdeinstanz die Angemessenheit bestimmter Verfügun-

gen überprüft. Dies gilt insbesondere für Verfügungen und Nutzungspläne ge-
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mäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG (oben Ziff. 32 ff.). Um die traditionelle Gewalten-

trennung in einem solchen Fall einzuhalten, ist es besser, wenn eine politische 

oder verwaltungsinterne Beschwerdebehörde erstinstanzlich unter Einschluss der 

Überprüfung der Angemessenheit über Nutzungspläne befindet, bevor eine Ge-

richtsbehörde über die Rechtmässigkeit entscheidet. In der Tat ist es nicht die 

Aufgabe der Gerichte, die Angemessenheit der ihnen unterbreiteten Verfügungen 

zu prüfen. Sehen sie sich dennoch dazu verpflichtet, verrichten sie diese Aufgabe 

mit grosser Zurückhaltung. Es einem Gericht zu überlassen, die Angemessenheit 

eines Nutzungsplans oder einer Verfügung zu überprüfen, birgt ein doppeltes Ri-

siko: Einerseits wird der Richter in die unangenehme Lage gebracht, eine grund-

legend politische Überprüfung vornehmen zu müssen und andererseits wird die-

se Überprüfung aufgrund der Zurückhaltung, die sich die Gerichte auferlegen, 

übermässig eingeschränkt. Obwohl es in keiner Weise dem übergeordneten 

Recht widerspricht, die Angemessenheitsüberprüfung einem Gericht anzuver-

trauen, wie dies in den Kantonen Waadt, Jura, Neuenburg und in geringerem 

Ausmass auch in Freiburg der Fall ist (oben Ziff. 130, 112, 122 und 94), ist es 

hinsichtlich einer sinnvollen institutionellen Aufgabenteilung vorzuziehen, eine 

solche Lösung zu vermeiden. 

159 In bestimmten Fällen ist es besonders kompliziert, eine zwischengeschaltete 

Rechtsmittelinstanz vorzusehen, insbesondere, wenn Nutzungspläne von der 

Kantonsregierung stammen. Auf jeden Fall für kommunale Nutzungspläne und 

sogar, wie das Beispiel von Genf zeigt (oben Ziff. 105), für kantonale Nutzungs-

pläne gibt es Möglichkeiten, Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG einzuhalten, ohne dass ein 

Gericht die Angemessenheit einer ihm unterbreiteten Verfügung prüfen muss.  

160 Das geltende Walliser System ist diesbezüglich zufriedenstellend: Der Staatsrat, 

die politische Behörde, prüft die Angemessenheit der kommunalen Nutzungsplä-

ne und das Kantonsgericht prüft deren Rechtmässigkeit, was seiner Hauptaufga-

be entspricht (oben Ziff. 19). Bei einem möglichen Systemwechsel müsste min-

destens eine analoge Aufgabenteilung beibehalten werden. 

f) Zeitliche Belastung des Regierungsrates 

161 Der Vollständigkeit halber ist festzuhalten, dass die zeitliche Belastung des Re-

gierungsrates mit Beschwerdeentscheiden nicht als Nachteil vorgebracht wurde. 

Dieser Gesichtspunkt war dagegen für die Abschaffung des Bundesrates im In-

stanzenzug ein massgeblicher Gesichtspunkt. 

162 Demgegenüber wurde von verschiedener Seite klar die Befürchtung geäussert, 

dass eine Übertragung von Rechtsstreitigkeiten vom Staatsrat auf das Kantons-
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gericht dessen Belastung erhöhen würde. Gegebenenfalls müssen organisatori-

sche Massnahmen eingeführt werden, um darauf zu reagieren. 

g) Doppelrolle der Verwaltung in Gemeindesachen 

163 Als Nachteil der Beteiligung des Regierungsrates im Instanzenzug wurde auch 

genannt, dass die kantonale Verwaltung in eine Art Doppelrolle geraten kann. Sie 

berät einerseits die Gemeinden, instruiert dann aber den Fall, der bei der Anfech-

tung einer Verfügung einer Gemeinde vom Regierungsrat zu beurteilen ist. Hier 

stellen sich Fragen der Vorbefassung, und der Anschein der Unparteilichkeit des 

Verfahrens ist in Frage gestellt, wenn die Verwaltung in einem Beschwerdeent-

scheid ihre eigene Beratung hinterfragen müsste. Verschiedene Verwaltungsstel-

len haben gegen diese Doppelrolle institutionelle Vorkehrungen getroffen (bera-

tende und instruierende Person müssen verschieden sein), doch kann auch hier 

eine gewisse Voreingenommenheit nicht ausgeschlossen werden, wenn sich die 

kantonale Verwaltung in einer bestimmten Frage bereits positioniert hat. Dies ist 

wohlgemerkt kein Vorwurf an die kantonale Verwaltung. Es gehört zu den Aufga-

ben der kantonalen Verwaltung, die Gemeinden soweit tunlich zu unterstützen. 

Gerade bei komplexen Rechtsproblemen wäre es offensichtlich ineffizient, wenn 

die Frage von jeder Gemeinde einzeln abgeklärt würde, ohne das vorhandene 

Wissen der Verwaltung nutzen zu dürfen. 

164 Die Bedenken der Doppelrolle des Kantons bestehen nur für Entscheidungen der 

Gemeinden. Modell 4 beseitigt die Bedenken. 

h) Einstufiger und zweistufiger Instanzenzug im Kanton  

165 Modell 4 sieht eine direkte Anfechtung einer erstinstanzlichen Verfügung beim 

kantonalen Verwaltungsgericht vor. Damit ist der Rechtsweg im Kanton kürzer 

als gegenüber dem geltenden Recht. Alle anderen Modelle sehen mindestens ei-

ne weitere Instanz vor. 

166 Eine solche Verkürzung wird unterschiedlich beurteilt. Zum einen wird vorge-

bracht, dass die Verkürzung von Vorteil sei, weil dadurch möglichst rasch ein 

Entscheid einer unabhängigen Gerichtsinstanz vorliegt (der seinerseits in der 

Regel ans Bundesgericht weitergezogen werden kann). Der Nachteil einer direk-

ten Anfechtung liegt darin, dass die Rechtssuchenden eine Instanz weniger anru-

fen können. Im Kanton Zürich ist der zweistufige Instanzenzug im Kanton verfas-

sungsrechtlich vorgeschrieben werden (oben Ziff. 72). Der Walliser Kantonsver-

fassung kann keine vergleichbare Wertentscheidung entnommen werden. 

167 Die Frage muss auch im Zusammenhang mit der quantitativen Filterfunktion 

einer Vorinstanz des Kantonsgerichts behandelt werden. Diesbezüglich ist zu be-
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tonen, dass die Ersetzung der Beschwerde an den Staatsrat durch eine Be-

schwerde an eine verwaltungsinterne Vorinstanz es ermöglichen würde, die ak-

tuelle Filterfunktion vollständig beizubehalten. Eine solche Lösung würde mög-

licherweise keine Zusatzkosten verursachen, da die heute zur Behandlung der 

Beschwerde an den Staatsrat aufgewendeten Mittel zweifellos zu einem Grossteil 

auf die neue Instanz übertragen werden könnten. Es wäre jedoch schwierig, eine 

solche Lösung für die Entscheide der Departemente umzusetzen. Vor allem ist 

schwer zu erkennen, welche Vorteile diese Lösung im Vergleich zum Status quo 

hätte. Die aufzuwendenden Mittel wären gleichwertig. Auf die Verfahrensdauer 

gäbe es wohl kaum Auswirkungen, da ein doppelter Instanzenzug beibehalten 

würde, zunächst verwaltungsintern und danach auf gerichtlicher Ebene. Schliess-

lich wäre die Legitimation der neuen Instanz nicht gleich gross wie jene des 

Staatsrates als gewählte oberste Exekutivbehörde.  

168 Die gezielte Einführung einer erstinstanzlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit (Mo-

dell 5) nach dem Vorbild der Kantone Jura oder Genf wäre denkbar, mit dem Vor-

teil, dass ein direkter Zugang zu einem Gericht gewährt würde. Allerdings scheint 

diese Lösung bei den Betroffenen nur auf geringes Interesse zu stossen. Zudem 

wären die damit verbundenen Kosten relativ bedeutend. Es müssten Richterin-

nen und Richter angestellt werden, deren Lohn im Allgemeinen höher ist als jener 

der Juristinnen und Juristen der Verwaltung, welche die Beschwerdeentscheide 

der Verwaltungsbehörden vorbereiten. Um die Unabhängigkeit der neuen Ge-

richtsbehörde zu gewährleisten, müsste diese über eigenes Personal und eigene 

Räumlichkeiten verfügen, was teurer wäre als die Nutzung der vorhandenen per-

sonellen und materiellen Ressourcen der Verwaltung, die im Rahmen der Be-

handlung von Verwaltungsbeschwerden zum Einsatz kommen.  

169 Möchte man also auf den allgemeinen Grundsatz der Beschwerde an den Staats-

rat verzichten, wäre die einfachste Lösung hinsichtlich der Filterfunktion für jene 

Bereiche mit den meisten Streitsachen die Beibehaltung einer Beschwerdemög-

lichkeit beim Staatsrat – oder eventuell bei einer untergeordneten Verwaltungs-

behörde – ausschliesslich für diese Bereiche oder, was einfacher und kosten-

günstiger wäre, die Einführung eines Einspracheverfahrens (teilweise Modell 2 

oder 3). 

3. Sprungrekurse 

170 Die Modelle mit einem mehrstufigen Instanzenzug können durch die Einführung 

von Sprungrekursen flexibler gestaltet werden; verschiedene Mechanismen er-

möglichen es in bestimmten Fällen, zugunsten einer übergeordneten Instanz auf 

eine Vorinstanz zu verzichten. Grundsätzlich gibt es vier Arten von Sprungrekur-
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sen, die sich durch die Bedingungen ihrer Umsetzung voneinander unterschei-

den. 

171 Der am weitesten verbreitete Sprungrekurs (Typ 1) ist in Art. 47 Abs. 2 des Bun-

desgesetzes über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (VwVG, 

SR 172.021) vorgesehen. Er wird auch in den Kantonen Freiburg, Glarus und Zü-

rich
46

 angewendet und ist im Wallis in Art. 73a Abs. 1 VVRG vorgesehen («direk-

te Beschwerde», oben Ziff. 10). Art. 47 Abs. 2 VwVG besagt Folgendes: «Hat ei-

ne nicht endgültig entscheidende Beschwerdeinstanz im Einzelfalle eine Weisung 

erteilt, dass oder wie eine Vorinstanz verfügen soll, so ist die Verfügung unmittel-

bar an die nächsthöhere Beschwerdeinstanz weiterzuziehen; in der Rechtsmittel-

belehrung ist darauf aufmerksam zu machen.» In diesem Fall hängt die Umset-

zung des Sprungrekurses weder vom Willen des Beschwerdeführers noch von 

jenem der Beschwerdeinstanz ab. Sie ergibt sich aus dem Vorhandensein einer 

bestimmten gesetzlich vorgesehenen Situation. Die praktische Tragweite des 

Sprungrekurses bleibt folglich sehr begrenzt. Er ermöglicht es jedoch, in Situatio-

nen, in denen die Anrufung einer untergeordneten Instanz von Anfang an sinnlos 

erscheint, eine solche zu vermeiden. Da die rechtlichen Voraussetzungen für ei-

nen Sprungrekurs Interpretationsspielraum lassen
47

, kann sich daraus zusätzliche 

Arbeit für die übergeordnete Beschwerdeinstanz ergeben, die zu prüfen hätte, ob 

diese Voraussetzungen gegeben sind. Gleichzeitig kann für die Betroffenen auch 

eine Unsicherheit hinsichtlich der angemessenen Rechtsmittel entstehen. 

172 Eine zweite Art des Sprungrekurses (Typ 2) erlaubt es der Kantonsregierung 

(oder theoretisch auch einer untergeordneten Verwaltungsinstanz) selbst über 

den Weiterzug der Beschwerde ans Kantonsgericht (oder eine andere zuständige 

richterliche Instanz) zu entscheiden. Dieses Vorgehen gilt mit einigen Abwei-

chungen hinsichtlich des Anwendungsbereichs in den Kantonen Basel-

Landschaft, Basel-Stadt und Schwyz
48

. Es scheint jedoch hinsichtlich der 

Grundsätze der Gleichbehandlung und der Legalität sehr fragwürdig. Es ermög-

licht es der Kantonsregierung, von Fall zu Fall zu entscheiden, ob ein Rechtsu-

chender Anspruch auf einen einfachen oder doppelten Instanzenzug hat. Erlässt 

die Regierung also in ihrer Praxis Regeln, die eine direkte Überweisung der Be-

schwerden ans Kantonsgericht vorsehen, wird der kantonale Rechtsmittelweg 

letztendlich anhand einer einfachen Praxis der Behörde festgelegt, was Zweifel 

hinsichtlich der Einhaltung des Legalitätsprinzips aufkommen lässt. Dieses Vor-
____________________ 
46 

Vgl. gesetzliche Grundlagen in Anhang 1. 
47

 Vgl. ALFRED KÖLZ, ISABELLE HÄNER, MARTIN BERTSCHI, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspfle-
ge des Bundes, 3. Ausgabe, Zürich/Basel/Genf, 2013, Ziff. 1272. 
48

 Vgl. die gesetzlichen Grundlagen im Anhang 1. 
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gehen schafft zudem grosse Unsicherheit, sowohl für die Rechtsuchenden, die 

nicht im Voraus wissen, ob ihre Beschwerde von der Regierung behandelt wird, 

als auch für das Kantonsgericht, für das sich die Anzahl Beschwerden aufgrund 

einer einfachen Praxisänderung der Regierung stark verändern kann. Es sei je-

doch angemerkt, dass diese Art des Sprungrekurses in den beiden Basel nur 

sehr spärlich angewendet wurde und in der Praxis daher keine Probleme bereitet 

hat. 

173 Der grösste Nachteil des soeben beschriebenen Systems, d. h. das Risiko einer 

Ungleichbehandlung betreffend den Zugang zu den Rechtsmitteln, kann aus dem 

Weg geräumt werden, indem die Überweisung der Beschwerde durch die Regie-

rung an die Zustimmung der Parteien geknüpft wird (Sprungrekurs Typ 3). In die-

sem Fall könnte eine Partei, die einer Überweisung zugestimmt hat, sich natürlich 

nicht beschweren, dass ihr ein Rechtsmittel vorenthalten wurde. Die Kantone 

Aargau und Zug kennen ein ähnliches System
49

 mit dem Unterschied, dass nur 

die Zustimmung «der Beschwerdeführer» erforderlich ist. Ein analoges System 

existiert im Wallis unter der Bezeichnung «direkte Beschwerde», allerdings nur, 

wenn lediglich Rechtsfragen streitig sind oder wenn die Unzweckmässigkeit gel-

tend gemacht wird, und diese Rüge beim Kantonsgericht zulässig ist (Art. 73a 

Abs. 2 VVRG; oben Ziff. 10); wir haben festgestellt, dass dieses Vorgehen sehr 

restriktiv angewendet wird (oben Ziff. 55). Hinsichtlich der Gleichbehandlung und 

des rechtlichen Gehörs gibt es eigentlich keinen Grund, dass einer beklagten 

Partei oder jeder anderen Partei, die gegen einen erstinstanzlichen Entscheid 

hätte Beschwerde einreichen können, aufgrund einer auf die Beschwerdeführer 

und die erstinstanzliche Beschwerdebehörde begrenzten Zustimmung ein kanto-

nales Rechtsmittel vorenthalten wird. Die Möglichkeit für die erstinstanzliche Be-

schwerdebehörde, den Rechtsmittelweg durch eine extensive Praxis der direkten 

Überweisung umzugestalten, bleibt unserer Meinung nach aus Sicht der Legalität 

fragwürdig, wobei diese Schwächung der Legalität zugegebenermassen durch 

die Zustimmung sämtlicher Parteien ausgeglichen werden kann. Für das Kan-

tonsgericht ist das Risiko im Zusammenhang mit einer unerwarteten Entwicklung 

seiner Belastung gleich hoch wie im voranstehenden Fall. 

174 Eine vierte Art des Sprungrekurses (Typ 4) schliesslich ermöglicht es dem Be-

schwerdeführer, mit der Zustimmung der anderen Parteien auf die erste Be-

schwerdeinstanz zu verzichten und direkt ein Gericht anzurufen. Dieses Vorge-

hen findet im Kanton St. Gallen Anwendung (Art. 43ter Abs. 1 Gesetz über die 

Verwaltungsrechtspflege vom 16. Mai 1965, SGS/SG 951.1). Die im St. Galler 

____________________ 
49

 Id. 
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Recht vorgesehene Notwendigkeit der Zustimmung der anderen Parteien ist 

durchaus gerechtfertigt: Einer beklagten Partei oder anderen Beschwerdeführern 

kann somit durch ein einseitiges Vorgehen einer einzigen Partei keine Be-

schwerdeinstanz vorenthalten werden. Es muss allerdings betont werden, dass in 

Fällen, in denen der Beschwerdeführer und die Vorinstanz die einzigen Parteien 

sind, wie dies zum Beispiel bei Verwaltungssanktionen immer noch häufig der 

Fall ist, die Verwendung dieser Art des Sprungrekurses einzig vom Willen des 

Beschwerdeführers abhängt. Das Legalitätsprinzip wird in diesem Modell nicht in 

Frage gestellt, denn die mögliche Entwicklung der Verwendung der Rechtsmittel 

hängt nicht von der Praxis einer Behörde ab, sondern von einzelnen Entscheiden 

der verschiedenen Rechtsuchenden entsprechend einer Möglichkeit, die ihnen 

das Gesetz ausdrücklich zugesteht. Dieses Modell hat den Vorteil, dass direkt ein 

Gericht angerufen werden kann, wenn sämtliche betroffenen Parteien der Mei-

nung sind, dass die vorgängige Anrufung einer Verwaltungsbehörde reine Zeit-

verschwendung wäre.  

175 Die verschiedenen Arten von Sprungrekursen können eine nützliche Abweichung 

von einem doppelten kantonalen Instanzenzug darstellen, falls eine Anrufung der 

ersten Instanz in Anbetracht der objektiven Umstände oder nach Meinung sämtli-

cher Parteien nicht sinnvoll erscheint. Der Sprungrekurs ist jedoch unserer An-

sicht nach nur mit zwei wichtigen Vorbehalten in Betracht zu ziehen. Erstens soll-

te er nur mit der Zustimmung sämtlicher Parteien eingesetzt werden (mit Aus-

nahme der Vorinstanz, wenn diese kantonal ist), um den Grundsatz der Gleich-

behandlung und das rechtliche Gehör zu gewährleisten. Zweitens sollte er aus-

geschlossen werden, wenn das Gesetz verlangt, dass mindestens eine Be-

schwerdeinstanz über die Kognition hinsichtlich der Angemessenheit verfügt. An-

dernfalls müsste die Kognition der richterlichen Behörde, an die der Sprungrekurs 

überwiesen wird, auf die Angemessenheit erweitert werden, was nicht gegen 

übergeordnetes Recht verstossen würde, jedoch wie oben dargelegt (oben Ziff. 

46 und 158) aus institutioneller Sicht überhaupt nicht wünschenswert wäre. Das 

geltende Walliser Recht enthält jedoch keine solche Einschränkung für den 

Sprungrekurs des Typs 1 (Art. 73a Abs. 1 in fine VVRG). 

4. Legistische Überlegungen 

176 Unabhängig davon, welches Organisationsmodell für Streitsachen gewählt wird, 

muss dieses auf möglichst klare und einfache Weise im Gesetz geregelt werden. 

Einerseits ist also eine Verdoppelung der allgemeinen Kompetenznormen durch 

Sonderbestimmungen, die dasselbe auf redundante Weise festhalten, zu vermei-

den. Zudem muss vermieden werden, dass die zahlreichen Ausnahmen vom ge-
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wählten Modell quasi zur Regel werden. Schliesslich soll nur auf eine Ausnahme 

von der Ausnahme zurückgegriffen werden, wenn dies aus legistischer Sicht ab-

solut unumgänglich ist. 

177 Wie erwähnt werden die oben aufgeführten Grundsätze im geltenden Recht nicht 

berücksichtigt, da es zahlreiche Redundanzen enthält (oben Ziff. 8). Im Falle ei-

ner Beibehaltung des Grundsatzes der Beschwerde an den Staatsrat stellt sich 

die Frage der Aufhebung dieser Redundanzen.  

178 Wird ein vom geltenden Modell abweichendes Grundmodell gewählt, hat diese 

Wahl mit Blick auf die Begrenzung der Ausnahmen und eine für die Rechtsu-

chenden möglichst einfach verständliche Struktur zu erfolgen. 
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VIII. BEANTWORTUNG DER GESTELLTEN FRAGEN 

1. Wie sehen die in der Schweiz vorhandenen Organisationsstruk-

turen für die Behandlung von Verwaltungsbeschwerden auf 

kantonaler Ebene und deren Aufteilung aus? 

179 Diese Frage wurde bereits in Kapitel VI ausführlich beantwortet. Im Folgenden 

deshalb lediglich eine sehr kurze Zusammenfassung des interkantonalen 

Rechtsvergleichs. 

180 Diese Studie hat gezeigt, dass der Rechtsmittelweg in den Kantonen sehr unter-

schiedlich ist. In den meisten Deutschschweizer (und zweisprachigen) Kantonen 

besteht ein zweistufiger Instanzenzug mit einer verwaltungsinternen Beschwer-

debehörde und dem Kantonsgericht bzw. Verwaltungsgericht als letzte kantonale 

Rechtsmittelinstanz. Bei der verwaltungsinternen Beschwerdeinstanz handelt es 

sich jedoch nicht zwingend um den Regierungsrat. Teilweise besteht ein zweistu-

figer verwaltungsinterner Instanzenzug. Die Deutschschweizer Kantone halten 

mehrheitlich an der verwaltungsinternen Rechtspflege fest. Es kann allerdings 

beobachtet werden, dass der Regierungsrat als Beschwerdeinstanz in vielen 

Kantonen an Bedeutung verliert: Entweder sind seine Zuständigkeiten durch das 

Gesetz stark eingeschränkt oder seine Bedeutung wird durch die Möglichkeit des 

direkten Weiterzugs ans Kantons- bzw. Verwaltungsgericht oder der Sprungbe-

schwerde abgeschwächt.  

181 In den übrigen Westschweizer Kantonen sieht das System der Verwaltungs-

rechtspflege anders aus, wobei die Rolle der Kantonsregierungen als Rechtspre-

chungsorgane deutlich untergeordnet ist. Das geltende Walliser System ist in 

keinem anderen Westschweizer Kanton zu finden. Einzig der Kanton Neuenburg 

sieht den Staatsrat als wesentliche Rechtsmittelinstanz vor, jedoch lediglich im 

Bereich der kommunalen Nutzungspläne. Das Modell der Konzentration der 

Streitsachen bei einer übergeordneten richterlichen Instanz wird lediglich im Kan-

ton Waadt relativ strikt angewendet. Der Kanton Neuenburg geht ähnlich vor, 

kennt jedoch in spezifischen wichtigen Bereichen vorgängige Rechtsmittel. Im 

Kanton Freiburg sind vorgängige Rechtsmittel im Zusammenhang mit Verwal-

tungsbeschwerden recht verbreitet. In den Kantonen Jura und Genf gelten 

grundsätzlich und für ein breites Spektrum an Rechtsgebieten doppelte verwal-

tungsrechtliche Instanzenzüge.  

182 Grundsätzlich kann festgehalten werden, dass in etwa der Hälfte der Kantone der 

Regierungsrat als Beschwerdeinstanz gegen Entscheide der kantonalen Verwal-

tung nicht involviert ist. Demgegenüber ist er häufiger in den Prozessweg invol-
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viert, soweit es um Entscheide der Gemeinden geht. Hinzuweisen ist schliesslich 

auf die Rechtslage in den beiden zweisprachigen Kantonen Bern und Freiburg 

sowie in Zürich, wo gegen kommunale Entscheide als «Zwischeninstanz» der 

Regierungsstatthalter bzw. das Oberamt besteht. 

2. Warum haben die Kantone die jeweiligen Modelle gewählt? 

183 Die Deutschschweizer Kantone sind mehrheitlich der Auffassung, dass die Vor-

teile der verwaltungsinternen Rechtspflege deren Nachteile überwiegen. Die Be-

urteilung durch eine verwaltungsinterne Instanz habe den Vorteil, dass einver-

nehmliche Lösungen gefunden werden können. Zudem biete sie mehr Bürgernä-

he und sei kostengünstiger als Verwaltungsjustizverfahren. Zudem verfüge eine 

verwaltungsinterne Beschwerdeinstanz über Fachkenntnisse in den betreffenden 

Rechtsgebieten und könne Verfügungen mit uneingeschränkter Kognition über-

prüfen.  

184 In den Westschweizer Kantonen besteht teilweise die Auffassung, dass Ent-

scheide des Regierungsrates – wohl aus Überlegungen der Gewaltenteilung – 

nicht bei einer richterlichen Instanz angefochten werden sollten. Dies ist nament-

lich der Fall in den Kantonen Neuenburg und Waadt. Die Kompetenzen des 

Staatsrates wurden daher mit der schrittweisen Weiterentwicklung der Verwal-

tungsgerichtsbarkeit weitgehend abgebaut. Auch im Kanton Bern wurden die Zu-

ständigkeiten des Regierungsrates als Beschwerdeinstanz stark eingeschränkt, 

mit der Begründung, aufgrund des Gewaltenteilungsprinzips könne er nicht als 

Beschwerdeinstanz fungieren. Der Regierungsrat sollte von dieser Aufgabe auch 

entlastet werden. 

3. Warum haben einige Kantone mehrere unterschiedliche rechtli-

che Organisationsstrukturen? 

185 Diese Frage lässt sich nicht eindeutig beantworten, da verschiedene Faktoren 

von Bedeutung sein können. Die Verwaltungsrechtspflege der Kantone zeichnete 

sich schon immer durch eine grosse Vielfalt aus, wobei die Suprematie der ver-

waltungsinternen Rechtspflege bis in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts weit-

gehend Bestand hatte.  

186 Der Aufbau einer echten, unabhängigen Verwaltungsgerichtsbarkeit war in der 

überwiegenden Mehrheit der Kantone ein langsamer Vorgang, der erst durch die 

Entwicklungen auf Bundesebene auf Druck des Bundesgesetzgebers abge-

schlossen wurde. Zu nennen ist einerseits die Ergänzung von Art. 98a im (heute 

aufgehobenen) Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege 

(Bundesrechtspflegegesetz) vom 16. Dezember 1943 anfangs der 90er Jahre, 
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wonach die Kantone richterliche Behörden als letzte kantonale Instanzen bestel-

len mussten, soweit gegen deren Entscheide unmittelbar die Verwaltungsge-

richtsbeschwerde ans Bundesgericht zulässig ist. Andererseits wurde mit dem 

Erlass von Art. 29a BV und dem neuen Bundesgerichtsgesetz eine Rechtsweg-

garantie eingeführt. Parallel dazu waren Anpassungen notwendig aufgrund der 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) 

zu Art. 6 Ziffer 1 EMRK. Diese Vorgaben wurden durch die Kantone unterschied-

lich umgesetzt, wobei diese ihre tradierten Strukturen in unterschiedlichem Um-

fang beibehalten haben. Einen Einfluss auf die kantonalen Strukturen haben 

auch andere spezialgesetzliche Regelungen (so im Steuerrecht oder im Sozial-

versicherungsrecht).  

187 Eine weitere Rolle spielt die Anzahl zu behandelnder Fälle pro Rechtsgebiet 

sowie die jeweilige Verfahrensdauer. So gibt es Bereiche, in welchen eine Viel-

zahl von Verfügungen ergeht und wo der Wunsch nach Verfahrensbeschleuni-

gung ausgeprägter ist. Ein typisches Beispiel ist das Baubewilligungsverfahren. 

Dies führte beispielsweise im Kanton Luzern zur Einführung der direkten Be-

schwerde ans Verwaltungsgericht; andere Kantone haben sich demgegenüber 

für Spezialgerichte mit besonderem Fachwissen (BS, ZH) oder für eine verwal-

tungsinterne Baurekurskommission (BL) entschieden. 

188 In einzelnen Kantonen existieren sodann eigene Verfassungsvorgaben, so na-

mentlich in Zürich, wo von Verfassung wegen ein Anspruch auf Überprüfung 

durch eine verwaltungsinterne Rekursinstanz besteht, oder im Kanton Schwyz, 

wo die Kompetenz des Regierungsrates, über Verwaltungsrechtsstreitigkeiten zu 

entscheiden, in der Verfassung verankert ist. 

4. Gibt es interkantonale Vergleichsstudien über die Qualität und 

Effizienz der rechtlichen Organisationsstrukturen auf kantona-

ler Ebene und wenn ja, was sind deren Ergebnisse? 

189 Verschiedene Deutschschweizer Kantone haben, namentlich anlässlich von 

parlamentarischen Vorstössen, die (vollständige oder teilweise) Abschaffung des 

verwaltungsinternen Beschwerdeverfahrens geprüft. Zu erwähnen sind insbe-

sondere folgende Beispiele (vgl. dazu im Detail die tabellarische Zusammenstel-

lung in Anhang 1): 

‐ Kanton BL: Postulat aus dem Jahr 1998 zur Abschaffung des verwaltungs-

internen Beschwerdeverfahrens aufgrund von Bedenken hinsichtlich der 

Unabhängigkeit der Verwaltungsbehörden. Nachdem Rückmeldungen aus 

den Deutsch- und Westschweizer Kantonen eingeholt wurden, wurde das 
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Postulat verworfen und das System des einstufigen verwaltungsinternen 

Verfahrens beibehalten. 

‐ Kanton SZ: Postulat aus dem Jahr 2005 mit dem Antrag, es sei zu prüfen, 

inwiefern sich eine verwaltungsinterne Rechtspflege noch rechtfertige und 

wie eine Verfahrensbeschleunigung erreicht werden könnte. Das Postulat 

wurde abgelehnt. Befürchtet wurde sowohl eine Abschwächung des 

Rechtsschutzes als auch eine Mehrbelastung des Verwaltungsgerichts. Zu-

dem wurde auf die Filterfunktion der Verfahren vor dem Regierungsrat hin-

gewiesen. 

‐ Kanton SZ: Postulat aus dem Jahr 2017 zur Verfahrensbeschleunigung in 

Bausachen. Geprüft wurde auch die Möglichkeit der direkten Beschwerde 

ans Verwaltungsgericht. Das Postulat wurde ebenfalls abgelehnt. Begründet 

wurde die Ablehnung mit der geringen Anzahl Beschwerden gegen Bauge-

suche an den Regierungsrat und mit der Befürchtung eines Anstiegs der 

Geschäftslast des Verwaltungsgerichts. Der Regierungsrat nahm in seiner 

Antwort auch Bezug auf die Lage im Kanton Luzern, wo grundsätzlich die 

direkte Beschwerde ans Verwaltungsgericht besteht, und wo die Verfah-

rensdauer vor dem Verwaltungsgericht bei Planungs- und Bausachen im 

Durchschnitt ein Jahr beträgt. Daher wurde bezweifelt, ob durch die Einfüh-

rung der direkten Beschwerde ans Verwaltungsgericht wirklich eine Zeiter-

sparnis erreicht werden könnte. 

‐ Kanton ZG: Interpellation aus dem Jahr 2018 betreffend Baubewilligungs- 

und Beschwerdeverfahren. Der Regierungsrat äusserte sich zu verschiede-

nen existierenden Modellen, insbesondere zum Luzerner Modell mit der di-

rekten Beschwerde ans Verwaltungsgericht und zum Zürcher Modell mit 

dem Baurekursgericht. Von einer Änderung wurde schliesslich abgesehen. 

Professionalisiert wurden die kommunalen Bauämter.  

‐ Kanton OW: Botschaft des Regierungsrats zu Vereinfachungen des Verwal-

tungs- und Publikationsverfahrens (Finanzvorlage 2020). In diesem Rah-

men wurde auch die Abschaffung der Beschwerdemöglichkeit an den Re-

gierungsrat und die Einführung der direkten Beschwerde ans Verwaltungs-

gericht zwecks Verfahrensvereinfachung und Effizienzsteigerung themati-

siert. In der Botschaft vom 9. April 2019 wurde diese Lösung insbesondere 

mit Blick auf die Filterfunktion des Regierungsrates vorerst verworfen. 

‐ Hinzuweisen ist schliesslich auf folgende Erkenntnisse aus dem Kanton Lu-

zern für den Zeitraum 1997–2007: Der direkte Weiterzug ans Verwaltungs-

gericht im Bereich des Bau- und Planungsrechts hat nicht unbedingt zur 

Verfahrensbeschleunigung beigetragen. Die Gerichtsverfahren wurden auf-

wändiger, die Qualität der Entscheide untergeordneter Gemeindebehörden 
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wurde eher als schlecht bezeichnet, das Kantonsgericht stiess mit der Prü-

fung der Angemessenheit – trotz Beizugs von Fachrichtern – an seine 

Grenzen
50

. 

5. Gibt es Studien über die Betriebskosten der rechtlichen Orga-

nisationsstrukturen auf kantonaler und interkantonaler Ebene 

und wenn ja, was sind deren Ergebnisse? 

190 Unseres Wissens gibt es keine solchen Studien. 

6. Welches sind die Vor- und Nachteile des Walliser Systems mit 

dem Staatsrat als erste Beschwerdeinstanz? 

191 Es ist wenig zielführend, diese Frage unabhängig von den beiden folgenden 

Fragen zu beantworten. Die Frage der Vor- und Nachteile des Walliser Systems 

ist nämlich ausschlaggebend für die Empfehlung der Expertengruppe an den 

Walliser Gesetzgeber. Diese Frage wird deshalb im Rahmen der Antwort auf die 

Frage 8, insbesondere unter Buchstabe c) beantwortet. 

7. Was sind die Alternativen zum Walliser System und warum sind 

diese besser oder schlechter? 

192 Wie für die Antwort auf die vorangehende Frage steht die Erläuterung der Alter-

nativen zum geltenden Walliser System natürlich im Zentrum der Empfehlungen 

der Expertengruppe an den Walliser Gesetzgeber. Diese Frage wird deshalb im 

Rahmen der Antwort auf die Frage 8, insbesondere unter Buchstaben b), d) und 

e) beantwortet. 

8. Was kann dem Walliser Gesetzgeber empfohlen werden? 

a. Einleitung 

193 Grundsätzlich ist es Sache der politischen Behörden und nicht der Unterzeichner, 

über eine allfällige Änderung der Organisation der Verwaltungsrechtspflege im 

Wallis zu befinden. In Anbetracht der Herausforderungen, die sich in der Debatte 

rund um die Beibehaltung oder Abschaffung der Beschwerde an den Staatsrat 

herauskristallisiert haben, der Einschränkungen durch das übergeordnete Recht, 

der Lehren aus dem interkantonalen Rechtsvergleich und der legistischen Anfor-

derungen können dennoch die Möglichkeiten dargelegt werden, die sich dem 

Walliser Gesetzgeber eröffnen. Zu diesem Zweck werden zunächst einige der 

____________________ 
50

 ARNOLD MARTI, Bemerkungen zum Urteil des Luzerner Verwaltungsgerichts vom 15.11.2004, in: ZBl 
110/2009, S. 465 ff. 
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oben beschriebene Modelle (oben Ziff. 136) ausgeschlossen, anschliessend die 

drei plausibelsten Varianten samt deren Vor- und Nachteilen aufgeführt und 

schliesslich die Präferenz der Expertengruppe – mit der gebotenen Zurückhal-

tung – zum Ausdruck gebracht. 

b. Nicht berücksichtigte Modelle 

194 Modell 1, das aus einem doppelten verwaltungsinternen Instanzenzug vor Anru-

fung eines Gerichts besteht, kann von vornherein ausgeschlossen werden. Es 

wäre überhaupt nicht im Sinne des vom Grossen Rat angenommenen Postulats 

und wird auch nicht von den Gegnern dieses Postulats vorgeschlagen. 

195 Modell 2, bei dem der Staatsrat durch eine andere verwaltungsinterne Be-

schwerdeinstanz ersetzt wird, würde gegenüber der aktuellen Situation kaum 

Vorteile bringen (oben Ziff. 167). Folglich sollte auch dieses Modell verworfen 

werden. 

196 Modell 5, bei dem die Beschwerde an den Staatsrat durch eine Beschwerde an 

eine erstinstanzliche richterliche Behörde ersetzt wird, hätte den Vorteil, dass die 

Bürgerinnen und Bürger direkt an ein Gericht gelangen können, was im Interesse 

der Rechtsuchenden zu sein scheint. Darüber hinaus kann dadurch der Anschein 

der Befangenheit der verwaltungsinternen Rechtsmittelinstanz vermieden wer-

den. Überdies würden ein doppelter kantonaler Instanzenzug und somit ein Filter 

vor der Beschwerde ans Kantonsgericht aufrechterhalten. Dieses Modell könnte 

mehr oder weniger vollständig umgesetzt werden, entweder durch die Schaffung 

eines erstinstanzlichen Verwaltungsgerichts mit allgemeiner Zuständigkeit oder 

durch die Schaffung von erstinstanzlichen Spezialgerichten in Bereichen mit ei-

ner grossen Zahl an Rechtsstreitigkeiten.  

197 Das Modell der erstinstanzlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit würde allerdings 

nicht zu einer Verkürzung der Verfahrensdauer führen, da zwei aufeinanderfol-

gende Beschwerdeinstanzen beibehalten würden, wie dies heute der Fall ist. Es 

scheint auch nicht den Erwartungen des Kantons Wallis zu entsprechen. Über-

dies wäre es relativ kostspielig (oben Ziff. 168). Es gehört daher nicht zu den 

vorgeschlagenen Varianten. 

198 Das Modell, das am ehesten dem vom Grossen Rat angenommenen Postulat 

entspricht, wird ebenfalls nicht berücksichtigt. Dieses Modell wäre eine Kombina-

tion aus den Modellen 3 und 4, mit dem die Beschwerde an den Staatsrat für 

kantonale Entscheide beibehalten und die direkte Beschwerde ans Kantonsge-

richt für kommunale Entscheide vorgesehen würden. Diese Lösung wäre keine 

Antwort auf das Argument, der Staatsrat sei nicht geneigt, gegen seine eigene 

Verwaltung zu entscheiden. Insbesondere würde sie das Kantonsgericht gemäss 
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Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG zwingen, die Angemessenheit der kommunalen Ent-

scheide im Raumplanungsbereich zu überprüfen. Obwohl eine solche Lösung 

nicht gegen übergeordnetes Recht verstösst, muss doch dringend davon abgera-

ten werden, da sie nicht der grundlegenden Rolle eines Gerichts entspricht (oben 

Ziff. 46 und 158). 

199 Der unveränderte Status quo ist in rechtlicher Hinsicht durchaus vertretbar. Mit 

Blick auf das übergeordnete Recht besteht denn auch keine Verpflichtung, das 

derzeitige System der Walliser Verwaltungsrechtspflege zu ändern. Da es aber 

relativ einfach ist, das derzeitige System im Sinne der Zielsetzungen des vom 

Grossen Rat angenommenen Postulats zu korrigieren, wird die Variante des un-

veränderten Status quo ebenfalls fallen gelassen. 

200 Die Unterzeichner sind der Ansicht, dass der Walliser Gesetzgeber schliesslich 

zwischen dem korrigierten geltenden System (angepasstes Modell 3), dem Über-

gang zu einer einzigen Beschwerde ans Kantonsgericht mit einigen wichtigen 

Ausnahmen (angepasstes Modell 4) oder einer Mischform, die eine direkte Be-

schwerde ans Kantonsgericht für kantonale Entscheide und die Beibehaltung der 

Beschwerde an den Staatsrat für kommunale Entscheide vorsieht (Kombination 

der Modelle 3 und 4), wählen sollte. 

c. Korrigiertes geltendes System 

201 Wie bereits erwähnt, ist die Beibehaltung der Beschwerde an den Staatsrat vor 

der Beschwerde ans Kantonsgericht in rechtlicher Hinsicht durchaus vertretbar 

und scheint derzeit auch keine Probleme aufzuwerfen, die unbedingt ein gesetz-

geberisches Eingreifen erfordern. 

202 Um der Kritik am geltenden System zumindest teilweise Rechnung zu tragen, 

könnte dieses in drei Punkten korrigiert werden. 

203 Die erste Korrektur bestünde in der gezielten Einführung neuer Ausnahmen zur 

Beschwerde an den Staatsrat in Fällen, in denen diese keinen echten Nutzen 

bringt, insbesondere aufgrund einer sehr tiefen Gutheissungsquote, die eindeutig 

mit der Zurückhaltung der Regierung zusammenhängt, ihre eigene Verwaltung zu 

desavouieren. Die Zahl dieser neuen Ausnahmen müsste allerdings begrenzt 

bleiben, damit das System übersichtlich bleibt. Ansonsten müsste eine grundle-

gendere Änderung des Systems ins Auge gefasst werden. 

204 Eine zweite Korrektur des geltenden Systems bestünde in der Einführung eines 

Sprungrekurses (oder «direkte» Beschwerde) vom «Typ 4» (oben Ziff. 174), die 

es dem Beschwerdeführer mit der Zustimmung sämtlicher Parteien (mit Ausnah-

me der Vorinstanz, wenn diese kantonal ist) ermöglicht, direkt das Kantonsge-
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richt anzurufen, ohne vorgängig eine Beschwerde beim Staatsrat einzureichen. 

Ein solcher Sprungrekurs wäre allerdings in jenen Fällen ausgeschlossen, in de-

nen mindestens eine Beschwerdeinstanz die Angemessenheit von Entscheiden, 

insbesondere gemäss Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG, überprüfen muss, da eine solche 

Überprüfung aufgrund der Gewaltentrennung nicht durch ein Gericht vorgenom-

men werden darf (oben Ziff. 46, 158 und 175). Die Einführung eines solchen 

Sprungrekurses würde die beiden in Art. 73a Abs. 1 und 2 VVRG vorgesehenen 

Beschwerdearten überflüssig machen. Es könnte höchstens vorgesehen werden, 

dass der Staatsrat einem Beschwerdeführer vorschlagen kann, in einem be-

stimmten Fall vom neuen Sprungrekurs des Typs 4 Gebrauch zu machen, des-

sen Anwendungsbereich deutlich über die Regelung von Art. 73a VVRG hinaus-

gehen würde. 

205 Die zur Umsetzung der oben dargelegten Korrekturen nötigen Gesetzesänderun-

gen könnten auch dazu genutzt werden, die Übersichtlichkeit des Systems zu 

verbessern, indem die Doppelspurigkeiten zwischen der allgemeine Kompetenz-

norm des Staatsrates und den in Spezialgesetzen enthaltenen spezifischen Nor-

men beseitigt werden (oben Ziff. 8 und 176 f.). 

206 Die grössten Vorteile des korrigierten geltenden Systems wären folgende: 

a. Grundsätzlich würde eine vollständige qualitative und quantitative Filter-

funktion vor Anrufung des Kantonsgerichts beibehalten. 

b. Die demokratische Legitimation der ersten Beschwerdeinstanz würde bei-

behalten, die eine bessere Akzeptanz der Entscheide ermöglicht.  

c. Es wäre möglich, sich auf das Fachwissen der zurzeit mit der Behandlung 

der Beschwerden an den Staatsrat betrauten Stellen zu stützen. 

d. Es würde ohne institutionelle Probleme die Möglichkeit einer Angemes-

senheitsüberprüfung der angefochtenen Entscheide beibehalten. 

e. In diesem Sinn wäre die Einhaltung von Art. 33 Abs. 3 lit. b RPG gewähr-

leistet, ohne dass ein Gericht mit der Angemessenheitsüberprüfung von 

Nutzungsplänen beauftragt werden müsste. 

f. Ebenfalls beibehalten würde die allgemeine Aufsichtsfunktion über die 

Verwaltung, welche die Beschwerde an den Staatsrat bis zu einem ge-

wissen Grad darstellt. 

g. Die durch die Erweiterung der Ausnahmen zur Beschwerde an den 

Staatsrat angebrachten Korrekturen und die Einführung eines erweiterten 

Sprungrekurses würden in jenen Fällen eine Lösung darstellen, in denen 
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die Beschwerde an den Staatsrat von vornherein sinnlos erscheint und 

die Parteien möglichst rasch an einen Richter gelangen möchten. 

h. Die Einführung des erweiterten Sprungrekurses würde es ermöglichen, 

aufgrund der Sachlage, der konkreten Erfahrung und des effektiven Ver-

haltens der Beschwerdeführer sowie deren Wunsch, die Verfahrensdauer 

zu verkürzen und möglichst rasch an einen Richter zu gelangen, zu urtei-

len.  

i. Es würde sich um die kostengünstigste und per Definition die am ein-

fachsten umzusetzende Lösung handeln.  

207 Die grössten Nachteile des korrigierten geltenden Systems wären folgende: 

a. Die Lösung wäre nicht im Sinne des vom Grossen Rat angenommenen 

Postulats und würde nur teilweise auf die Anliegen seiner Befürworter 

eingehen. 

b. Das Vorgehen würde nicht die von den Befürwortern des einstufigen In-

stanzenzugs an den Staatsrat erhofften Erleichterungen und Verfahrens-

beschleunigung bringen, unter dem natürlich wichtigen Vorbehalt der 

Sprungrekurse. 

c. Für die kantonalen Entscheide würde die Befürchtung, dass der Staatsrat 

besonders zurückhaltend sei, seine Verwaltung zu desavouieren, nur teil-

weise entkräftet. 

d. Für die kommunalen Entscheide würde das Problem der Doppelfunktion 

des Staatsrates, nämlich als Aufsichtsbehörde (und somit manchmal auch 

als beratende Behörde) und als Beschwerdeinstanz bestehen bleiben. 

e. Das Kantonsgericht könnte sich mit einer unangenehmen Unsicherheit 

hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Verwendung des Sprungrekurses 

konfrontiert sehen. Würde von dieser Möglichkeit häufig Gebrauch ge-

macht, könnte sich daraus für das Kantonsgericht eine Überlastung erge-

ben. Möglicherweise müssten Korrekturmassnahmen vorgesehen wer-

den, wie die Einführung in bestimmten Bereichen eines obligatorischen 

Einspracheverfahrens anstelle einer Beschwerde an den Staatsrat. 

d. Direkte Beschwerde ans Kantonsgericht mit Ausnahmen 

208 Bei dieser Lösung würde der Grundsatz der Beschwerde an den Staatsrat zu-

gunsten einer direkten Beschwerde ans Kantonsgericht abgeschafft. 
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209 In diesem Fall müssten nicht nur das VVRG geändert werden, sondern auch 

sämtliche Spezialgesetze, die heute ausdrücklich die Beschwerde an den Staats-

rat vorsehen. 

210 Um  einen gewissen Filter vor der Anrufung des Kantonsgerichts aufrechtzuerhal-

ten, sollte im Zusammenhang mit diesem Modell auch ein Einspracheverfahren 

für Bereiche eingeführt werden, in denen zahlreiche Beschwerden eingereicht 

werden. Dies wäre auf jeden Fall für administrative Massnahmen im Bereich des 

Strassenverkehrs erforderlich. 

211 Zudem wäre es aus den weiter oben erläuterten Gründen (oben Ziff. 46 und 158) 

nicht sinnvoll, dem Kantonsgericht die Angemessenheitsüberprüfung der Nut-

zungspläne zu überlassen. In diesem Bereich müsste das in Art. 37 kRPG vorge-

sehene System, d. h. eine Beschwerde an den Staatsrat mit freier Kognition, ge-

folgt von einer Beschwerde ans Kantonsgericht mit auf die Überprüfung der 

Rechtmässigkeit beschränkter Kognition beibehalten werden. 

212 Die grössten Vorteile dieses Modells wären folgende: 

a. Es würde bis zu einem gewissen Grad auf die Forderungen des vom 

Grossen Rat angenommenen Postulats eingehen.  

b. Es würde den Rechtsuchenden einen direkten Zugang zum Gericht bie-

ten. 

c. Für Fälle, in denen die Beschwerdeführer heute so oder so das Kantons-

gericht anzurufen beabsichtigen, würde dieses Modell die Verfahrensdau-

er verkürzen. 

d. Es würde den Staatsrat und die Staatskanzlei etwas entlasten. 

e. Es würde ein System aufrechterhalten, das sowohl den Anforderungen 

des RPG als auch dem Grundprinzip der Gewaltentrennung in Sachen 

Nutzungspläne entspricht. 

213 Die grössten Nachteile dieses Modells wären folgende: 

a. Es würde vom Postulat abweichen, indem die Beschwerde an den Staats-

rat für kantonale Entscheide abgeschafft und für kommunale Entscheide 

in Sachen Raumplanung beibehalten würde. 

b. Es würde zu einer bedeutenden zusätzlichen Belastung für das Kantons-

gericht führen. 

c. Es könnte sich für die Rechtsuchenden als kostspielig erweisen. 

d. Es würde den Rechtsuchenden eine Beschwerdeinstanz vorenthalten. 
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e. Es würde die  Möglichkeit abschaffen, kommunale Entscheide zu korrigie-

ren sowie einvernehmliche Lösungen zu finden,. 

f. Es würde auf das Fachwissen der Stellen verzichten, welche die Be-

schwerden an den Staatsrat bearbeiten. 

g. Es würde nicht unbedingt eine Verkürzung der Verfahrensdauer garantie-

ren, insbesondere, wenn eine eingehende Prüfung des Sachverhalts er-

forderlich ist. 

h. Es könnte eine grosse Zahl an Rückweisungen an die erstinstanzlichen 

Behörden bewirken, was eine Verfahrensbeschleunigung verhindern wür-

de. 

i. Es wurde in der Praxis in dieser Form einzig im Kanton Waadt und in ei-

ner abgeschwächten Form im Kanton Neuenburg getestet. 

e. Direkte Beschwerde ans Kantonsgericht beschränkt auf kantonale Ent-

scheide 

214 Bei dieser Lösung würde die Beschwerde an den Staatsrat für kantonale Ent-

scheide zugunsten eines einstufigen Instanzenzugs an das  Kantonsgericht ab-

geschafft, während die Beschwerde an den Staatsrat für kommunale Entscheide 

beibehalten würde. 

215 Es müsste wie bei der vorangehenden Lösung die Einführung eines Einsprache-

verfahrens für administrative Massnahmen im Bereich des Strassenverkehrs in 

Betracht gezogen werden. 

216 Die Fälle, in denen eine direkte Beschwerde an das  Kantonsgericht gegen 

kommunale Entscheide bereits vorgesehen ist, würden bestehen bleiben. 

217 Die grössten Vorteile dieses Modells wären folgende: 

a. Bei kantonalen Entscheiden, bei denen die Nähe zwischen der erstin-

stanzlichen Behörde und dem Staatsrat am offensichtlichsten ist, könnten 

die Rechtsuchenden direkt an ein Gericht gelangen.  

b. Den Fragen der Vereinfachung des Beschwerdesystems und der Verkür-

zung der Verfahrensdauer würde teilweise Rechnung getragen. 

c. Die qualitative und quantitative Filterfunktion würde für die kommunalen 

Entscheide vollständig erhalten bleiben. 

d. Ebenfalls erhalten bleiben würde die Möglichkeit einer Korrektur und einer 

einvernehmlichen Lösung bei kommunalen Entscheiden. 
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e. Das Beschwerdesystem im Bereich der Raumplanung, das zufriedenstel-

lend ist, bliebe unverändert. 

f. Das Aufteilungskriterium der Beschwerden (kantonale Entscheide vs. 

kommunale Entscheide) ist einfach und nachvollziehbar. Gesetzliche Re-

dundanzen in Sachen Zuständigkeit des Staatsrates könnten aufgehoben 

werden. 

g. Die Zusatzbelastung des Kantonsgerichts wäre begrenzt, was umso wich-

tiger wäre, wenn der Vorschlag der Abschaffung der KRK angenommen 

wird. 

218 Die grössten Nachteile dieses Modells wären folgende: 

a. Es geht nicht vollumfänglich auf die Forderungen des vom Grosser Rat 

angenommenen Postulats ein, obwohl es bis zu einem gewissen Grad 

dem Grundkonzept entspricht. 

b. Es enthält den Rechtsuchenden eine Beschwerdeinstanz für kantonale 

Entscheide vor. 

c. Es würde die Verfahrensdauer für kommunale Entscheide nicht verkür-

zen. 

f. Abschliessende Empfehlung 

219 Wie bereits erwähnt (oben Ziff. 193), handelt es sich bei der Entscheidung über 

die rechtsprechende Funktion des Staatsrates grundsätzlich um eine politische 

Frage, die dem Walliser Gesetzgeber obliegt. Aus rein juristischer Sicht stellt je-

des der drei genauer ausgeführten Modelle eine angemessene Lösung dar, wo-

bei sich keines von ihnen eindeutig aufdrängt. 

220 Nach Meinung der Unterzeichner kann jedoch eine Rangordnung dieser drei 

Modelle erstellt werden, wobei der Unterschied in der Bewertung zumindest zwi-

schen den beiden best bewerteten Modellen sehr gering ist. 

221 Das Modell des korrigierten geltenden Systems kann aufgrund der Einfachheit 

seiner Umsetzung und der Bedeutung, die es durch die Einführung eines mög-

licherweise weit gefassten Sprungrekurses dem Wunsch der Beschwerdeführer 

zumisst, womit es auf die Forderungen des Postulats eingeht, an die erste Stelle 

gesetzt werden. Dieser in der Sache experimentelle, jedoch in der legistischen 

Umsetzung relativ einfache Charakter gefällt den Unterzeichnern. 

222 Sollte die Unsicherheit hinsichtlich der tatsächlichen Nutzung des Sprungrekur-

ses dem Walliser Gesetzgeber als übermässiger Nachteil erscheinen, würde das 

Modell der auf kantonale Entscheide beschränkten, direkten Beschwerde an das 
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1  Übersicht über die Verwaltungsrechtspflege in den Kantonen 

1.1 Gegenstand der Untersuchung 

Nachfolgend wird der ordentliche Rechtsmittelweg in den einzelnen Kantonen dargestellt. 
Nicht berücksichtigt werden ausserordentliche Rechtsmittel wie die Revision, die Aufsichts-
beschwerde oder die Rechtsverweigerungs- und Rechtsverzögerungsbeschwerde. Ebenfalls 
ausgeklammert wird die an sich in allen Kantonen existierende verwaltungsrechtliche Klage, 
die in der Regel direkt beim Kantons- bzw. Verwaltungsgericht erhoben werden kann.  

Ebenfalls weitgehend ausgeklammert werden die Bereiche des Sozialversicherungs- und 
Steuerrechts, weil der Instanzenzug grundsätzlich durch das Bundesrecht vorgegeben ist. 
So ist im Sozialversicherungsrecht von Bundesrechts wegen die Einsprache (Art. 52 
ATSG [SR 830.1]) sowie die Verpflichtung der Kantone vorgesehen, als einzige Instanzen 
kantonale Versicherungsgerichte vorzusehen (Art. 57 ATSG). Auch im Bereich des Steuer-
rechts ist zunächst die Möglichkeit der Einsprache vorgesehen (Art. 48 StHG [SR 642.14]). 
Gegen die Einspracheentscheide muss sodann eine Rekursmöglichkeit an eine unabhängige 
Justizbehörde bestehen (Art. 50 StHG).  

1.2 Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse 

In den meisten Deutschschweizer Kantonen folgt der Rechtsmittelweg dem hierarchischen 
Staatsaufbau. Erste Rechtsmittelinstanz ist in der Regel eine übergeordnete Verwaltungs-
behörde. Dies ist auf Gemeindeebene eine Gemeindebehörde und auf kantonaler Ebene 
eine Direktion oder ein Departement. In einigen Kantonen ist der Regierungsrat oberste ver-
waltungsinterne Rechtsmittelinstanz (vgl. insb. AG, BL, NW, SH, SZ, UR, ZG). Auch andere 
Kantone kennen noch die Zuständigkeit des Regierungsrats als letzte kantonale Beschwer-
deinstanz, doch sind dessen Kompetenzen durch die Gesetzgebung stark eingeschränkt 
(vgl. z.B. BE, LU oder GR). Gegen kommunale Entscheide besteht in einzelnen Kantonen 
eine «Zwischeninstanz», so namentlich in Bern (Regierungsstatthalter), Freiburg (Oberamt) 
und Zürich (Bezirksrat und Statthalter).  

In der Regel ist ein zweistufiges Verfahren vorgesehen, mit einer ersten verwaltungsinter-
nen Beschwerdeinstanz und dem Kantonsgericht bzw. dem Verwaltungsgericht als zweite 
und letzte kantonale Instanz. Ein grundsätzlicher Anspruch auf Überprüfung durch eine (ver-
waltungsinterne) Rekursinstanz und anschliessend durch das Verwaltungsgericht besteht 
von Verfassungs wegen im Kanton Zürich. Andere Kantone sehen zwar nach wie vor den 
zweistufigen Instanzenzug vor, doch wird dieser durch die Möglichkeit des direkten Weiter-
zugs an das Verwaltungsgericht oder eine andere richterliche Behörde punktuell durchbro-
chen (vgl. GR [Möglichkeit des direkten Weiterzugs an das Verwaltungsgericht ist im Gesetz 
in grundsätzlicher Weise vorgesehen], LU [namentlich im Bereich des Baurechts] oder ZG 
[direkte Anfechtung bestimmter Entscheide des Gemeinderats im Bereich des Baurechts]). 
Keine Beschwerdemöglichkeit an eine verwaltungsinterne Behörde besteht auch in jenen 
Fällen, in welchen eine erstinstanzliche richterliche Behörde als Vorinstanz des Verwal-
tungsgerichts entscheidet. Dies trifft namentlich auf die Spezialgerichte zu (vgl. die Baure-
kurskommission bzw. das Baurekursgericht in den Kantonen ZH und BS, die Verwaltungsre-
kurskommission als erstinstanzliches Verwaltungsgericht im Kanton SG oder die Rekurs-
kommission über Massnahmen gegen Fahrzeugführer im Kanton BE; auch Steuerrekursge-
richte oder -kommissionen zählen dazu). Als einziger Deutschschweizer Kanton hat AI die 
verwaltungsinterne Beschwerde weitgehend abgeschafft. 
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Ferner besteht in einigen Kantonen die Möglichkeit des «Sprungrekurses»1, mit welchem 
eine Instanz übersprungen werden kann (vgl. AG, AI, BL, BS, FR, GL, SG, SZ, VS, ZH und 
ZG; vgl. auch für den Bund Art. 47 Abs. 2 VwVG). Dadurch kann teilweise eine direkte An-
fechtung an das Verwaltungsgericht erwirkt werden. Der Sprungrekurs dient zunächst der 
Verfahrensökonomie; er soll unnötige Prozessschritte vermeiden bzw. eine Verfahrensbe-
schleunigung herbeiführen. Darüber hinaus kann dadurch der Anschein der Befangenheit 
der Rechtsmittelinstanz vermieden werden. Der Sprungrekurs eignet sich daher besonders 
für Fälle, in welchen eine untere Instanz nach Weisung der oberen Instanz, die zugleich or-
dentliche Rechtsmittelinstanz wäre, verfügt hat (so die Regelung im Kanton ZH) oder, in wel-
chen sich die ordentliche Rechtsmittelinstanz aus irgendwelchen Gründen nicht vollständig 
unabhängig fühlt. Die Voraussetzungen, unter welchen ein Sprungrekurs möglich ist und wie 
dieser konkret auszugestalten ist (welche Instanzen übersprungen werden, welche Partei ihn 
auslöst etc.), sind aber je nach Kanton, der diese Möglichkeit kennt, unterschiedlich. Es ist 
jedoch festzuhalten, dass keine Vorgaben des übergeordneten Rechts zur Ausgestaltung 
des Sprungrekurses zu beachten wären. 

Anders sieht es aus in den Westschweizer Kantonen GE und JU sowie teilweise NE, wo 
der verwaltungsinterne Beschwerdeweg praktisch abgeschafft wurde und die meisten 
(kommunalen und kantonalen) Verfügungen direkt bei einer richterlichen Instanz angefoch-
ten werden können. In den Kantonen JU und GE bestehen erstinstanzliche Verwaltungsge-
richte mit allgemeinen Zuständigkeiten. Insofern unterscheidet sich die Rechtslage von jener 
in den Deutschschweizer Kantonen, die ebenfalls über Spezialverwaltungsgerichte verfügen: 
Letztere haben nur spezifische, auf bestimmte Bereiche oder Sachgebiete beschränkte Zu-
ständigkeiten. 

Verschiedene Deutsch- und Westschweizer Kantone kennen das Institut der Einsprache 
(vgl. AG, BL, FR, GE, GR, JU, LU, NW, SZ, UR, VD, ZG). Diese bildet in der Regel Voraus-
setzung, damit ein ordentliches Rechtsmittel ergriffen werden kann. Sie muss in einem Spe-
zialgesetz vorgesehen sein. Das Einspracheverfahren kommt vor allem dort zum Zuge, wo 
das rechtliche Gehör nicht wie üblich vor Erlass einer Verfügung, sondern erst nachträglich, 
auf Einsprache hin, gewährt wird (d.h. insbesondere bei Massenverfügungen, wie z.B. im 
Steuerrecht)2.  

Als letzte kantonale Instanz haben sämtliche Kantone ein oberes Gericht eingesetzt, wo-
bei es sich um das Kantonsgericht bzw. Obergericht oder um ein Verwaltungsgericht han-
deln kann. 

In allen Kantonen ist die Kognition der verwaltungsinternen Beschwerdeinstanz umfas-
send. Dies bedeutet, dass die Beschwerdeinstanz sämtliche formellen und materiellen Män-
gel der angefochtenen Verfügung prüft, einschliesslich deren Angemessenheit. Im Verwal-
tungsjustizverfahren sind die möglichen Rügen grundsätzlich auf Rechtsverletzungen 
sowie auf die unrichtige oder unvollständige Ermittlung des Sachverhalts beschränkt. 
Ausnahmsweise ist die Rüge der Unangemessenheit zulässig. Einzelne Kantone, die den 
Sprungrekurs kennen, haben die Kognition des Verwaltungsgerichts für diese Fälle auf die 
Unangemessenheit erweitert (z.B. FR und SZ). 

                                                 
1 Als Sprungbeschwerde wird die Möglichkeit bezeichnet, eine ordentliche Rechtsmittelinstanz zu 
überspringen und die Beschwerde bei der nächsthöheren Verwaltungsinstanz oder direkt beim Ver-
waltungsgericht einzureichen. 
2 Das Einspracheverfahren eignet sich somit weniger gut für Verfügungen, denen eine individuelle Be-
urteilung des Sachverhalts und der Rechtsfragen vorangehen sollte; vgl. zum Ganzen BENJAMIN 

SCHINDLER, Beschleunigungspotentiale im öffentlichen Verfahrensrecht, in: AJP 1/2012, S. 13 ff., 
S. 16 f.; vgl. auch VALÉRIE DÉFAGO GAUDIN, L’opposition et le recours hiérarchique, in: Bellanger / 
Tanquerel (Hrsg.), Le contentieux administratif, Genève / Zurich / Bâle 2013, S. 179 ff., S. 181 f. 
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1.3 Einige Bemerkungen zur Abschaffung der verwaltungsinternen Rechtspflege 

Vorbemerkung: Unter verwaltungsinterner Rechtspflege wird die Möglichkeit der Anfech-
tung erstinstanzlicher Verfügungen vor einer übergeordneten Verwaltungsbehörde. Dabei 
muss es sich nicht zwingend um den Regierungsrat / Staatsrat handeln; Beschwerdeinstanz 
kann beispielsweise auch eine Direktion bzw. ein Departement sein. 

Derzeit sind in der Deutschschweiz – soweit ersichtlich – keine Bestrebungen in Richtung 
einer flächendeckenden Abschaffung der verwaltungsinternen Rechtspflege zu Gunsten der 
Einführung einer direkten Beschwerde an ein Gericht im Gange. Verschiedene Kantone ha-
ben sich in den letzten 10 Jahren (insbesondere anlässlich des Inkrafttretens der Justizre-
form) auch mit dieser Frage auseinandergesetzt und sich für die Beibehaltung zumindest ei-
ner verwaltungsinternen Beschwerdemöglichkeit entschieden, wobei die Beschwerdeinstanz 
nicht zwingend der Regierungsrat / Staatsrat sein muss (vgl. dazu die verschiedenen Be-
merkungen in der nachfolgenden tabellarischen Übersicht). Die Frage der direkten Anfech-
tung von Verfügungen an ein Gericht wurde immer wieder namentlich im Bereich des 
Raumplanungs- und Baurechts aufgeworfen, wo der Ruf nach Beschleunigung der Verfah-
ren besonders laut ist (vgl. SZ, ZG und BL)3. Die Abschaffung der verwaltungsinternen Be-
schwerdemöglichkeit wurde in diesen Kantonen auch unter Hinweis auf die Erfahrungen im 
Kanton Luzern (vgl. die Bemerkungen zum Kanton LU in der Tabelle) abgelehnt.  

1.4 Für die Beibehaltung einer verwaltungsinternen Beschwerdeinstanz werden 
insbesondere folgende Gründe geltend gemacht4: 

- Für den Rechtsuchenden hat die verwaltungsinterne Rechtspflege den Vorteil, dass 
einvernehmliche Lösungen mit vorinstanzlichen Verwaltungsbehörden gefunden 
werden können; dadurch können Kosten und Ressourcen für aufwändige Be-
schwerdeverfahren gespart werden. 

- Das verwaltungsinterne Verfahren ist grundsätzlich kostengünstiger als ein Ge-
richtsverfahren. 

- Im verwaltungsinternen Verfahren ist die Kognition der Beschwerdeinstanz um-
fassend. Eine Erweiterung der Kognition der Gerichte kann keine Ersatzlösung sein, 
wie es die Erfahrungen aus dem Kanton Luzern zeigen. So ist anzunehmen, dass 

                                                 
3 Eine Übersicht (Stand: 2009) über den Instanzenzug im Baurecht findet sich in der Antwort des Re-
gierungsrats des Kantons Basel-Landschaft vom 22.12.2009 zu einem Postulat zur Verfahrensbe-
schleunigung bei Baurekursen (abrufbar unter: <https://www.baselland.ch/politik-und-
behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaftsliste/2009-november-dezember-310-bis-389#2009-
386>). 
4 Die nachfolgenden Ausführungen beruhen insbesondere auf folgenden Quellen: ARNOLD MARTI, Ak-
tueller Stand und neue Fragen in der schweizerischen Verwaltungsrechtspflege, in: ZBl 110/2009, 
S. 405 ff., 410 f. (zit.: MARTI, aktueller Stand); ders., Bemerkungen zum Urteil des Luzerner Verwal-
tungsgerichts vom 15.11.2004, in: ZBl 110/2009, S. 465 ff., S. 470 ff., mit zahlreichen Hinweisen auf 
die Lehre (zit.: MARTI, Bemerkungen); GEORG MÜLLER, die Abschaffung der Verwaltungsrechtspflege, 
in: NZZ vom 29.10.2002; Bericht des Regierungsrats des Kantons Schwyz an den Kantonsrat 
Nr. 1421/2005 vom 2.11.2005 zur verwaltungsinternen Rechtspflege (zit.: Bericht RR/SZ vom 
02.11.2005); Botschaft und Entwürfe des Regierung des Kantons St.Gallen vom 13.10.2015 zum VIII. 
Nachtrag zum Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege und VIII. Nachtrag zum Kantonsratsbe-
schluss über die Zahl der Richter (zit.: Botschaft RR/SG vom 13.10.2015), S. 22 ff. (abrufbar unter: 
<https://www.ratsinfo.sg.ch/home/geschaefte/geschaeftssuche.Document.45C6CA7F-F0A8-4B60-
96A6-1482D933F96C.risDoc>); Vgl. ferner die weiterführenden Hinweise in der nachfolgenden Tabel-
le.  
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sich die Gerichte – aufgrund fehlender Fachkenntnisse – Zurückhaltung auferlegen 
werden.  

- Es braucht eine fachkundige Behörde, die in der Lage ist, technische Fragen um-
fassend zu prüfen. 

- Ein Verzicht auf die verwaltungsinterne Rechtspflege führt zu Mehrkosten, indem die 
verwaltungsexternen Behörden mehr belastet werden. 

- Es ist nicht klar, ob durch die Abschaffung der verwaltungsinternen Rechtspflege in 
jedem Fall das Ziel der Verfahrensbeschleunigung erreicht werden kann; dies 
einerseits, weil die Gerichte selber zeitintensive Abklärungen vornehmen müssen; 
andererseits stellt sich – namentlich in den Gemeinden – das Problem der Qualität 
erstinstanzlicher Verfügungen. Werden namentlich Verfügungen unter Verletzung 
des rechtlichen Gehörs erlassen, so kann dies i.d.R. durch ein Gericht nicht geheilt, 
sondern die Sache muss an die verfügende Behörde zurückgewiesen werden. Folg-
lich müsste zunächst die Qualität der erstinstanzlichen Verfahren und Entscheide er-
höht werden bzw. eine Professionalisierung der erstinstanzlich verfügenden Behör-
den erreicht werden, bevor über eine allfällige Abschaffung der internen Verwaltungs-
rechtspflege nachgedacht wird. 

- Die verwaltungsinterne Rechtspflege, insbesondere die Beschwerde an den Regie-
rungsrat / Staatsrat, ist ein wichtiges Informations-, Aufsichts- und Steuerungs-
mittel der Regierungen und der Departemente bzw. Direktionen. Die Führungsor-
gane der Verwaltung erhalten bei der Beurteilung von Rekursen oder Beschwerden 
u.U. Kenntnis von Erlassen, deren Anwendung zu unbefriedigenden Ergebnissen 
führt, und können deren Änderung in die Wege leiten. 
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2 Zusammenstellung nach Kantonen 

Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

AG Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRPG; AG 271.200)

Der Regierungsrat ist die erste ordentliche 
Beschwerdeinstanz gegen Entscheide kan-
tonaler Verwaltungsbehörden und letztin-
stanzlicher kommunaler Behörden (§ 50 
VRPG), soweit nicht der direkte Weiterzug 
an das Spezialverwaltungsgericht vorgese-
hen ist (§ 53 VRPG). Das Spezialverwal-
tungsgericht besteht aus den Abteilungen 
«Steuern» und «Kausalabgaben und Enteig-
nungen. 

Letzte kantonale Beschwerdeinstanz ist das 
Verwaltungsgericht (§ 54). Ausschluss der 
Beschwerde in den in § 54 Abs. 2 aufgezähl-
ten Fällen. 

Verwaltungsbeschwerde: Um-
fassend (§ 52 VRPG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: unrichtige oder unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts 
und Rechtsverletzungen (§ 55 
Abs. 1 VRPG). In bestimmten 
Fällen kann die Unangemessen-
heit gerügt werden, so z.B. bei der 
Sprungbeschwerde. 

Ja (§ 40 VRPG) Ja, ans Ver-
waltungsge-
richt (§ 51 
VRPG) 

 

AI Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VerwVG; 

AI 172.600) 

 

Verwaltungsgerichts-
gesetz  

(VerwGG;  

AI 173.400) 

Art. 51 VerwVG: Die Standeskommission 
ist Beschwerdeinstanz gegen Verfügungen 
und Entscheide der öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften, kantonaler Ämter (mit Aus-
nahme von Sozialversicherungs- und Steu-
ersachen), der Departemente und der Kom-
missionen, sofern dieses Gesetz keine Aus-
nahme vorsieht, sowie gegen Baugesuche.  

Spezielle verwaltungsinterne Instanzen im 
Bereich des Schulrechts. 

Verfügungen, die von aussergerichtlichen 
Behörden oder Amtsstellen des Kantons in 
Anwendung von öffentlichem Recht des Kan-
tons oder des Bundes ergangen sind und 
gegen die keine weiteren kantonalen 
Rechtsmittel mehr gegeben sind, können mit 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht an-
gefochten werden (Art. 10 VerwGG). Aus-
schluss der Beschwerde gemäss § 11 
VerwGG (Entscheide mit vorwiegend politi-
schem Charakter) 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (Art. 38 VerwVG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: unrichtige und unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts 
und Rechtsverletzungen (Art. 15 
VerGG) 

Ja, innert Aufla-
gefrist bei be-
stimmten Ent-
scheiden in Be-
reichen wie Bau-
recht, Umwelt-
schutz, Stras-
senrecht, etc. 
Ebenfalls mög-
lich in anderen 
Fällen, wenn in 
einem Gesetz 
vorgesehen 
(Art. 50 VerwVG)

 Der Kanton hat die verwaltungsinterne 
Beschwerde weitgehend abgeschafft.  

Die Standeskommission hat nur be-
stimmte beschränkte Zuständigkeiten. 
Ordentliche Rechtsmittelinstanz ist das 
Verwaltungsgericht. 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

AR Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(AR 143.1) 

Die übergeordnete Verwaltungsbehörde 
ist ordentliche Rekursinstanz, soweit das 
Gesetz nichts anderes vorsieht (Art. 30 Ver-
waltungsrechtspflegegesetz). 

Gegen letztinstanzliche Verfügungen der 
Verwaltungsbehörden ist die Verwaltungsge-
richtsbeschwerde an das Obergericht zu-
lässig (Art. 54 Verwaltungsrechtspflegege-
setz). 

Verwaltungsbeschwerde: Um-
fassend (Art. 33 Verwaltungs-
rechtspflegegesetz) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen und un-
richtige / unvollständige Feststel-
lung des Sachverhalts (Art. 56 
Verwaltungsrechtspflegegesetz). 
Ausnahmen gemäss Abs. 2 und 3

   

BE Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRPG; BE 155.21) 

Im Normalfall ist die zuständige Direktion 
erste verwaltungsinterne Beschwer-
deinstanz (Art. 62 VRPG: insb. gegen Ver-
fügungen von ihr untergeordneten Verwal-
tungseinheiten, der Regierungsstatthalter 
[wenn gesetzlich vorgesehen] sowie anderer 
Behörden). 

Der Regierungsstatthalter ist Beschwer-
deinstanz namentlich gegen Verfügungen 
kommunaler Behörden (Art. 63 VRPG) 

Zweite verwaltungsinterne Beschwer-
deinstanz ist der Regierungsrat (Art. 64 
VRPG). Er beurteilt Beschwerden gegen 
Verfügungen oder Beschwerdeentscheide 
seiner Direktionen und der Regierungsstatt-
halter, und, wenn es die Gesetzgebung vor-
sieht, gegen Verfügungen von Verwaltungs-
einheiten der Direktionen oder von Gemein-
den, sofern nicht ein Rechtsmittel unmittelbar 
an eine verwaltungsunabhängige kantonale 
Justizbehörde offensteht. 

Verwaltungsbeschwerde: I.d.R. 
umfassend (Art. 66 VRPG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen sowie 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts; Unan-
gemessenheit nur auf dem Gebiet 
der Sozialversicherungen und 
wenn in einem Gesetz vorgese-
hen (Art. 80 VRPG). 

 Nicht gesetz-
lich vorgese-
hen, aber 
ausnahms-
weise durch 
die Recht-
sprechung 
zugelassen5. 

Die Zuständigkeit des Regierungsrates 
als erste verwaltungsinterne Be-
schwerdeinstanz ist durch die Aus-
nahmen gemäss Art. 64 lit. a–c VRPG 
stark eingeschränkt. 

Der Regierungsrat ist zwar i.d.R. zwei-
te verwaltungsinterne Beschwer-
deinstanz, doch besteht diese Zustän-
digkeit nur unter dem Vorbehalt, dass 
kein Rechtsmittel unmittelbar an eine 
verwaltungsunabhängige kantonale 
Justizbehörde offensteht. Diese Aus-
nahme bildet die Regel. In den meisten 
Fällen steht gegen Entscheide von 
Direktionen und Regierungsstatthalter-
ämtern direkt die Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht offen6. 

                                                 
5 Vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern vom 5. Januar 2015, in: BVR 2015 S. 213 ff. (mit Kommentar von BENJAMIN SCHINDLER). 
6 Vgl. MARKUS MÜLLER, Bernische Verwaltungsrechtspflege, Bern 2008, S. 153 f. Argumentiert wird mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung, aus welchem sich ergibt, dass 
der Regierungsrat als Vorinstanz des Verwaltungsgerichts grundsätzlich nicht in Frage kommt. Raum für die Beschwerde an den Regierungsrat bleibt vor allem in den Fäl-
len, in welchen die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ausgeschlossen ist. 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

Letzte kantonale Beschwerdeinstanz ist das 
Verwaltungsgericht (Art. 74 VRPG). Aus-
schluss der Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
wegen Zuständigkeit anderer Behörden 
(Art. 76 VRPG) sowie aufgrund der Sache 
(Art. 77 VRPG; z.B. Entscheide mit vorwie-
gend politischem Charakter) 

In Steuersachen besteht eine verwaltungs-
unabhängige Rekurskommission (Justizbe-
hörde) als Vorinstanz des Verwaltungsge-
richts. 

Über Massnahmen gegenüber Fahrzeug-
führern entscheidet kantonal letztinstanzlich 
eine verwaltungsunabhängige Rekurskom-
mission, die aus Fachrichtern besteht (vgl. 
Geschäftsreglement RKMF; BSG 162.625). 

BL Verwaltungsverfah-
rensgesetz Basel-
Landschaft  

(VwVG BL; BL 175) 

Gesetz über die Ver-
fassungs- und Ver-
waltungsprozessord-
nung  

(VPO; BL 271) 

Ordentliche verwaltungsinterne Beschwer-
deinstanz ist der Regierungsrat (§ 29 
VwVG). Er beurteilt namentlich Verfügungen 
letztinstanzlicher Gemeindebehörden, der 
Bezirksbehörden, kantonaler Kommissionen, 
der Direktionen, kantonaler Dienststellen und 
ihrer Ämter und der übrigen Verwaltungsbe-
hörden. Er kann durch Verordnung seine 
Entscheidkompetenz für bestimmte Sachge-
biete, in denen der Weiterzug an das Kan-
tonsgericht möglich ist, an eine Direktion 
delegieren. 

Vorbehalten bleiben abweichende Vorschrif-
ten in anderen Erlassen, die Rekurskommis-

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend, ausser wenn die Ange-
legenheit in die Autonomie der 
Gemeinde fällt (§ 32 VwVG). 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de (§ 45 VPO): grundsätzlich nur 
Rechtsverletzungen sowie unrich-
tige / unvollständige Feststellung 
des Sachverhalts; Unangemes-
senheit nur in Ausnahmefällen. 

Ja, wenn ein 
Gesetz dies vor-
sieht (§ 41 
VwVG) 

Ja, an das 
Kantonsge-
richt (§ 30 
VwVG), so-
fern die be-
schwerdefüh-
rende Person 
nur die vor 
Kantonsge-
richt zulässi-
gen Rügen 
erhebt 

 

Im Jahr 1998 wurde ein Postulat zur 
Abschaffung des verwaltungsinternen 
Beschwerdeverfahrens eingereicht7. 
Argumentiert wurde folgendermassen: 
Die unteren Verwaltungsinstanzen sei-
en i.d.R. weisungsgebunden oder 
stützten ihre Entscheide auf regie-
rungsrätliche Verordnungen. Bei den 
Betroffenen tauchten deshalb immer 
wieder Bedenken in Bezug auf die Un-
abhängigkeit auf. Das gelte auch für 
die von der Regierung gewählte Bau-
rekurskommission. Das Postulat wurde 
allerdings verworfen und das Modell 

                                                 
7 Vgl. <https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/landrat-parlament/geschafte/geschaftsliste/2000-januar-februar-001-bis-057/2000-19>. 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

sionen oder Verwaltungsbehörden als be-
sondere Beschwerdeinstanzen oder Gerichte 
als einzige Beschwerdeinstanz vorsehen. 

Letzte kantonale Beschwerdeinstanz ist das 
Kantonsgericht. Die verwaltungsgerichtli-
che Beschwerde beim Kantonsgericht ist 
zulässig gegen Verfügungen und Entscheide 
des Regierungsrates sowie letztinstanzliche 
Entscheide der Direktionen und gegen letzt-
instanzliche Entscheide der Landeskirchen, 
sofern dem Kantonsgericht die Zuständigkeit 
nicht durch dieses Gesetz oder durch andere 
Gesetze entzogen ist. Die Beschwerde ist 
auch zulässig gegen Verfügungen und Ent-
scheide anderer Behörden und Gerichte, 
sofern die kantonale Gesetzgebung und die 
Verfassung die Zuständigkeit des Kantons-
gerichts als Verwaltungsgericht vorsehen 
(§ 43 VPO). Ausschluss der Beschwerde 
gemäss § 44 VPO.  

Als Vorinstanz des Kantonsgerichts besteht 
ein Steuer- und Enteignungsgericht. 

In Bausachen existiert eine verwaltungsin-
terne Baurekurskommission. Diese ent-
scheidet als erste kantonale Rekursinstanz 
in streitigen Baubewilligungssachen. Deren 
Entscheide können direkt an das Kantonsge-
richt weitergezogen werden. 

des einstufigen verwaltungsinternen 
Verfahrens beibehalten8. 

                                                 
8 Der Regierungsrat wies in seiner Antwort insbesondere auf die Ergebnisse einer Umfrage hin, die bei den Kantonen durchgeführt wurde. Darin gaben sämtliche Deutsch-
schweizer Kantone, die sich dazu äusserten, an, am Modell des verwaltungsinternen Beschwerdeverfahrens festhalten zu wollen. Einzig das zweistufige Modell, das in ein-
zelnen Kantonen bestand, wurde zur damaligen Zeit teilweise in Frage gestellt. Allerdings gaben die Westschweizer Kantone, die den Grundsatz des direkten Weiterzugs an 
das Verwaltungsgericht kannten, an, dass sich dieses System bewährt habe. Ferner wies der Regierungsrat auf mögliche organisationelle und finanzielle Probleme hin. 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

BS Gesetz betreffend die 
Organisation des 
Regierungsrates und 
der Verwaltung des 
Kantons Basel-Stadt  

(OG; BS 153.100) 

Gesetz über die Ver-
fassungs- und Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRPG; BS 270.100) 

Vorbehältlich abweichender Vorschriften 
können Verfügungen von Verwaltungseinhei-
ten bei der nächsthöheren Behörde, Ver-
fügungen des Regierungsrates und der vom 
Grossen Rat oder vom Regierungsrat ge-
wählten Kommissionen bzw. des Büros des 
Grossen Rates beim Verwaltungsgericht 
angefochten werden (§ 41 OG). 

Der Regierungsrat entscheidet über Rekur-
se, soweit ihm deren Beurteilung aufgrund 
der gesetzlichen Bestimmungen über das 
Verwaltungsverfahren und die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zukommt (§ 7 OG)9. 

Letzte kantonale Instanz ist das Verwal-
tungsgericht. Es beurteilt, vorbehältlich 
abweichender Vorschriften, Verfügungen des 
Regierungsrates, der Präsidienkonferenzen, 
des Gerichtsrats, der vom Grossen Rat oder 
Regierungsrat gewählten Kommissionen und 
des Büros des Grossen Rates. Ferner unter-
liegen seiner Beurteilung die Verfügungen, 
welche die dem Appellationsgericht unter-
stellten richterlichen Behörden als Wahlbe-
hörden von Beamten und Angestellten über 
deren Rechte und Pflichten getroffen haben 
(§ 10 VRPG). 

In Bausachen sowie in Steuersachen beste-
hen Rekurskommissionen als erste richter-
liche Behörden. Deren Entscheide unterlie-
gen dem Rekurs an das Verwaltungsgericht. 

Verwaltungsbeschwerde: 

Umfassend (§ 45 OG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen sowie 
unrichtige oder unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts 
(§ 8 Abs. 1 VRPG) 

 Ja, an das 
Verwaltungs-
gericht, wenn 
der Regie-
rungsrat Re-
kursinstanz 
ist, unter Mit-
teilung an den 
Rekurrenten 
(§ 42 OG).  

 

 

                                                 
9 Der Rekurs an den RR ist namentlich gegen letztinstanzliche Verfügungen der Gemeindebehörden (vgl. § 26 des Gemeindegesetzes [BS 170.100] oder im Bereich des Bürgerrechtsgesetzes 
zulässig (§ 25 Bürgerrechtsgesetz [BS 121.100]). 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

FR Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRG; FR 150.1) 

Erstinstanzlich entscheiden i.d.R. die Direk-
tionen über Verfügungen der ihnen unter-
stehenden Dienststellen.  

Der Oberamtmann beurteilt Beschwerden 
gegen Entscheide der Gemeindebehörden 
(Art. 116 VRG).  

Der Staatsrat entscheidet über Beschwer-
den nur, wenn ein Gesetz dies ausdrücklich 
vorsieht (Art. 115 VRG). 

Das Kantonsgericht ist die ordentliche Ver-
waltungsjustizbehörde (Art. 3 Abs. 1 VRG). 
Es beurteilt namentlich Beschwerden gegen 
Entscheide des Staatsrates, seiner Direktio-
nen und der Staatskanzlei sowie der ihnen 
angegliederten Verwaltungskommissionen, 
der kantonalen Anstalten mit eigener 
Rechtspersönlichkeit sowie der übrigen einer 
Direktion administrativ zugewiesenen Ver-
waltungseinheiten, der Oberamtmänner, der 
Organe der öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften mit Ausnahme der Gemeinden und 
Gemeindeverbände (Art. 114 Abs. 1 VRG). 
Subsidiäre Kompetenz, wenn ein Gesetz 
dies vorsieht oder, wenn von Bundesrechts 
wegen die Überprüfung durch eine richterli-
che Behörde erforderlich ist (Art. 114 Abs. 2 
VRG). 

Zudem existieren drei Rekurskommissio-
nen als besondere Verwaltungsjustizbehör-
den (Universität, Bodenverbesserungen, 
Ersterhebung), die in den im Gesetz vorge-
sehenen Fällen entscheiden (Art. 117 VRG). 

Verwaltungsbeschwerde: i.d.R. 
umfassend, wenn kein Gesetz die 
Rüge der Unangemessenheit 
ausschliesst. 

Verwaltungsgerichtsverfahren: 
nur Rechtsverletzungen sowie die 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts; Unan-
gemessenheit nur in Ausnahme-
fällen (Art. 77 und 78 VRG) 

Ja, wenn ein 
Gesetz dieses 
Rechtsmittel 
ausdrücklich 
vorsieht (Art. 103 
VRG) 

Ja, an die 
nächsthöhere 
Instanz, wobei 
diese die glei-
che Kognition 
wie die über-
sprungene 
Instanz hat 
(Art. 119 
VRG) 

Soweit ersichtlich wurde im Kanton 
Freiburg zuletzt der direkte Weiterzug 
an das Kantonsgericht in Staatsperso-
nalangelegenheiten eingeführt. 
Dadurch wurde die Beschwerdemög-
lichkeit an den Staatsrat abgeschafft. 
Begründet wurde dieser Schritt mit der 
äusserst geringen Erfolgsquote der 
Beschwerden. Weshalb dem so ist, 
lässt sich der Botschaft leider nicht 
entnehmen. Offenbar als unproblema-
tisch wurde zudem die nunmehr feh-
lende Kontrolle der Angemessenheit 
beurteilt10. 

                                                 
10 Vgl. Botschaft des Staatsrats an den Grossen Rat vom 22.06.2015 zum Gesetzesentwurf zur Abschaffung der Beschwerde an den Staatsrat in Personalangelegenheiten, 
<http://www.parlinfo.fr.ch/dl.php/de/ax-5c1d2be79f9e0/de_MES_2013-CE-132.pdf>. 
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Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

GE Loi sur la procédure 
administrative (LPA;  

GE E 5 10) 

Loi sur l’organisation 
judiciaire (LOJ ;  

GE E 2 05) 

Der Regierungsrat ist nur dann Beschwer-
deinstanz, wenn das Bundes- oder kantonale 
Recht ihn als solche bezeichnet (Art. 6 
Abs. 1 lit. e LPA)11. 

Erste Beschwerdeinstanz ist das Tribunal 
administratif de première instance: «Le 
Tribunal administratif de première instance 
est l’autorité inférieure de recours dans les 
domaines relevant du droit public, pour les-
quels la loi le prévoit.  Il connaît en première 
instance des litiges portant sur les assu-
rances complémentaires à l’assurance-
accidents obligatoire prévue par la loi fédé-
rale sur l’assurance-accidents […] » (Art. 116 
LOJ). 

Letzte kantonale Beschwerdeinstanz ist die 
Cour de Justice (Art. 117 ff. LOJ) : « la 
Chambre administrative de la Cour de Jus-
tice est l’autorité supérieure ordinaire de 
recours en matière administrative » (Art. 132 
Abs. 1 LOJ). In bestimmten Bereichen kann 
sie erstinstanzlich entscheiden (z.B. öffentli-
ches Beschaffungswesen, Raumplanungs-
recht, öffentliches Dienstrecht).  

« La chambre des assurances sociales de la 
Cour de justice statue sur les recours contre 
des décisions en matière d'assurances so-
ciales ainsi que sur les demandes en paie-
ment en matière de prévoyance profession-
nelle et les demandes en paiement en ma-
tière d'assurances complémentaires à LAMal 

Verwaltungsinternes Be-
schwerdeverfahren: umfassend 
(Art. 61 Abs. 3 LPA). 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen und un-
richtige / unvollständige Feststel-
lung des Sachverhalts; das Ge-
setz kann Ausnahmen vorsehen 
(Art. 61 Abs. 1 und 2 LPA) 

Ja, wenn in ei-
nem Gesetz vor-
gesehen (récla-
mation / opposi-
tion; Art. 50 ff. 
LPA) 

 Das Gerichtsorganisationsgesetz (Loi 
sur l’organisation judiciaire [LOJ]) wur-
de ein erstes Mal im Jahr 2008 auf-
grund der Aufnahme der Rechtsweg-
garantie (Art. 29a BV) in die Bundes-
verfassung revidiert. Wichtigste Neue-
rung bildete die Aufhebung der ver-
schiedenen Rekurskommissionen; die-
se wurden durch eine kantonale Re-
kurskommission (commission cantona-
le de recours en matière administrati-
ve) ersetzt. Zweitinstanzlich beurteilte 
das kantonale Verwaltungsgericht (Tri-
bunal administratif cantonal) Be-
schwerden gegen Entscheide der Re-
kurskommission; in bestimmten Berei-
chen urteilte das Verwaltungsgericht 
erstinstanzlich. 

Die Rekurskommission wurde anläss-
lich einer weiteren Revision der LOJ 
abgeschafft und durch ein erstinstanz-
liches Verwaltungsgericht (Tribunal 
administratif de première instance 
[TAPI] ersetzt). Dieses hat auch die 
Kompetenzen der ehemaligen kanto-
nalen Schätzungskommission über-
nommen. Sodann wurden das Verwal-
tungsgericht sowie das Sozialversiche-
rungsgericht in die Cour den Justice 
integriert12. 

                                                 
11 Solche Zuständigkeiten sind sehr selten; möglich ist zudem auch die Beschwerde an ein Departement, falls in einem Spezialgesetz vorgesehen, vgl. VALÉRIE DÉFAGO 

GAUDIN, L’opposition et le recours hiérarchique, in: Bellanger / Tanquerel (Hrsg.), Le contentieux administratif, Genf / Zürich / Basel 2013, S. 179 ff., S. 203 ff.  
12 Vgl. BENOÎT BOVAY, L’évolution des voies de droit cantonales, in: Bellanger / Tanquerel (Hrsg.), Le contentieux administratif, Genf / Zürich / Basel 2013, S. 45 ff., S. 49 f.; 
vgl. auch http://ge.ch/justice/reforme-administrative. 



13 

Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 
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relevant de la LCA ». 

GL Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(GL III G/1) 

Grundsätzlich können Entscheide unterer 
Behörden bei der oberen Verwaltungsbehör-
de angefochten werden (Art. 102 Verwal-
tungsrechtspflegegesetz). 

Das Gesetz sieht folgende Beschwer-
deinstanzen vor (Art. 103 Verwaltungs-
rechtspflegegesetz): 

Gegen Entscheide von Behörden, die einer 
Gemeindevorsteherschaft unterstellt sind, ist 
die Verwaltungsbeschwerde an die Vorste-
herschaft zu richten. 

Gegen Entscheide der Vorsteherschaften 
der Gemeinden und der weiteren öffentlich-
rechtlichen Körperschaften und gegen Ent-
scheide der Organe der selbstständigen öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten ist die Verwal-
tungsbeschwerde an das zuständige Depar-
tement zu richten. 

Gegen erstinstanzliche Entscheide der De-
partemente ist die Beschwerde an den Re-
gierungsrat zu richten, gegen erstinstanzli-
che Entscheide der übrigen unter der Leitung 
des Regierungsrates stehenden kantonalen 
Behörden an das zuständige Departement. 

Letztinstanzlich ist die Verwaltungsgerichts-
beschwerde an das Verwaltungsgericht 
möglich kantonale Beschwerdeinstanz 
(Art. 105 Verwaltungsrechtspflegegesetz). 
Ausschlussgründe gemäss Art. 106 Verwal-
tungsrechtspflegegesetz. 

In Steuersachen besteht eine kantonale 
Rekurskommission als erste Beschwer-

Verwaltungsbeschwerde: Um-
fassend. Die Unangemessenheit 
kann in jenen Bereichen nicht 
gerügt werden, in welchen die 
Gemeinden oder andere Körper-
schaften über Autonomie verfü-
gen (Art. 104 Verwaltungsrechts-
pflegegesetz). 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Nur Rechtsverletzungen so-
wie die unrichtige / unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts; 
ausnahmsweise kann die Unan-
gemessenheit gerügt werden 
(Art. 107 Verwaltungsrechtspfle-
gegesetz) 

Ja, wenn in ei-
nem Gesetz vor-
gesehen (Art. 81 
und 82 Verwal-
tungsrechtspfle-
gegesetz) 

Ja, direkte 
Überweisung 
an das Ver-
waltungsge-
richt durch 
Spezialgesetz 
möglich oder, 
wenn eine 
verwaltungs-
interne Be-
schwer-
deinstanz in 
einer Sache, 
die der Ver-
waltungsge-
richtsbe-
schwerde 
zugänglich ist, 
einer Vo-
rinstanz eine 
Weisung er-
teilt, dass 
oder wie sie 
zu entschei-
den habe 
(Art. 105 
Abs. 2 und 3 
Verwaltungs-
rechtspflege-
gesetz) 

 



14 

Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
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deinstanz. 

GR Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRG; GR 370.100) 

Das vorgesetzte Departement ist Be-
schwerdebehörde gegen Entscheide einer 
Dienststelle. Ausnahme: wenn gemäss Ge-
setz die Einsprache oder direkt die Be-
schwerde an das Verwaltungsgericht mög-
lich ist (Art. 28 Abs. 1 und 2 VRG). 

Entscheide der Departemente und der Stan-
deskanzlei können mit Verwaltungsbe-
schwerde an die Regierung weitergezogen 
werden, wenn das Gesetz dies ausdrücklich 
vorsieht (Art. 28 Abs. 3 VRG). 

Letztinstanzlich entscheidet das Verwal-
tungsgericht. Dieses entscheidet entweder 
als 2. Beschwerdeinstanz oder direkt, als 
einzige und letzte Beschwerdeinstanz (vgl. 
Art. 49 VRG). Dessen Zuständigkeiten sind 
umfassend und es besteht die Möglichkeit 
der direkten Anfechtung, sofern gesetzlich 
vorgesehen. 

Verwaltungsbeschwerde: 
grundsätzlich umfassend (Art. 31 
VRG). 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen sowie 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts (Art. 51 
VRG). 

Ja, wenn in ei-
nem Gesetz vor-
gesehen (Art. 27 
VRG) 

  

JU Loi de procédure et 
de juridiction adminis-
trative et constitu-
tionnelle  

(Code de procédure 
administrative ;  
JU 175.1) 

Die Verwaltungsbeschwerde ist im Gesetz 
vorgesehen (Art. 117 Abs. 2 CPA). Gemäss 
Art. 172 CPA, «les décisions qui ne sont pas 
sujettes à recours au juge administratif ou à 
la Cour administrative peuvent être atta-
quées par la voie du recours administratif 
auprès du Gouvernement ».  

Erste ordentliche Beschwerdeinstanz ist 
i.d.R. « le juge administratif »: «Sauf ex-
ceptions statuées par la loi, le juge adminis-
tratif connaît des recours formés contre les 
décisions prises notamment par les organes 
des communes, des sections de commune 
et syndicats de communes, ainsi que des 

Verwaltungsbeschwerde: Um-
fassend (Art. 123 CPA).  

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Grundsätzlich nur Rechtsver-
letzungen sowie die unrichtige / 
unvollständige Feststellung des 
Sachverhalts (Art. 122). Die Un-
angemessenheit kann in den in lit. 
c vorgesehenen Fällen gerügt 
werden.  

Ja (opposition), 
grundsätzlich 
gegen jede Ver-
fügung vorgese-
hen, wobei Aus-
nahmen beste-
hen (Art. 94 ff. 
CPA)  
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collectivités et établissements publics qui en 
dépendent » (Art. 158 lit. a CPA) 

« Le juge administratif connaît en outre des 
recours formés contre les décisions prises 
par d'autres autorités, commissions et ins-
tances lorsque la loi ou le décret le prévoit, 
ainsi en matière de circulation routière, d'ex-
propriation,  

d'améliorations foncières, de construction et 
de contrôle laitier » (Art. 159 CPA). 

Beschwerden gegen Entscheide des « juges 
administratif »  beurteilt die «Cour administ-
rative» des Kantonsgerichts: 

« La Cour administrative connaît des recours 
formés contre les décisions prises par le 
Gouvernement, les organes de 
l’administration cantonale, le juge administra-
tif, la commission cantonale en matière 
d’impôts », etc. (Art. 160 CPA). Die «Cour 
administrative» kann in bestimmten Fällen 
auch erstinstanzlich entscheiden. Gegen 
vorwiegend politische Entscheide ist die Be-
schwerde ausgeschlossen (Art. 162 CPA). 

In Steuersachen besteht eine kantonale Re-
kurskommission (commission cantonale de 
recours en matière d’impôts) als Vo-
rinstanz des Kantonsgerichts. 

LU Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRG; LU 40) 

Das Departement ist die erste verwaltungs-
interne Instanz gegen Entscheide von Ver-
waltungsinstanzen von Gemeinden und an-
dern dem Kanton nachgeordneten Gemein-
wesen sowie von unteren Instanzen der kan-
tonalen Verwaltung, ausgenommen die De-
partemente. 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (§ 144 VRG), ausser im 
eigenen Wirkungskreis der Ge-
meinde oder eines andern dem 
Kanton nachgeordneten Gemein-
wesen.  

Verwaltungsgerichtsbeschwer-

Ja, in den ge-
setzlich vorge-
sehenen Fällen 
(§ 117 ff. VRG) 

 Der Kanton gehört zu den wenigen 
Ausnahmen (in der Deutschschweiz), 
in welchen – in wichtigen Bereichen – 
zur Erfüllung der Forderung nach Ver-
fahrensbeschleunigung und Verwal-
tungsvereinfachungen die direkte An-
fechtbarkeit erstinstanzlicher Verwal-
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Der Regierungsrat ist Beschwerdeinstanz 
gegen Einspracheentscheide und erstin-
stanzliche Entscheide der Departemente. 
Vorbehalten bleiben Vorschriften, die eine 
andere Behörde als Beschwerdeinstanz vor-
sehen (§ 142 VRG). 

 

Die Verwaltungsbeschwerde ist unzulässig, 
wenn der Entscheid nach besonderer Vor-
schrift endgültig ist, wenn gegen den Ent-
scheid die Einsprache zulässig ist oder wenn 
gemäss § 148 Unterabsatz a VRG die Ver-
waltungsgerichtsbeschwerde zulässig ist 
oder sich der Entscheid nach besonderer 
Vorschrift beim Kantonsgericht oder bei einer 
Bundesbehörde anfechten lässt (§ 143 
VRG). 

Letztinstanzlich entscheidet das Verwal-
tungsgericht, dessen Kompetenzen mittels 
einer Generalklausel festgelegt werden 
(§ 148 VRG). Ausschluss gemäss § 149 und 

de: Rechtsverletzungen sowie 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts (§ 152 
VRG). Ermessenskontrolle auch 
vor dem Verwaltungsgericht mög-
lich, wenn gesetzlich vorgesehen 
(§ 156 VRG) 

tungsakte beim Verwaltungsgericht 
eingeführt wurde13. Dies ist namentlich 
der Fall im Bereich des Bau-, Pla-
nungs- und Umweltrechts. Die Erfah-
rungen sind eher negativ14. 

                                                 
13 Direkt anfechtbar beim Verwaltungsgericht sind Entscheide in Anwendung von Bundesrecht allein oder in Kombination mit kantonalem Recht, gegen welche die Be-
schwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten zulässig ist. Ferner wurde die verwaltungsinterne Beschwerde bei bestimmten Bewilligungsverfahren für die Erstellung 
oder Änderung von Bauten und Anlagen, die sich auf reines kantonales Rechts stützen, ebenfalls abgeschafft; vgl. Botschaft des Regierungsrates an den Grossen Rat vom 
27.11.2007, <https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/botschaften/2007-2011/b_034.pdf>. 
14 Vgl. MARTI (FN 4), Bemerkungen, S. 470 f. Festgestellt wurden insbesondere folgende Probleme: Der direkte Weiterzug an das Verwaltungsgericht trägt nicht unbedingt 
(insbesondere in einem Bereich wie das Baurecht) zur Verfahrensbeschleunigung bei. Dies ist namentlich der Fall, wenn der erstinstanzliche Verfahren mangelhaft war, bei-
spielsweise, weil das rechtliche Gehör verletzt wurde, und diese Mängel durch das Verwaltungsgericht nicht geheilt werden können. Dem kann auch nicht durch eine Erwei-
terung der Kognition des Verwaltungsgerichts entgegengewirkt werden, weil die Abklärungsmöglichkeiten des Gerichts beschränkt sind und es sich bei der Würdigung örtli-
cher Verhältnisse oder Beurteilung von ausgesprochenen Fachfragen Zurückhaltung auferlegt. Im Zeitraum zwischen 1997 und 2009 konnten im Kanton Luzern folgende 
Erkenntnisse gesammelt werden: die Gerichtsverfahren wurden aufwändiger; die Qualität der angefochtenen Entscheide der Dienststellen und Gemeinden ist schlechter als 
diejenige der Beschwerdeentscheide der Gemeinden; eine höhere Qualität wird erreicht, wenn die Dienststelle oder Gemeinde einen Rechtsdienst beizieht; das Gericht 
stösst mit der Angemessenheit an seine Grenzen (trotz der vorgesehenen Möglichkeit des Beizugs von Fachrichtern). Im Ergebnis bedauert das Verwaltungsgericht den 
Übergang zur direkten Anfechtungsmöglichkeit. 
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150 VRG. 

NE Loi sur la procédure 
et la juridiction admi-
nistrative  

(LPJA ; NE 152.130) 

Loi sur l’organisation 
judiciaire  

(NE 161.1) 

Loi sur l'organisation 
du Conseil d'Etat et 
de l'administration 
cantonale  

(LCE ; NE 152.100) 

Grundsätzlich kein verwaltungsinterner In-
stanzenzug, vorbehältlich Ausnahmen im 
Spezialgesetz. « Les décisions des services 
et offices de l'administration cantonale peu-
vent faire l'objet d'un recours hiérarchique 
jusqu'au département. Les décisions des 
départements peuvent faire l'objet d'un re-
cours au Tribunal cantonal » (Art. 35 LCE). 

Le Tribunal cantonal est l'autorité supé-
rieure ordinaire de recours (Art. 30 LPJA). 

Le Conseil d'Etat n'est autorité de recours 
que dans les cas prévus par la présente loi 
 Art. 31 lit. b LPJA : « Le Conseil d'Etat est 
l'autorité de recours en ce qui concerne: les 
décisions approuvant les tarifs ». 

Art. 28 LPJA: « Les décisions du Conseil 
d'Etat ne peuvent faire l'objet d'un recours 
auprès d'une instance cantonale que dans 
les cas prévus par la loi ». 

« Les autorités cantonales inférieures ou les 
autorités communales peuvent être autorités 
de recours si le droit fédéral ou cantonal le 
prévoit ». 

« Le Tribunal cantonal est l'autorité judi-
ciaire cantonale supérieure » (Art. 33 
OJN). « La Cour de droit public est compé-
tente pour connaître des recours et des con-
testations fondés sur le droit public et qui ne 
sont pas attribués à une autre autorité. Elle 
est le tribunal cantonal des assurances au 
sens de la législation fédérale » (Art. 48 
OJN). 

Art. 33d LPJA: Die Unangemes-
senheit kann nur gerügt werden, 
wenn ein Spezialgesetz dies vor-
sieht.  
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NW Gesetz über das 
Verwaltungsverfah-
ren und die Verwal-
tungsrechtspflege 
(Verwaltungsrechts-
pflegegesetz, VRG; 

NW 265.1) 

 

Erstinstanzliche Entscheide einer Verwal-
tungsbehörde können – vorbehältlich abwei-
chender Bestimmungen – mit Verwaltungs-
beschwerde beim Regierungsrat angefoch-
ten werden (Art. 81 VRG). 

Letztinstanzliche Entscheide einer Verwal-
tungsbehörde können – vorbehältlich abwei-
chender Bestimmungen – mit Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde beim Verwaltungsge-
richt angefochten werden (Art. 89 VRG). 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (Art. 82 VRG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: nur Rechtsverletzungen, ein-
schliesslich Ermessensmiss-
brauchs oder -überschreitung 
(Art. 90 VRG) 

Ja, soweit in 
einem Gesetz 
vorgesehen 
(Art. 61-63 VRG)

  

OW Verordnung über die 
Organisation des 
Regierungsrates und 
der kantonalen Ver-
waltung (Organisati-
onsverordnung;  

OW 133.11) 

Staatsverwaltungs-
gesetz  

(OW 130.1) 

Gesetz über die Ge-
richtsorganisation  

(OW 134.1) 

Der Regierungsrat entscheidet nach Mass-
gabe der Gesetzgebung über Beschwerden 
(Art. 5 Organisationsverordnung) 

Sofern die Gesetzgebung nicht etwas ande-
res bestimmt, kann gegen Verfügungen der 
Amtsstellen beim Departement, gegen Ver-
fügungen und Entscheide des Departemen-
tes oder von Kommissionen beim Regie-
rungsrat Beschwerde erhoben werden 
(Art. 67 Staatsverwaltungsgesetz) 

Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim 
Verwaltungsgericht ist zulässig gegen Ent-
scheide der letzten kantonalen Verwaltungs-
behörden (Art. 64 Gesetz über die Gerichts-
organisation). Die Ausnahmen werden in 
Art. 64 Abs. 2 aufgelistet. So ist die Verwal-
tungsgerichtsbeschwerde namentlich gegen 
Entscheide mit vorwiegend politischem Cha-
rakter ausgeschlossen. 

Der direkte Weiterzug an das Verwaltungs-
gericht ist auf bestimmten Gebieten möglich. 
So können beispielsweise Verfügungen des 
Verkehrszentrums der Kantone OW und NW 

Verwaltungsbeschwerde: 
grundsätzlich umfassend (Art. 69 
Staatsverwaltungsgesetz), ausser 
gegen Beschlüsse von   Gemein-
deversammlungen und Gemein-
deräten. 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen, unrichti-
ge / unvollständige Feststellung 
des Sachverhalts (Art. 66 Gesetz 
über die Gerichtsorganisation). 
Ausnahmsweise kann die Unan-
gemessenheit gerügt werden. 

  Im Kanton OW sind auch Bestrebun-
gen in Richtung Verfahrensvereinfa-
chung und Effizienzsteigerung im 
Gang. Erwogen wurde u.a. die Ab-
schaffung der Beschwerdemöglichkeit 
an den Regierungsrat und die Einfüh-
rung der direkten Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht. In der Botschaft 
wird diese Lösung insbesondere mit 
Blick auf die Filterfunktion des Regie-
rungsrates vorerst verworfen15. 

                                                 
15 Vgl. Botschaft des Regierungsrats zu Vereinfachungen des Verwaltungs- und Publikationsverfahrens (Finanzvorlage 2020), unter: <https://www.ow.ch/dl.php/de/ax-
5ceb7b27c74a7/Botschaft_des_Regierungsrats_zu_Vereinfachungen_des_Verwaltungs-_und_Publikationsverfahrens_vom_9._April_2019.pdf>. 
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(VSZ), nach Durchführung eines Ein-
spracheverfahrens, beim Verwaltungsgericht 
des jeweiligen Kantons angefochten werden 
(vgl. Art. 72 Gesetz über die Gerichtsorgani-
sation i.V.m. Art. 12 Abs. 2 und 3 der inter-
kantonalen Vereinbarung VSZ). 

In Steuersachen besteht eine kantonale 
Steuerrekurskommission als Vorinstanz 
des Verwaltungsgerichts. 

SG Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRP; SG 951.1) 

In Verwaltungsstreitsachen entscheiden fol-
gende Organe: die oberste Verwaltungsbe-
hörde einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft oder einer selbstständigen öffentlich-
rechtlichen Anstalt; die Verwaltungsrekurs-
kommission und das Versicherungsgericht; 
die Regierung; das Departement; das Ver-
waltungsgericht; der Einzelrichter des Kreis-
gerichtes, das Kreisgericht und das Kan-
tonsgericht (Art. 32 VRP). 

Der Rekurs kann bei folgenden Instanzen 
eingereicht werden: 

oberste Verwaltungsbehörden der Ge-
meinden (Art. 40 VRP): Verfügungen unte-
rer Instanzen einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft oder einer selbständigen öffent-
lich-rechtlichen Anstalt können mit Rekurs an 
die oberste Verwaltungsbehörde einer Kör-
perschaft oder einer Anstalt weitergezogen 
werden. Gemeinden können durch rechtset-
zendes Reglement bestimmen, dass Verfü-
gungen und Entscheide unterer Instanzen 
unmittelbar an die kantonale Rekursinstanz 
weitergezogen werden können. 

Verwaltungsrekurskommission als orden-

(Verwaltungsinterner) Rekurs: 
umfassend, ausser im Bereich der 
Autonomie einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft oder 
einer selbständigen öffentlich-
rechtlichen Anstalt (Art. 46 VRP) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: 

nur Rechtsverletzungen sowie die 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts (Art. 61 
VRP). 

 Ja (Art. 43ter 
VRP): Der 
Rekurrent 
kann mit Zu-
stimmung der 
weiteren Be-
teiligten auf 
den Rekurs-
entscheid des 
zuständigen 
Departements 
verzichten 
und eine 
Überweisung 
an das Ver-
waltungsge-
richt verlan-
gen. 

Die st.gallische Verwaltungsrechtspfle-
ge ist geprägt durch das zweistufige 
Rechtsmittelverfahren, mit einer Re-
kurs- und einer Beschwerdeinstanz. 
Dieser Grundsatz wurde insofern 
durchbrochen, als gegen Verfügungen 
der Departemente die Beschwerde an 
den Regierungsrat grundsätzlich aus-
geschlossen ist und diese Entscheide 
direkt beim Verwaltungsgericht an-
fechtbar sind. Die Verwaltungsrekurs-
kommission ist eigentlich ein erstin-
stanzliches Verwaltungsgericht (ver-
gleichbar mit jenen in den Kantonen 
Jura und Genf), wobei seine Zustän-
digkeiten auf detailliert aufgezählte 
Sachbereiche beschränkt sind16. 

 

Im Rahmen der vor kurzem erfolgten 
Revision der Verwaltungsrechtspflege 
wurde die Beibehaltung des zweistufi-
gen Rechtsmittelverfahrens, mit einer 
verwaltungsinternen Instanz, dem Ver-
sicherungsgericht oder der Verwal-
tungsrekurskommission als erste In-
stanz und dem Verwaltungsgericht als 

                                                 
16 Ausführlich dazu vgl. die Botschaft RR/SG vom 13.10.2015 (FN 4), S. 16 ff. 
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tliches Rekursgericht (Art. 41): bei der 
Verwaltungsrekurskommission können Ent-
scheide aus den aufgezählten Bereichen 
(Arbeitnehmerschutz, Berufsbildung, Land-
wirtschaft, Schätzungen, öffentliche Dienst-
pflichten, Strassenverkehr, Abgaben) sowie 
Verfügungen der KESB (Art. 41ter VRP) an-
gefochten werden. 

Bei der Verwaltungsrekurskommission kön-
nen zudem angefochten werden erstinstanz-
liche Verfügungen der Departemente betref-
fend Erteilung und Verweigerung von Bewil-
ligungen zur Berufsausübung, Disziplinar-
massnahmen gegen Medizinalpersonen und 
Auskunftserteilung sowie Zugang zu amtli-
chen Dokumenten nach dem Öffentlichkeits-
gesetz sowie Verfügungen und Entscheide, 
für welche die Regierung, wenn nicht beson-
dere gesetzliche Vorschriften entgegenste-
hen, durch Verordnung die Möglichkeit des 
Weiterzugs an die Verwaltungsrekurskom-
mission vorsieht (Art. 41quater VRP). 

Beim Departement: 

Sofern nicht der Weiterzug an die Verwal-
tungsrekurskommission, an das Versiche-
rungsgericht oder an die Regierung offen-
steht, können mit Rekurs beim zuständigen 
Departement angefochten werden: Verfü-
gungen und Entscheide der obersten Ver-
waltungsbehörde einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft oder einer selbständigen öffent-
lich-rechtlichen Anstalt, ausgenommen des 

zweite Rechtsmittelinstanz, beschlos-
sen17. 

                                                 
17 Vgl. die Unterlagen im Zusammenhang mit den parlamentarischen Beratungen unter: 
<https://www.ratsinfo.sg.ch/content/ris/home/geschaefte/geschaeftssuche.geschaeftdetail.html?geschaeftid=E4565DEB-36FA-4051-BD97-D025BCA71E46&ziel=1>. 
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Verwaltungsrates der Gebäudeversicherung 
und des Kooperationsgremiums der E-
Government St.Gallen (eGovSG); Verfügun-
gen und Entscheide der Verwaltungsbehör-
den des Staates, ausgenommen des Erzie-
hungsrates, des Universitätsrates, des Rates 
der Pädagogischen Hochschule St.Gallen 
und des Gesundheitsrates (Art. 43bis VRP). 

Letztinstanzlich beurteilt das Verwaltungs-
gericht Beschwerden gegen Entscheide der 
Verwaltungsrekurskommission und des Ver-
sicherungsgerichts (Ausnahmen: Entscheide 
im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 
und wenn das Versicherungsgericht als obe-
res Gericht entschieden hat; Art. 59 VRP). 

Sofern kein ordentliches Rechtsmittel an 
eine Verwaltungsbehörde oder eine verwal-
tungsunabhängige Kommission des Bundes 
oder an das Bundesverwaltungsgericht of-
fensteht, beurteilt das Verwaltungsgericht 
Beschwerden gegen Verfügungen und Ent-
scheide der Regierung, der Departemente, 
der Rekursstellen Volksschule, des Erzie-
hungsrates, des Universitätsrates, des Rates 
der Pädagogischen Hochschule St.Gallen, 
des Verwaltungsrates der Gebäudeversiche-
rung, des Kooperationsgremiums der E-
Government St.Gallen (eGovSG) und des 
Gesundheitsrates sowie der obersten Be-
hörden der als öffentlich-rechtliche Körper-
schaft anerkannten Religionsgemeinschaften 
(Art. 59bis VRP;  (Ausschluss der Beschwer-
de in bestimmten Fällen, vgl. Abs. 2) 

SH Gesetz über die Or-
ganisation der Regie-
rungs- und Verwal-
tungstätigkeit (Orga-
nisationsgesetz;  

Der Regierungsrat ist Rekurs- und Be-
schwerdeinstanz für: Entscheide der Depar-
temente, soweit sie nicht direkt an das Ober-
gericht weitergezogen werden können; Ent-
scheide unterer Instanzen der kantonalen 
Verwaltung, soweit die direkte Weiterzugs-

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (Art. 19 Verwaltungs-
rechtspflegegesetz) 
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SH 172.100) 

Gesetz über den 
Rechtsschutz in Ver-
waltungssachen 
(Verwaltungsrechts-
pflegegesetz;  

SH 172.200) 

Justizgesetz  

(JG; SH 173.200) 

möglichkeit vorgesehen ist; Entscheide von 
Bezirks- oder Gemeindeorganen (Art. 6 Or-
ganisationsgesetz) 

Letztinstanzliche Entscheide, namentlich 
kantonaler Verwaltungsbehörden, werden 
vom Obergericht behandelt (vgl. die Zustän-
digkeiten in Art. 44 JG) 

SO Gesetz über den 
Rechtsschutz in Ver-
waltungssachen 
(Verwaltungsrechts-
pflegegesetz,  

SO 124.11) 

Gesetz über die Ge-
richtsorganisation 
(GO; SO 125.12) 

Grundsatz: Verfügungen und Entscheide 
können durch Beschwerde an die nächst-
höhere Verwaltungsbehörde bis zum zu-
ständigen Departement und danach ans 
Verwaltungsgericht weitergezogen werden, 
soweit nicht ein anderes Rechtsmittel, insbe-
sondere die Beschwerde an den Regie-
rungsrat, zulässig ist (§ 29 VRG). 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird ausge-
übt durch die kantonale Schätzungskommis-
sion, das Verwaltungsgericht, das Versiche-
rungsgericht, das kantonale Steuergericht, 
weitere durch die Gesetzgebung bezeichne-
te Verwaltungsgerichtsbehörden (§ 40 VRG).

Das Verwaltungsgericht beurteilt Be-
schwerden gegen Verfügungen und  

Entscheide in Verwaltungssachen von Be-
hörden des Kantons und der Gemeinden, 
gegen die kein anderes ordentliches kanto-
nales Rechtsmittel oder die Beschwerde an 
das Bundesverwaltungsgericht 

vorgesehen ist und die nicht von einem an-
deren oberen Gericht ausgehen. Es beurteilt 
auch Beschwerden gegen Verfügungen und 
Entscheide der Kantonalen Schätzungs-
kommission und ihres Präsidenten. In Wahl- 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend, ausser bei letztinstanzli-
chen Verfügungen oder Entschei-
den der Gemeinden, die im Rah-
men der Gemeindeautonomie 
ergehen, bei welchen die Unan-
gemessenheit nicht geprüft wird 
(§ 30 VRG). 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: nur Rechtsverletzungen sowie 
die unrichtige / unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts 
gerügt werden. Richtet sich die 
Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
gegen Verfügungen und Ent-
scheide von Beamten oder Be-
hörden, die in der Sache als erste 
und einzige Instanz verfügt oder 
entschieden haben, kann über-
dies Unangemessenheit geltend 
gemacht werden, unter Vorbehalt 
der Grundsätze der Gemeindeau-
tonomie (§ 67bis VRG; vgl. die 
Gegenausnahmen in Abs. 3). 
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und Abstimmungsbelangen sowie in Ge-
meindeangelegenheiten kann nach Massga-
be des Gesetzes Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht geführt werden (§ 49 GO). Die 
Ausschlussgründe werden in § 50 GO aufge-
führt. 

SZ Verwaltungsrechts-
pflegegesetz  

(VRP; SZ 234.110) 

Beschwerdeinstanzen sind (§ 45 VRG): 

der Bezirksrat oder der Gemeinderat für 
Verwaltungsbeschwerden gegen die ihnen 
unterstellten Behörden und Organe; 

der Regierungsrat für Verwaltungsbe-
schwerden gegen die Bezirksräte und Ge-
meinderäte, die Organe kommunaler Zweck-
verbände, die Departemente, kantonale 
Kommissionen und Amtsstellen sowie die 
Organe kantonaler Anstalten; für weitere 
Verwaltungsbeschwerden gemäss die in § 1 
lit. b und § 2 Abs. 1 lit. a VRP bezeichneten 
Organe. 

Beschwerdeentscheide von Gemeinden sind 
selten. Die zentrale Instanz für die verwal-
tungsinterne Rechtsprechung ist der Regie-
rungsrat.  

Letztinstanzlich ist die Verwaltungsgerichts-
beschwerde an das Verwaltungsgericht 
zulässig gegen grundsätzlich alle Entscheide 
des Regierungsrates (§ 51 VRP).  

In bestimmten Bereichen ist das Verwal-
tungsgericht jedoch erste und alleinige 
Rechtsmittelinstanz18. 

Verwaltungsbeschwerde: 

Grundsätzlich umfassend (§ 46 
VRP) 

Verwaltungsgerichtsbeschwerde: 
nur Rechtsverletzungen sowie die 
unrichtige / unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts; umfas-
sende Kognition in bestimmten 
Fällen (namentlich bei Sprungbe-
schwerde § 55 Abs. 2 VRP) 

Ja, soweit im 
Gesetz vorgese-
hen (§ 64 VRP) 

Ja, an das 
Verwaltungs-
gericht durch 
Entscheid des 
Regierungs-
rats (§ 52 
VRP)19 

Als Besonderheit ist zu erwähnen, 
dass die Kompetenz des Regierungs-
rates, namentlich über Verwaltungs-
rechtsstreitigkeiten zu entscheiden, 
bereits auf Verfassungsstufe verankert 
ist (§ 60 KV). 

Im Kanton Schwyz wurde im Jahr 2005 
ein Postulat eingereicht, mit dem An-
trag, es sei in einem Bericht eine um-
fassende Auslegeordnung vorzuneh-
men, inwieweit eine verwaltungsinterne 
Rechtspflege sich heutzutage noch 
rechtfertigen lasse bzw. Sinn mache. 
Zudem sei zu prüfen, wie die Verfahren 
in Verwaltungssachen beschleunigt 
werden könnten. Der Regierungsrat 
hat in einem ausführlichen Bericht ab-
lehnend Stellung dazu genommen20. 
Zur Begründung führte er folgendes 
aus: dem Verfahren vor dem Regie-
rungsrat komme eine Filterfunktion zu, 
indem die Mehrheit der Beschwerden 
nicht an das Verwaltungsgericht wei-
tergezogen würden21; die Ermessens-
kontrolle gehöre nicht zu den Aufgaben 
eines Gerichts bzw. eine solche würde 

                                                 
18 So z.B. im Sozialversicherungs-, Steuer- und Abgaberecht, wobei zunächst ein Einspracheverfahren durchgeführt wird; bei Beschwerden gegen Administrativmassnah-
men im Strassenverkehrsrecht, im Bereich des bäuerlichen Bodenrechts, gegenüber der Expropriationskommissionen betreffend Enteignungsentschädigungen, gegenüber 
der Anordnung von Ausschaffungshaft im Bereich des Ausländerrechts, etc.; vgl. Bericht RR/SZ vom 02.11.2005 (FN 4), Ziff. 4.4.3. 
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Für bestimmte Bereiche existieren spezielle 
Behörden, so z.B. die kantonale Steuer-
kommission. Deren Entscheide können 
sodann direkt beim Verwaltungsgericht an-
gefochten werden. 

nur mit Zurückhaltung ausgeübt, was 
eine Schmälerung des Rechtsschutzes 
bedeuten würde; der Wegfall der Be-
schwerde an den Regierungsrat würde 
zu einer Mehrbelastung des Verwal-
tungsgerichts führen, namentlich bei 
Sachverhaltsabklärungen und Beweis-
verfahren; das verwaltungsinterne Ver-
fahren sei einfacher und kostengünsti-
ger für den Rechtsuchenden.  

Ebenfalls ablehnend äusserte sich der 
Regierungsrat zu einem Postulat vom 
25.09.2017 (P 8/17: «Missbräuchliche 
Einsprachen erschweren und Verfah-
ren beschleunigen»22. Der Regierungs-
rat wies zunächst auf die geringe An-
zahl Beschwerden gegen Baugesuche 
an den Regierungsrat hin (7% aller 
Baugesuche [ca. 110 pro Jahr], wovon 
ca. 30% vollständig und 10% teilweise 
gutgeheissen werden) sowie auf die 
ebenfalls geringe Anzahl Einsprachen 
gegen Baugesuche (ca. 11% von jähr-
lich rund 1'700 Baugesuchen). Ferner 
müsste das Verwaltungsgericht bei 

                                                                                                                                                                                                                                                            
19 Offenbar waren es im Jahr 2005 ca. 10% der an den Regierungsrat gerichteten Beschwerden mittels Sprungbeschwerde direkt an das Verwaltungsgericht weitergeleitet 
worden (vgl. Postulat 10/05 vom 2. März 2005: «Regierungsrat als Rechtsmittelinstanz?», abgedruckt in: Bericht RR/SZ vom 02.11.2005 (FN 4). Von der Möglichkeit der 
Sprungbeschwerde wird v.a. im Abgabebereich (Abfallgebühren, Kanalisationsanschlussgebühren, etc.) Gebrauch gemacht (Bericht RR/SZ vom 02.11.2005 [FN 4], Ziff. 
4.3.2). 
20 Vgl. Bericht RR/SZ vom 02.11.2005 (FN 4) und Gutachten Ziff. 87. 
21 So wurden im Jahr 2004 insgesamt 303 Beschwerden durch den Regierungsrat erledigt, wovon nur 15% an das Verwaltungsgericht weitergezogen wurden (Bericht 
RR/SZ vom 02.11.2005 [FN 4], Ziff. 8.2.). 
22 Das Postulat bezog sich auf das Baubewilligungsverfahren. Der Regierungsrat wurde darum ersucht, zu untersuchen, welche Massnahmen ergriffen werden könnten, um 
die Verfahren zu beschleunigen und missbräuchliche Einsprachen einzudämmen; u.a. sollte eine Kürzung des Beschwerdeverfahrens, mit der Möglichkeit der direkten Be-
schwerde an das Verwaltungsgericht, geprüft werden. 



25 

Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

einer Aufhebung des Regierungsrats 
als Rechtsmittelbehörde mit voller 
Kognition entscheiden und es würde zu 
einem Anstieg der Geschäftslast des-
selben führen23. 

TG Gesetz über die Ver-
waltungsrechtspflege 

(VRG; TG 170.1) 

Gemäss § 28 VRG sind Organe der Verwal-
tungsrechtspflege: die letztinstanzliche Ver-
waltungsbehörde der Gemeinden, der öffent-
lich-rechtlichen Korporationen und der selb-
ständigen öffentlich-rechtlichen Anstalten; 
Schätzungskommission, Schiedsgerichte 
und paritätische Kommissionen; Rekurs-
kommissionen und Versicherungsgericht; 
Departemente des Regierungsrats; Regie-
rungsrat; Verwaltungsgericht 

Rekursinstanzen: 

Entscheide unterer Instanzen können mit 
Rekurs an die oberste Verwaltungsbehör-
de der Gemeinden, öffentlich-rechtlichen 
Korporationen oder selbständigen öffent-
lich-rechtlichen Anstalten weitergezogen 
werden (§ 36 VRG) 

Die Zuständigkeit der kantonalen Rekurs-
instanzen richtet sich nach der übrigen Ge-
setzgebung (§ 37 VRG). 

Sofern nicht der Weiterzug an eine Rekurs-
kommission offen steht, beurteilt das zustän-
dige Departement Rekurse gegen Entschei-
de der kantonalen Amtsstellen, der Auf-
sichtskommissionen, der obersten Gemein-
deorgane, der öffentlich-rechtlichen Korpora-
tionen und der selbständigen öffentlich-
rechtlichen Anstalten, von Privaten oder pri-

(Verwaltungsinterner) Rekurs: 
umfassend, ausser bei Entschei-
den des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinden, der öffentlich-
rechtlichen Korporationen oder 
der selbständigen öffentlich-
rechtlichen Anstalten, wo die Un-
angemessenheit ausgeschlossen 
ist (§ 47 VRG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: nur Rechtsverletzungen sowie 
die unrichtige / unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts 
(§ 56 VRG). Ausnahme: Die Un-
angemessenheit kann gerügt 
werden, wenn das Verwaltungs-
gericht als erste Rechtsmitte-
linstanz entscheidet, wenn seine 
Entscheide an eine Bundesin-
stanz mit unbeschränkter Über-
prüfungsbefugnis weitergezogen 
werden können oder wenn ein 
Gesetz oder Staatsvertrag dies 
vorschreibt. 

   

                                                 
23 Vgl. den Beschluss des Regierungsrats vom 10.04.2018, Nr. 262/2018. Der Regierungsrat nahm auch Bezug auf die Lage im Kanton Luzern, wo die Verfahrensdauer vor 
dem Verwaltungsgericht bei Planungs- und Bausachen im Durchschnitt ein Jahr beträgt, so dass es ungewiss sei, wie gross die Zeitersparnis wirklich sei. 



26 

Kanton Gesetzliche 
Grundlagen 

Regelung Kognition Einsprache Sprung-
beschwerde 

Bemerkungen

vaten Organisationen, soweit sie öffentliche 
Verwaltungsaufgaben erfüllen (§ 43 VRG) 

Letzte kantonale Instanz ist das Verwal-
tungsgericht (§ 54 VRG). Die Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde ist grundsätzlich gegen 
alle Entscheide zulässig, ausser gegen be-
stimmte Entscheide des Regierungsrates 
nach § 55 VRG (vorwiegend politische Ent-
scheide) und gegen Entscheide des Grossen 
Rats (§ 55a VRG). 

Das Gesetz sieht verschiedene Rekurs-
kommissionen als Vorinstanzen des Ver-
waltungsgerichts vor:  

Steuerrekurskommission (§ 38 VRG); 

Rekurskommission für die Gebäudeversiche-
rung (§ 39 VRG); 

Rekurskommission für Strassenverkehrssa-
chen (§ 40 VRG); 

Rekurskommission für Landwirtschaftssa-
chen (§ 41 VRG); 

Personalrekurskommission (§ 42 VRG). 

TI Legge sulla procedu-
ra amministrativa  

(LPAmm TI 165.100) 

Die Beschwerde an den Staatsrat ist zuläs-
sig namentlich gegen Entscheide von Ge-
meindebehörden, wenn das Gesetz nichts 
anderes vorsieht, sowie gegen Entscheide 
von Departementen, der Staatskanzlei, der 
untergeordneten Behörden und von speziel-
len Kommissionen, sofern das Gesetz keine 
direkte Beschwerdemöglichkeit an das Ver-
waltungsgericht vorsieht (Art. 80 LPAmm). 

Das Verwaltungsgericht beurteilt Be-
schwerden gegen Entscheide des Regie-
rungsrates, die nicht definitiv sind oder ge-
gen welche keine andere Beschwerdemög-
lichkeit existiert. Es beurteilt ebenfalls Be-

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend.  

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: nur Rechtsverletzungen sowie 
die unrichtige / unvollständige 
Feststellung des Sachverhalts; die 
Unangemessenheitsrüge ist zu-
lässig nur, wenn gesetzlich vorge-
sehen (Art. 69 LPAmm) 
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schwerden gegen Entscheide anderer Be-
hörden, die nicht definitiv sind sowie der 
selbständigen öffentlich-rechtlicher Anstalten 
oder des Grossen Rates in den vom Gesetz 
vorgesehenen Fällen (Art. 84 LPAmm). 

Das Verwaltungsgericht beurteilt Angelegen-
heiten als einzige Instanz in den Fällen von 
Art. 92 LPAmm. 

Möglichkeit der Beschwerde an den Grossen 
Rat, wenn ein Gesetz dies vorsieht  

(vgl. Art. 100 ff. LPAmm), teilweise mit an-
schliessender Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht. 

UR Verordnung über die 
Verwaltungsrechts-
pflege  

(VRPV; UR 2.2345) 

Beschwerden gegen Verfügungen letztin-
stanzlicher Gemeinde- und Korporationsbe-
hörden sowie Beschwerden gegen Verfü-
gungen anderer Behörden, die dem Regie-
rungsrat mittelbar oder unmittelbar unterstellt 
sind, sind an den Regierungsrat zu richten. 

Verfügungen der Korporationsbürgerge-
meinden unterliegen grundsätzlich vorgängig 
dem korporationsinternen Beschwerdeweg 
(Art. 44 VRPV). 

Koordinierte Verfügungen (Art. 25a RPG) 
sind direkt beim Regierungsrat anfechtbar 
(Art. 44 Abs. 2 VRPV). 

Letzte kantonale Instanz ist das Oberge-
richt. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
ist gegen eine letztinstanzliche Verfügung 
einer Verwaltungsbehörde zulässig, sowie 
gegen Verfügungen des Regierungsrates, 
soweit die Gesetzgebung den Weiterzug 
nicht ausschliesst oder anders regelt und 
gegen Verfügungen anderer Behörden, so-
weit die Gesetzgebung den Weiterzug an 
das Obergericht ausdrücklich vorsieht 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (Art. 47) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Nur Rechtsverletzungen 
(Art. 57 VRPV) 

Ja, wo sie durch 
die Rechtsord-
nung vorgese-
hen ist (Art. 39 ff. 
VRPV) 
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(Art. 54 VRPV) 

Ausschluss der Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde in den Fällen gemäss Art. 55 
VRPV. 

VD Loi sur la procédure 
administrative  

(LPA ; VD 173.36) 

Verwaltungsbeschwerde nur zulässig, wenn 
das Gesetz diese Möglichkeit vorsieht: 
«Lorsqu'une loi le prévoit, les décisions et 
décisions sur réclamation peuvent faire l'ob-
jet d'un recours administratif» (Art. 73 LPA). 

Allgemeine Kompetenz des Kantonsge-
richts (Tribunal cantonal) gemäss Art. 92 
LPA, mit Ausnahme der Entscheide des 
Grossen Rates und des Regierungsrates: 
«Le Tribunal cantonal connaît des recours 
contre les décisions et décisions sur recours 
rendues par les autorités administratives, 
lorsque la loi ne prévoit aucune autre autorité 
pour en connaître. Les décisions du Grand 
Conseil et du Conseil d'Etat, en première 
instance ou sur recours, ne sont pas suscep-
tibles de recours au Tribunal cantonal ». 

 

 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (Art. 76 LPA) 

Verwaltungsgerichtsbeschwerde: 
Nur Rechtsverletzungen und un-
richtige oder unvollständige Fest-
stellung des Sachverhalts (Art. 98 
LPA) 

Ja, wenn in ei-
nem Gesetz vor-
gesehen 
(Art. 66 ff. LPA) 

  

ZG Gesetz über den 
Rechtsschutz in Ver-
waltungssachen 
(Verwaltungsrechts-
pflegegesetz,  

VRG; ZG 162.1) 

Beschwerdeinstanzen gemäss § 40 VRG: 

Entscheide einzelner Mitglieder des Ge-
meinderats bzw. von Ratsausschüssen so-
wie von Kommissionen und Dienststellen 
können beim Gemeinderat angefochten 
werden;  

Beschwerden gegen Entscheide des Ge-
meinderats, des Grossen Gemeinderats und 
der Gemeindeversammlung sind an den 
Regierungsrat zu richten.  

Alle Entscheide unterer kantonaler Verwal-
tungsbehörden, die sich auf kantonales 

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (§ 42 VRG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: Rechtsverletzungen sowie die 
unrichtige Beurteilung einer Tat-
sache; Unangemessenheit nur 
ausnahmsweise, so z.B. bei der 
Sprungbeschwerde (§ 63 VRG). 

Ja, in den vom 
Gesetz vorgese-
henen Fällen 
(§ 34 ff. VRG) 

Ja (§ 61 
Abs. 2 VRG): 
Bei Zustim-
mung des 
Beschwerde-
führers kann 
der Regie-
rungsrat eine 
Verwaltungs-
streitsache 
unter Verzicht 
auf einen Ent-
scheid an das 
Verwaltungs-

Obwohl der Kanton Zug grundsätzlich 
einen zweistufigen Instanzenzug kennt, 
wird der verwaltungsinterne Rechts-
schutz (namentlich in Baubewilligungs-
verfahren) teilweise eingeschränkt, 
indem bestimmte Entscheide des Ge-
meindesrats über Baugesuche und 
Baueinsprachen direkt beim Verwal-
tungsgericht angefochten werden kön-
nen (so z.B. bei Bewilligungen von 
Bauten und Anlagen ausserhalb der 
Bauzone). Die Möglichkeiten des direk-
ten Weiterzugs gehen jedoch weniger 
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Recht stützen, können unter Vorbehalt ab-
weichender gesetzlicher Bestimmungen 
beim Regierungsrat angefochten werden. 

Entscheide unterer kantonaler Verwaltungs-
behörden, die sich auf Bundesrecht stützen, 
können beim Regierungsrat oder bei der 
zuständigen Direktion angefochten werden, 
soweit dies die Gesetzgebung ausdrücklich 
vorsieht. 

Oberste kantonale Behörde ist das Verwal-
tungsgericht. Die Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde ist gegen folgende Entscheide 
zulässig (§ 61 VRG): 

gegen Verwaltungsentscheide unterer kan-
tonaler Verwaltungsbehörden, soweit sich 
ihre Entscheide auf Bundesrecht stützen und 
die Gesetzgebung keinen Weiterzug an den 
Regierungsrat oder das Bundesverwaltungs-
gericht vorsieht; gegen Verwaltungsent-
scheide des Regierungsrats, soweit die Ge-
setzgebung den Weiterzug nicht ausnahms-
weise ausschliesst; 

gegen Verwaltungsentscheide der oder des 
Datenschutzbeauftragten sowie der Om-
budsperson. 

 

gericht zur 
direkten Beur-
teilung über-
weisen. 

weit als im Kanton Luzern.  

 

Auch im Kanton Zug wurde die Frage 
der Verfahrensbeschleunigung im Zu-
sammenhang mit Bewilligungs- und 
Baubeschwerdeverfahren geprüft. Im 
Rahmen einer Interpellation hat sich 
der Regierungsrat einerseits zu den 
Vor- und Nachteilen des Luzerner24 
und Zürcher25 Modells sowie allge-
mein, zur Effizienzsteigerung im Zuger 
Baubewilligungs- und Baubeschwerde-
verfahren geäussert. Das Luzerner 
Modell wurde – insbesondere unter 
Hinweis auf die Erfahrungen des Lu-
zerner Verwaltungsgerichts – verwor-
fen. Ebenfalls abgelehnt wurde das 
Zürcher Modell, mit der Begründung, 
durch den Wegfall der Einsprache 
könnten keine einvernehmlichen Lö-
sungen mehr getroffen werden, was 
aber im Kanton Zug eine wichtige Rolle 
spiele. Zudem sei der Kanton ZG nicht 
mit einem Baurekursgericht dotiert. 
Schliesslich würde sich die Spruchge-
bühr bei Verwaltungsbeschwerdeent-
scheiden des Regierungsrats im Kan-
ton ZG zwischen 55 und 4'500 Franken 
bewegen, während im Kanton Zürich 
bereits in einfachen Fällen mit Kosten 

                                                 
24 Vgl. die Bemerkungen zum Kanton Luzern. 
25 Vgl. die Bemerkungen zum Kanton Zürich. 
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zwischen10’000 und 15'000 Franken 
zu rechnen sei26. 

Als Lösungen für die Effizienzsteige-
rung sieht der Regierungsrat eine Stei-
gerung der Qualität des erstinstanzli-
chen Verfahrens und der erstinstanzli-
chen Entscheide durch eine Profesio-
nalisierung der kommunalen Bauämter, 
beispielsweise durch die Zusammenle-
gung kleinerer Bauämter zu einem 
regionalen Bauamt. Ferner wird die 
Erhöhung der Gebührensätze in Erwä-
gung gezogen. Schliesslich wird auf 
die Möglichkeit der Sprungbeschwerde 
hingewiesen27. 

ZH Verwaltungsrechts-
pflegegesetz  

(VRG; ZH 175.2) 

Grundsatz gemäss § 19b VRG: Anordnun-
gen einer unteren Behörde können an die 
obere Behörde weitergezogen werden.  

Rekursinstanzen sind: 

Der Regierungsrat bei Anordnungen na-
mentlich einer Direktion und der Bezirksräte 
und Statthalter; 

Die Direktion bei Anordnungen einer Ver-
waltungseinheit der Direktion und einer Ge-
meinde oder einer Kreiswahlvorsteherschaft 
in Stimmrechtssachen des Kantons; 

Der Bezirksrat bei Anordnungen einer politi-
schen Gemeinde, einer Schulgemeinde, 
einer Anstalt, eines Zweckverbands, eines 
Privaten, der öffentliche Aufgaben wahr-

Verwaltungsbeschwerde: um-
fassend (§ 20 VRG) 

Verwaltungsgerichtsbeschwer-
de: gleiche Rügegründe wie § 20, 
mit Ausnahme der Unangemes-
senheitsrüge, die nur zulässig ist, 
wenn ein Gesetz sie vorsieht 
(§ 50 VRG). 

 Ja (Art. 19b 
Abs. 4 VRG), 
wenn die Re-
kursinstanz im 
Einzelfall 
Weisungen 
erteilt hat, wie 
die untere 
Instanz zu 
entscheiden 
hat. 

Zu beachten ist auch Art. 77 KV/ZH, 
wonach für Anordnungen, die im Ver-
waltungsverfahren ergangen sind, die 
wirksame Überprüfung durch eine Re-
kursinstanz sowie der Weiterzug an ein 
Gericht gewährleistet sind. Das Gesetz 
kann in begründeten Fällen Ausnah-
men vorsehen. Folglich könnte hier 
grundsätzlich – von Verfassungs we-
gen – kein direkter Rechtsmittelweg an 
das Verwaltungsgericht eingeführt 
werden. 

In kommunalen Baubewilligungsverfah-
ren kennt der Kanton das Institut der 
Einsprache nicht, womit ein beträchtli-
cher Aufwand für die Gemeinden ent-

                                                 
26 Vgl. Antwort des Regierungsrats des Kantons Zug vom 26.06.2018 zur Interpellation der FDP-Fraktion vom 25.01.2018 betreffend Baubewilligungs- und Baubeschwerde-
verfahren, Vorlage Nr. 2821.2, S. 3 ff. 
27 Ibid, S. 7 f. Zu beachten ist, dass im Kanton Zug gemäss den Angaben des Regierungsrats die Baudirektion stark überlastet ist, was zu einer Verlängerung der Behand-
lungsdauer der Baubewilligungs- und Beschwerdeverfahren in planungs- und baurechtlichen Angelegenheiten geführt hat. 
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nimmt. 

Das Statthalteramt bei Anordnungen der 
politischen Gemeinden im Bereich der Orts-
polizei und des Feuerwehrwesens. 

Der Kantonsrat oder seine Geschäftsleitung 
in den aufgezählten Fällen. 

Hat eine Rekursinstanz im Einzelfall Rat 
oder Weisung erteilt, dass oder wie eine 
Vorinstanz entscheiden soll, ist die der Re-
kursinstanz übergeordnete Verwaltungsbe-
hörde für die Behandlung des Rekurses zu-
ständig.  

Ferner existieren zwei Spezialverwaltungs-
gerichte (Baurekursgericht und Steuerre-
kursgericht), deren Entscheide direkt vor 
dem Verwaltungsgericht anfechtbar sind. 

Das Verwaltungsgericht entscheidet als 
letzte kantonale Instanz über Verwaltungsge-
richtsbeschwerden (§ 41 VRG). Die Aus-
nahmen von der Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde sind in § 42 VRG (z.B. Anordnun-
gen des Kantonsrats und seiner Organe), in 
§ 43 VRG (Zuständigkeit anderer kantonaler 
Behörden), sowie in § 44 VRG (vorwiegend 
politische Entscheide) geregelt. 

fällt. Dies ist deshalb möglich, weil ein 
professionelles Baurekursgericht als 
Spezialverwaltungsgericht amtet. 

 



 

ANHANG 2: DIE 5 MODELLE  

 

Modell 1:  Zweistufiger verwaltungsinterner Instanzenzug 

 

 

Verfügung

Verwaltungsinterne 
Beschwerdeinstanz

Regierungsrat /
Staatsrat

Kantonsgericht /
Verwaltungsgericht

Sprungrekurs (optional)

 

  



 2 

Modell 2:  Einstufiger verwaltungsinterner Instanzenzug ohne Staatsrat 

 

 

Verfügung

Kantonsgericht /
Verwaltungsgericht

Verwaltungsinterne 
Beschwerdeinstanz

Sprungrekurs (optional)
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Modell 3:  Einstufiger verwaltungsinterner Instanzenzug an den Staatsrat 

 

 

Verfügung

Regierungsrat / 
Staatsrat

Kantonsgericht /
Verwaltungsgericht

Sprungrekurs (optional)
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Modell 4:  Direkte Anfechtung beim Kantonsgericht / Verwaltungsgericht  

 

 

Verfügung

Kantonsgericht /
Verwaltungsgericht
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Modell 5:  Erstinstanzliches Verwaltungsgericht / Rekurskommission 

 

 

Verfügung

Gericht / 
Rekurskommission

Kantonsgericht /
Verwaltungsgericht

 

 




